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■Wie ein Grundmotiv zieht sich
der Ruf nach Gerechtigkeit durch

die biblische Botschaft. Alle sollen an
der Verheißung des Bundes Gottes mit
den Menschen teilhaben. Denn Gott
hat den Menschen als sein Ebenbild
zum Mitwirken und Teilhaben geschaf-
fen. Die Würde jedes Menschen zeigt
sich auch darin, dass er sich als Sach-
walter Gottes verstehen darf, dem die
Bewahrung und Gestaltung der Schöp-
fung und die Verantwortung für die Le-
bensbedingungen seiner Mitmenschen
anvertraut ist. Diese grundsätzliche Be-
rufung aller Menschen wird noch deut-
licher, wenn Jesus Christus seine Sen-
dung mit den Worten beschreibt: »Ich
bin gekommen, damit sie das Leben
haben und es in Fülle haben« (Joh 10,
10b). Vor dem Hintergrund dieser Bot-
schaft wird das Motto der Woche der
ausländischen Mitbürger/Interkulturel-
le Woche 2007 »Teilhaben – Teil wer-
den!« zur Herausforderung für Staat
und Gesellschaft, Kirchen und Kom-
munen, Gewerkschaften und Verbän-
de und vor allem für die Zuwanderer
selbst. Es trifft sich auch mit der Ziel-
setzung der Europäischen Union, die
das Jahr 2007 zum Europäischen Jahr
der Chancengleichheit ausgerufen hat.

Recht und Freiheit eines jeden Men-
schen erfordern soziale, wirtschaftliche
und politische, kulturelle und religiö-
se Beteiligung durch Mitentscheidung
und Mitwirkung. Ein Leben, das der
Würde des Menschen in vollem Um-
fang gerecht wird, gibt es nur in einem
gesellschaftlichen Umfeld, das die Frei-
heit jedes Menschen achtet und sie
durch Beteiligung aller fördert. Eine
Vielfalt der Beteiligungsformen und der
Mitträgerschaft in allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens gewährleistet
am Besten den Schutz elementarer

menschlicher Rechte. Von solcher Mit-
beteiligung darf niemand ausgeschlos-
sen werden. Nur wer in vollem Umfang
am gesellschaftlichen Leben teilhat,
kann wirklich Teil dieser Gesellschaft
werden. Zu Recht hat es deshalb die
Unabhängige Kommission »Zuwan-
derung« bereits im Jahr 2001 als ent-
scheidend für eine gelingende Integra-
tion der Zuwanderer bezeichnet, ihnen
»eine gleichberechtigte Teilhabe am ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen, kul-
turellen und politischen Leben unter
Respektierung kultureller Vielfalt zu
ermöglichen.« 

Trotz unzähliger Beispiele eines ge-
lungenen Miteinanders zwischen Ein-
heimischen und Zuwanderern und
trotz mancher Verbesserungen der Inte-
grationsbedingungen für langjährig in
Deutschland lebende Migranten beste-
hen auf Seiten der Zuwanderer wie auf
Seiten der Aufnahmegesellschaft noch
immer Integrationshürden. Beide Sei-
ten sind hier herausgefordert. Der ein-
seitige Appell an Zuwanderer, Integra-
tionsleistungen zu erbringen, geht viel-
fach an der Realität vorbei. Übersehen
wird, dass viele Zugewanderte und ihre
Kinder bereits erfolgreiche Anstrengun-
gen unternommen haben, sich in unse-
rer Gesellschaft zurechtzufinden und in
vielen Alltagsbereichen das Zusam-
menleben gut funktioniert. Was Not
tut, sind einige mutige Schritte zum Ab-
bau der Hemmnisse, die eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe der Zuwanderer in
unserer Gesellschaft verhindern:

■ Dazu gehören erweiterte Möglich-
keiten für Dauergeduldete und ihre 
Familien, einen sicheren Aufenthalts-
status zu erlangen. Nur so können sie
die Lebensperspektive einer gleichbe-
rechtigten Teilhabe in unserer Gesell-
schaft wirklich wahrnehmen.

■ Ähnliches gilt für Erleichterungen
bei der Einbürgerung, die eine innere
Distanzierung der seit Jahrzehnten hier
lebenden Zuwanderer von unserer Ge-
sellschaft und gegenseitiges Misstrauen
verhindern können. Erst mit der Ein-
bürgerung wird auch die volle politi-
sche Teilhabe erreicht, nämlich die
Möglichkeit, an Wahlen teilzunehmen.

■ Weiterhin bereitet die strukturel-
le Benachteiligung von Menschen mit
Migrationsgeschichte – insbesondere
von Jugendlichen – in den wichtigen
Lebensbereichen Schule, Ausbildung,
Beschäftigung und Einkommen Sorge.
Im Zusammenwirken aller Entschei-
dungsträger sollten baldmöglichst Stra-
tegien erarbeitet werden, die einer noch
stärkeren Chancenungleichheit entge-
genwirken.

■ Schließlich muss sowohl im Be-
reich des Familiennachzugs von hier le-
benden Migranten mit gesichertem
Aufenthaltsstatus als auch bei Abschie-
bungen von Menschen ohne Aufent-
haltsberechtigung der Schutz von Ehe
und Familie wieder eine stärkere Be-
achtung finden.

Die Woche der ausländischen Mit-
bürger / Interkulturelle Woche ist ein
Forum, in dem all diese Anliegen öf-
fentlich zu Gehör gebracht werden
können. Dies wird bei vielen Veranstal-
tungen, Aktionen und Gottesdiensten
geschehen. Wir rufen die Kommunen
und Verbände, die Migrantenorganisa-
tionen und die Kirchengemeinden auf,
sich aktiv daran zu beteiligen. Wenn
gleichberechtigtes Zusammenleben ge-
lingen soll, muss aus dem Nebeneinan-
der ein Miteinander werden. Es ist ein
langer Weg. Gehen wir in diesem Jahre
einen weiteren Schritt hin zu einer ge-
meinsamen Zukunft für uns alle! Got-
tes Segen möge uns dabei begleiten.

Karl Kardinal Lehmann 
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz 

Bischof Dr. Wolfgang Huber 
Vorsitzender des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland 

Metropolit Augoustinos 
Griechisch-Orthodoxer Metropolit 
von Deutschland 
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■ Im Jahr 2007 wird die Europäische Union ihren 50. Ge-
burtstag feiern und sie begeht das Europäische Jahr der

Chancengleichheit für alle. Die Europäische Union mit 27
Mitgliedstaaten ist nicht nur von ihrer
schieren Größe her beeindruckend. Sie ist
der überzeugende Beweis, dass Frauen
und Männer verschiedener Herkunft,
verschiedener Sprache, mit unterschied-
lichen Erfahrungen, Wertvorstellungen
und Traditionen eine freie, demokrati-
sche und offene Gemeinschaft bilden
können. Europa erfindet sich immer wie-
der neu – durch Mobilität innerhalb sei-
ner Grenzen und durch Einwanderung, durch die Erkenntnis,
dass Lebensentwürfe nicht einem einzigen Modell folgen,
und durch die Tatsache, dass individuelle Fähigkeiten viele
verschiedene Ausprägungen haben können. Für eine Union,
die so stark durch ihre Vielfalt geprägt ist, sind Toleranz und
die Garantie, dass alle ein Recht auf ein Leben frei von Dis-
kriminierung haben, eine Grundvoraussetzung ihrer Exi-
stenz. 

Die Bekämpfung von Diskriminierung ist ein zentrales The-
ma der Europäischen Union. Dennoch sind immer noch dis-
kriminierende Ansichten und Verhaltensweisen weit verbrei-
tet, die auf überkommenen Stereotypen oder Vorurteilen be-
ruhen. Ein aktuelles Eurobarometer zur ›Diskriminierung in
der Europäischen Union‹ hat gezeigt, dass mehr als die Hälf-
te aller Befragten Diskriminierung für weit verbreitet hält.
Genauso beunruhigend ist die Tatsache, dass kaum ein Drit-
tel von uns die eigenen Rechte im Fall einer Diskriminierung
oder Belästigung kennt. 

Diskriminierung bedeutet nichts anderes, als dass Bürgerin-
nen und Bürger ihrer Chancen beraubt werden, ihre Fähig-
keiten in allen Bereichen der Gesellschaft voll einzubringen.
Es ist nicht nur eine Frage von Fairness, gesellschaftlicher So-
lidarität und Demokratie, wenn wir uns um Chancengleich-
heit für alle bemühen. Es ist auch eine unverantwortliche Ver-
schwendung von Ressourcen und Talenten, wenn wir in einer
alternden Gesellschaft auf die Kenntnisse, die Erfahrungen
und das Engagement großer Bevölkerungsteile verzichten.

Das Eurobarometer zeigt deutlich, dass die Bürgerinnen und
Bürger das verstanden haben. Sie sind bereit für den gesell-
schaftlichen Wandel und unterstützen Maßnahmen für mehr
Chancengleichheit. Sie möchten mehr Frauen in Führungspo-
sitionen ebenso wie sie sich für mehr behinderte oder ältere
Kollegen bei der Arbeit aussprechen. Sie erwarten zu Recht
von uns, dass wir diese Impulse aufgreifen.

Wir haben in der Europäischen Union eine sehr fortschrittli-
che Gesetzgebung zur Chancengleichheit. Diese ist in drei
Richtlinien verankert, die nun EU-weit den gleichen Schutz
vor Diskriminierung gewährleisten. Zwei der europäischen
Gesetze verbieten die Diskriminierung im Beruf, in der Aus-
bildung, in der Öffentlichkeit und im Gesundheitswesen so-
wie die Verweigerung des Zugangs zu Waren und Diensten

aufgrund von Rasse, Geschlecht oder ethnischer Herkunft.
Das dritte Gesetz bezieht sich spezifisch auf Arbeit und 
Ausbildung und legt das Prinzip der Gleichbehandlung aller 

Arbeiternehmerinnen und Arbeitneh-
mer zugrunde, unabhängig von Religion,
Glauben, Behinderung, sexueller Aus-
richtung oder Alter. 

Gesetzgebung ist ein zentraler Teil unse-
rer Bemühungen. Langfristig kommt es
aber darauf an, Einstellungen und Ver-
haltensweisen zu ändern. Wir können
hier aus den Erfahrungen bei der Gleich-

stellung der Geschlechter lernen. Zwar gab es enorme Fort-
schritte seit den ersten europäischen Initiativen zur Gleich-
stellung von Frauen und Männern. Es bleibt aber noch viel zu
tun und wir brauchen klare politische Orientierungen wie die
im letzten Jahr verabschiedete »Roadmap«, um die Agenda
voranzutreiben. In unserer langfristigen Strategie kommt den
Unternehmen eine besonders Bedeutung zu: Die effiziente Be-
kämpfung von Diskriminierung und eine aktive Förderung
der Vielfalt bedeuten für die Firmen eine bessere Vorausset-
zung, um Fachleute zu finden und mehr Innovationen.  

Das Europäische Jahr der Chancengleichheit für alle ist eine
hervorragende Gelegenheit, um eine breite Debatte darüber
anzuregen, wie man den Bürgerinnen und Bürgern ihre Rech-
te und Pflichten näher bringen kann und wie bestehende Ge-
setze tatsächlich im Alltag umgesetzt werden können. Dar-
über hinaus wollen wir zeigen, dass eine vielfältige Gesell-
schaft einen Wert an sich darstellt. Sie bereichert Menschen
und nützt den Gemeinden. Unterschiede und Vielfalt sind die
zentralen Bausteine der Europäischen Union. Das Europäi-
sche Jahr der Chancengleichheit für alle möchte den Men-
schen helfen, diese Unterschiede zu schätzen, es wird diese
Vielfalt feiern und mit konkreten Initiativen an der Basis för-
dern. 

Wie wird das Europäische Jahr funktionieren? Die Haupt-
personen im Europäischen Jahr der Chancengleichheit für
alle werden die Bürgerinnen und Bürger Europas sein. Die
große Mehrheit der Projekte wird also auf lokaler, regionaler
und nationaler Ebene stattfinden. Die Regierungen haben mit
Trägern wie örtlichen und regionalen Organisationen, Unter-
nehmern und Gewerkschaften individuelle Pläne ausgearbei-
tet und fördern zahlreiche Aktivitäten, um die Chancen-
gleichheit in Ihrem Land, Ihrer Region oder Ihrem Ort zu för-
dern. 

Vladimír Špidla, Europäische Kommission,
Kommissar für Beschäftigung, soziale Angelegenheiten 
und Chancengleichheit

GRUSSWORT ZUR INTERKULTURELLEN WOCHE 2007



Andreas Lipsch   

■ Die einen legen die Stirn in Fal-
ten. Andere schmunzeln. Erste

Reaktionen auf das diesjährige Plakat
zur Interkulturellen Woche fallen un-
terschiedlich aus. Und sie ziehen ange-
regte Diskussionen nach sich über die-
sen kleinen Unterschied, der meist erst
beim zweiten Blick ins Auge fällt. Auf
den ersten Blick zeigt das Plakat origi-
nalgetreu das gelbe Schild mit schwarz-
rotem Adler, das deutsche Behörden
kenntlich macht. Dort freilich ist das
Bundeswappen barhäuptig dargestellt.
Hier nun mit Sombrero oder mit Fez.
Ist das ein Affront? Eine Provokation?
Oder der augenzwinkernde Hinweis
auf eine deutsche Einwanderungsge-
sellschaft, an der zugewanderte Men-
schen gleichberechtigt teilhaben? Dar-
über werden die Meinungen auseinan-
dergehen.   

Manche finden auf diesem Plakat ei-
gene Befürchtungen bestätigt. Dass
Deutschland durch Einwanderung in
den vergangenen Jahrzehnten verän-
dert wurde, ist das Eine. Etwas ande-
res aber sind die Grundprinzipien und
Grundwerte dieser Gesellschaft. Sie
dürfen nicht verändert, zur Disposi-
tion gestellt und im Namen irgendeiner 
Tradition uminterpretiert werden. Das
Bundeswappen steht immerhin für die
Republik und den Verfassungsstaat,
den Herkunft, kulturelle Vorlieben
oder religiöse Prägungen nicht interes-
sieren dürfen. Gewaltenteilung, Rechts-
staatlichkeit, Grund- und Menschen-
rechte kennen keinen kulturellen oder
religiösen Nachlass. Chapeau! Hut 
ab! Vor den Grundprinzipien und den
Grundwerten dieser Gesellschaft ge-
hören alle Hüte abgesetzt. Darum 
trägt der Bundesadler weder Fez noch 
Sombrero noch einen deutschen Hut.

Der republikanische Verfassungsstaat
macht keine Unterschiede und behan-
delt alle gleich.

»Von wegen!«, werden die antworten,
die mit ganz anderen Gefühlen und Ge-
danken das Plakat betrachten. Sie irri-
tiert weniger die kleine Kopfbedeckun
als vielmehr dieser strenge Adler selbst.
Menschen mit Migrationsgeschichte

TEILHABEN – 
TEIL WERDEN!

DER BUNDESADLER KANN VIELE HÜTE TRAGEN
ZUM PLAKAT 2007

Die Motive »Sombrero« und »Fez« (S. 5) sind als

Postkarte und als Plakat (vierfarbig) erhältlich.

Postkarte: Bis 49 Expl. je 0,25 €, ab 50 Expl. 0,20 €

Plakat DIN A3: Bis 9 Expl. 0,40 €, ab 10 Expl. 0,30 €,

ab 100 Exemplare 0,20 €

Plakat DIN A2: Bei ausreichender Nachfrage bis zum

16. August 2007 werden die Motive auch im Format

DIN A2 gedruckt und Ende August ausgeliefert. Bei

Interesse setzen Sie sich bitte mit der Geschäftsstel-

le des ÖVA in Verbindung.Weitere Informationen fin-

den Sie unter www.interkulturellewoche.de.

Bestelladresse:

Ökumenischer Vorbereitungsausschuss 

Postfach 16 06 46 · 60069 Frankfurt am Main

Tel.: 069 / 23 06 05 · Fax: 069 / 23 06 50

info@interkulturellewoche.de

www.interkulturellewoche.de
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kennen ihn von den Türen deutscher
Amtsstuben, hinter denen sehr wohl
Unterschiede gemacht werden. Wo sie
nicht Bürger sind, sondern kulturell
oder religiös Fremde bleiben. Sie haben
vielfach und leidvoll erfahren, dass sie
wegen ihrer Herkunft, ihrer kulturellen
oder religiösen Prägung nicht gleich be-
handelt werden. Ein sogenannter Mi-
grationshintergrund ist nach wie vor
ein schwer wiegender Nachteil, wenn
Jugendliche einen Ausbildungsplatz su-
chen. Zigtausenden, die längst Teil die-
ser Gesellschaft geworden sind, die
nicht gehen können und wollen und
trotzdem nicht bleiben sollen, werden

aufgrund eines prekären Aufenthalts-
status grundlegende Rechte vorenthal-
ten. Aber selbst mit einem sicheren
Aufenthaltsstatus machen viele Mi-
grantinnen und Migranten die Erfah-
rung, dass sie nicht gleichberechtigt in
dieser Gesellschaft teilhaben, mitwäh-
len und mitreden dürfen. Für sie trägt
dieser Adler immer schon und immer
noch einen deutschen Hut. Auch wenn
der nicht zu sehen ist. 

Den unsichtbaren Hut nun durch Fez
oder Sombrero zu ersetzen, ist sicher
nicht korrekt. Aber es macht auf etwas
aufmerksam, was in vielen Debatten

über Grundwerte und Grundprinzipien
vergessen wird: Der republikanische
Verfassungsstaat kennt keine Leitkul-
tur oder gar eine Nationalkultur, er
darf sie gar nicht kennen. Durch Ge-
waltenteilung, Rechtsstaatlichkeit und
die Grundrechte schützt er gerade die
individuelle Freiheit der Kultur. Und
damit zugleich die kulturelle Vielfalt.
An dieser Freiheit liegt den Kirchen
viel. Ihr Kern ist nämlich die Freiheit
der Religion und Weltanschauung, die
schwer genug errungen worden ist.
Die Idee des republikanischen Verfas-
sungsstaates stand am Ende einer lan-
gen Geschichte religiös aufgeladener
Bürgerkriege mitten in Europa. Weil
nur der neutrale, kulturell und religiös
farbenblinde Staat den Schutz der in-
dividuellen kulturellen und religiö-
sen Freiheit garantieren kann, müssen
die Kirchen zuerst jedem Versuch ent-
gegentreten, diesen Verfassungsstaat
nachträglich zu »kulturalisieren«. Das
geschieht zum Beispiel, wenn gefordert
wird, dass erst ein »deutsches Lebens-
gefühl von Kopf bis Fuß« haben müs-
se, wer hier gleichberechtigt teilhaben
und Teil werden will. Eine solche For-
derung nach Totalassimilation wider-
spricht der Idee dieser Republik. In ihr
kann nur eines gelten: Wer die Grund-
werte und Grundprinzipien dieses Staa-
tes anerkennt, wird gleich behandelt
und darf sich gleichberechtigt beteili-
gen, unabhängig davon, was er im Her-
zen oder auf dem Kopf hat. Die Unter-
schiede müssen und dürfen nicht auf 
einen kulturellen Nenner gebracht wer-
den. Welcher sollte das auch sein?

Darüber, was denn ein »deutsches Le-
bensgefühl« sein soll, dürften auch Ein-
heimische schnell uneinig werden. Es
gibt viele Gefühle in Deutschland und
ganz unterschiedliche kulturelle und 
religiöse Orientierungen. Diese Gesell-
schaft ist längst multikulturell und mul-
tireligiös geworden, und zwar auch 
unabhängig von jahrzehntelanger Ein-
wanderung. Auch sogenannte Einhei-
mische tragen und denken heute alles
Mögliche. Und die hier vorgestellten
Kopfbedeckungen stehen längst nicht
mehr nur für bestimmte ethnische
Gruppen. Der Fez, einst in Nordafrika
ein Zeichen von Bildung und Intelli-
genz, in der Türkei lange Zeit eine Art
Dienstabzeichen für Beamte, seit Ke-
mal Atatürk dort allerdings als Symbol
vermeintlicher Rückständigkeit verbo-
ten, wurde schon in der Biedermeierzeit

DER PLAKATVORSCHLAG ZUR INTERKULTURELLEN WOCHE 2007

Für die Entwicklung des diesjährigen Plakatmotivs gelang es mit JWT 
(J.Walter Thompson) eine international renommierte Werbeagentur mit Sitz
in Frankfurt zu gewinnen. Der verantwortliche Kreativdirektor Klaus
Schwope erläutert nachfolgend den Entstehungsprozess und die Stärken des
ausgewählten Vorschlags.

Das Credo unserer Agentur und die Maxime nach der wir als Creative an Kommunika-
tionsaufgaben herangehen lautet seit kurzem: Zeit ist die neue Währung. Bei über
3.500 Informationen täglich sowie über 80 Kilogramm Werbung pro Jahr im Briefkasten
muss jegliche Form von Kommunikation herausstechen, um sich die kostbare Zeit und
Aufmerksamkeit des Publikums zu verdienen.

Ein neuer Maßstab – der unserer Meinung nach auch ganz besonders für die Kommu-
nikation der Interkulturellen Woche gelten sollte. Bei der Entwicklung des diesjährigen
Motivs stand daher für uns im Vordergrund schnell, direkt und klar zu kommunizieren
sowie Anlass zur Auseinandersetzung mit der Thematik zu geben.

Unsere Idee: anhand des offiziellen und von Behörden verwendeten Bundesadlers das
Voranschreiten gelungener Migration mit einem Augenzwinkern zu inszenieren.
Einerseits Provokation, da hier auf ein Symbol unseres Rechtsstaates zurückgegriffen
wird, andererseits aber auch gelungene Überhöhung der Migrationsthematik durch das
Aufsetzen multikultureller Kopfbedeckungen.

Bereits im Vorfeld sorgte das Motiv für viel Aufsehen und Diskussionsstoff. Sei es intern
bei Kollegen aber gerade auch extern bei den Treffen mit dem Vorbereitungsausschuss.
Also tritt genau das ein, was wir beabsichtigten: eine konstruktive Kontroverse zur Mi-
grationsthematik im Zusammenhang mit dem Stattfinden der Interkulturellen Woche.

Wir sind uns sicher, dass dieses Motiv dazu beiträgt, auch gegenüber konkurrierenden
Veranstaltungen in der breiten Öffentlichkeit besser wahrgenommen zu werden und
viele neue Besucher für die Veranstaltung zu mobilisieren. Und ein erster Anfang ist ge-
macht: immerhin ist nun schon einmal den über 100 Mitarbeitern unseres Hauses die
Interkulturelle Woche ein Begriff.

■ Kontakt: JWT, klaus.schwope@jwt.com, Schwedlerstrasse 6, 60314 Frankfurt,
Tel.: 069/405760

AUFSEHEN ODER UNTERGEHEN?



auch hierzulande gern getragen. Als
Zeichen deutscher Gemütlichkeit. Ei-
nen Sombrero hat so mancher Urlau-
ber als Souvenir zuhause an die Wand
gehängt, während ihn die meisten Me-
xikaner längst abgesetzt haben. Auch
andere Hüte wären denkbar. Eine Bas-
kenmütze etwa. Die tragen aber nicht
nur und schon gar nicht alle Spanier,
sondern auch in die Jahre gekommene
deutsche Privatdozenten. Oder ein Tur-
ban, den man heute nicht nur im fernen
Osten, sondern als letzten Schrei auch
auf den Laufstegen westlicher Mode-
zaren wiederfindet. Will sagen: Bei die-
sen Kopfbedeckungen handelt es sich
nicht mehr nur um Identitätsmarker
bestimmter zugewanderter Gruppen.
Sie sind vielmehr Ausdruck unter-
schiedlicher kultureller Prägungen und
Vorlieben, die in der globalisierten
Weltgesellschaft zunehmend frei flottie-
ren. 

Diese Vielfalt kann man begrüßen.
Man kann sie auch verwirrend oder
problematisch finden. Nur hinter sie
zurück wird man zumindest in moder-
nen Gesellschaften nicht mehr können.
Sicher: Viel spricht dafür, dass diese
vielfältiger werdende Gesellschaft ge-
meinsame Regeln des Zusammenle-
bens braucht. Regeln, die über die Ori-
entierung an der Verfassung und den
Menschenrechten hinausgehen. Solche
Regeln können aber weder verordnet
noch im Namen einer Leitkultur ein-
fach ausgerufen werden. Darüber muss
verhandelt, debattiert, wahrscheinlich
auch gestritten werden. Über gemein-
same Regeln müssen wir uns auch ge-
meinsam, unter- und miteinander ver-
ständigen. Gelingen wird das nur, wenn
alle gleichberechtigt mitreden können
und unterschiedliche kulturelle und re-
ligiöse Orientierungen grundsätzlich
anerkannt werden. Dafür müssen sie
weder deutsch aussehen noch deutsch
denken noch sich deutsch fühlen. So-
lange Kulturen und Religionen die
Grundrechte achten, sind sie dem Ver-
fassungsstaat gleichwertig und gleich-
gültig und damit eben Kulturen und
Religionen in Deutschland. 

Barhäuptig ist der Bundesadler, weil er
sich von keiner Seite kulturell verein-
nahmen lässt. Barhäuptig ist er aber
auch, weil er im Prinzip alles tragen
kann. Während der diesjährigen Inter-
kulturellen Woche werden es nun
wahlweise zwei Kopfbedeckungen sein.
Ein Affront ist das nicht, sondern der
augenzwinkernde Hinweis auf die vor-
nehmste Aufgabe des Verfassungsstaa-
tes: Er hat die kulturelle Freiheit und
Vielfalt zu schützen und unterschiedli-
che Menschen gleich zu behandeln. Die
Kopfbedeckungen erinnern stellvertre-
tend daran, dass auch die kulturell und
religiös anderen dazugehören und Teil
dieser Gesellschaft sind. 

So gesehen gibt es keinen Grund, die
Stirn in Falten zu legen. Der Bundes-
adler verbündet die Verschiedenen. Er
trägt auch Sombrero oder Fez. Das mag
ungewohnt sein. Aber eigentlich stehen
sie ihm ganz gut. Finden Sie nicht?

■ Kontakt: Pfarrer Andreas Lipsch,
Interkultureller Beauftragter der Evangelischen
Kirche und des Diakonischen Werkes in Hessen
und Nassau
Ederstraße 12, 60486 Frankfurt am Main
Tel.: 069 / 7947 226
Fax: 069 / 7947 99 226
andreas.lipsch@dwhn.de
Pfarrer Andreas Lipsch ist stellvertretender 
Vorsitzender des Ökumenischen Vorbereitungs-
ausschusses.
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Armin Laschet

■ Der Autor Max Frisch hat ein-
mal gesagt: »Demokratie heißt,

sich in die eigenen Angelegenheiten ein-
zumischen.« Integration heißt auch,
sich in die eigenen Angelegenheiten ein-
zumischen. Denn eine wichtige Voraus-
setzung für Integration lautet: Wer teil
am gesellschaftlichen und politischen
Leben hat, integriert sich automatisch.
Genau in diesem Sinn finde ich das
diesjährige Motto der interkulturellen
Woche »Teilhaben – Teil werden« sehr
gelungen. Nur wenn wir uns alle als 
Teil einer gemeinsamen Gesellschaft
verstehen, wird die Integration in
Deutschland gelingen.

Als Einwanderungsland mit einer Ge-
sellschaft vieler Kulturen – also einer
multikulturellen Gesellschaft – sind wir
darauf angewiesen, dass die einzelnen
Gruppen sich näher kommen und ein
gesellschaftliches »Miteinander« schaf-
fen. Minderheiten dürfen nicht an den
Rand der Gesellschaft gedrängt wer-
den. Zum einen gebietet das die huma-
nitäre Verpflichtung gegenüber allen
Mitmenschen in Deutschland. Zum an-
deren ist das aber auch eine Notwen-
digkeit für die Zukunft. Denn wenn
wir uns die Bevölkerungsentwicklung
in Deutschland ansehen, wird deutlich,
dass wir im 21. Jahrhundert mit einer
Neuen Sozialen Frage konfrontiert sind.

■ Als die Verelendung der Arbei-
termassen im Zeitalter der Indu-

strialisierung dramatisch anstieg, wur-
de die so genannte Soziale Frage erst-
mals gestellt. In den 70er Jahren des
vorigen Jahrhunderts wurde sie neu de-
finiert. Im Fokus standen diesmal dieje-
nigen, deren soziale Sicherung nicht
unmittelbar aus einem Arbeitsverhält-
nis abgeleitet werden kann. In der von
Heiner Geißler geprägten Idee wurde
die Anerkennung der Familien- und Er-
ziehungsarbeit als »Arbeit« zum ersten
Mal durchgesetzt, mit Anerkennung in
der Rentenversicherung. Und heute ste-
hen wir bereits vor der Neuen Sozialen
Frage des 21. Jahrhunderts: vor den
Herausforderungen von Demografie
und Integration.

Das vergangene Jahr markiert einen
Wendepunkt in der demografischen
Entwicklung. Die Menschen in unse-
rem Land werden immer älter: Im Jahr

2006 lebten in Deutschland erstmals
mehr Menschen über 65 Jahre als 
jüngere unter 20. Die geburtenstarken
Jahrgänge von Anfang der 60er Jahre
werden in 20 Jahren als Gruppe der
»Über-60-Jährigen« in der Mehrheit
sein. Der demografische Wandel wird
also bald dazu führen, dass es mehr alte
Menschen gibt als junge. 

Hinzu kommt, dass immer weniger
Kinder geboren werden. Die Gebur-
tenzahl hat sich gegenüber 1964 hal-
biert. Im Jahr 2005 wurden lediglich
675.000 Kinder geboren – so wenig
wie zuletzt im Zweiten Weltkrieg. Das
heißt, die deutsche Gesellschaft altert
und schrumpft. Gleichzeitig wissen wir,
dass der Anteil an Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte in der Bevölke-
rung wächst. Denn die Geburtenrate
unter Zuwanderern ist im Schnitt deut-
lich höher als unter Deutschen. 
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DEMOGRAPHIE UND INTEGRATION:
DIE NEUE SOZIALE FRAGE DES 21. JAHRHUNDERTS

»… und der Fremdling, der in deinen Toren ist.« – Unter diesem Titel, der als Zitat dem zweiten
Buch Mose (Ex 20,10b) entnommen ist, veröffentlichten im Juni 1997 das Kirchenamt der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland und das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz in Zusam-
menarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland ein Gemeinsames
Wort der Kirchen zu den Herausforderungen durch Migration und Flucht.

Dieses Papier hat seinerzeit nicht nur die politische Diskussion über die Fragen der Zuwanderung
nach Deutschland entscheidend angestoßen, seine wesentlichen Thesen fanden vielmehr auch
Eingang in das im Jahr 2001 vorgelegte Abschlussdokument der Unabhängigen Kommission »Zu-
wanderung« (Süßmuth-Kommission).

In der Einleitung des Kirchenworts hieß es damals: Das vorliegende Wort will die Tatbestände und
umfassenden Zusammenhänge, in die eine Migrations-, Flüchtlings- und Asylpolitik gestellt ist,
aufzeigen und ihre Orientierung am christlichen Menschenbild, an den allgemeinen Menschen-
rechten und an den Grundnormen einer gerechten Sozialordnung in Erinnerung rufen. Es gilt, ge-
sellschaftliche und politische Voraussetzungen zu schaffen, damit das Recht der Menschen auf
ein menschenwürdiges Dasein und eine gerechte Teilhabe an den Gütern dieser Erde möglichst
umfassend zum Tragen kommt. Dies wird eine dauernde Aufgabe bleiben. …  Das Wort will zu-
gleich zur öffentlichen Debatte im kirchlichen Raum sowie in Gesellschaft und Politik beitragen,
um Perspektiven für ein friedliches Miteinander von Einheimischen und Zuwanderern aufzuzei-
gen und Ausländerhass und Fremdenfeindlichkeit zu begegnen. Dieses Anliegen ist heute aktuel-
ler denn je.

Die gesamte Schrift kann nachgelesen werden unter:
http://www.dbk.de/schriften/gemeinsame_texte/index.html
http://www.ekd.de/themen/migration_1997_fremd5.html

10 JAHRE GEMEINSAMES WORT DER KIRCHEN
zu den Herausforderungen durch Migration und Flucht



Menschen mit Zuwanderungsgeschich-
te werden üblicherweise mit dem Be-
griff »Migrationshintergrund« belegt.
Nur: Was soll das heißen? Ich finde
»Migrationshintergrund« unpassend,
weil die bei uns geborenen Kinder kei-
ne Migranten sind. Sie sind nicht aus
einem anderen Land zugewandert, son-
dern hier geboren und aufgewachsen.
Aber sie haben eine Zuwanderungsge-
schichte, unabhängig von der Staats-
bürgerschaft, da ihre Eltern oder Groß-
eltern einst zuwanderten. Dieser Begriff
ermöglicht, eine größere Gruppe von
Menschen mit einem gemeinsamen
Merkmal zu benennen. Der Aussiedler
beispielsweise ist qua Definition ein
Deutscher, der jedoch zugewandert 
ist und oft die gleichen Schwierigkei-
ten hat wie andere Zuwanderer auch.
Ideal wäre es natürlich, wenn wir eines 
Tages soweit wären, dass auch die 
Zuwanderungsgeschichte keine Rolle
mehr spielt, dass man sie nicht immer
wieder betonen muss. Aber heute ist es
noch hilfreich, eine Gruppe von Men-
schen so zu beschreiben, dass die Inte-
grationspolitik sie erreichen kann.

Der Anteil an Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte liegt in ganz Deutsch-
land laut Mikrozensus 2005 bei fast 20
Prozent. Bereits heute gibt es Städte, in
denen fast die Hälfte der Bewohner
eine Zuwanderungsgeschichte hat. Und
ihr prozentualer Anteil wächst in den
Großstädten weiter an. Integration ist
daher in Deutschland keine Möglich-
keit, sondern ein Muss. Das ist für
Deutschland, das von Politikern jahr-
zehntelang – fälschlicherweise – nicht
als Einwanderungsland anerkannt wur-
de, eine Herausforderung. Es ist aber
auch eine große Chance.

Ausgehend von der Tatsache, dass 
unsere Bevölkerung kleiner, älter und
bunter wird, erhält Integration eine
völlig neue Relevanz. Die neue Soziale
Frage hat also damit zu tun, ob wir den
Zusammenhalt der Generationen be-
wahren und ob wir es schaffen, die Zu-
gewanderten und ihre Nachkommen in
unsere Gesellschaft zu integrieren. Das
ist für ein friedliches Zusammenleben
ausschlaggebend.

Um sich diesen Zukunftsaufgaben zu
stellen, hat die Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen im Jahr 2005 das Mi-
nisterium für Generationen, Familie,
Frauen und Integration geschaffen.

Hier steht das Politikfeld Integration
ganz bewusst nicht im innenpolitischen
Kontext, in dem es auf der Bundes-
ebene und in einigen anderen Ländern 
angesiedelt ist. Und es ist ebenso be-
wusst aus dem sozialpolitischen Kon-
text gelöst, in dem es bislang oft stand.
Integrationspolitik hat ihren eigenen
Stellenwert, sie ist kein Randthema,
sondern gehört zu den wichtigsten Poli-
tikfeldern überhaupt. 

Unsere konkreten Ansätze für die Inte-
grationspolitik in Nordrhein-Westfalen
wurde von meinem Ministerium im
»Aktionsplan Integration« zusammen-
gefasst. Das sind 20 Punkte, die alle 
politischen Ressorts betreffen, aber von
unserem Haus koordiniert werden. 

Unser Ausgangspunkt in Nordrhein-
Westfalen lautet: Der Schlüssel zur 
Integration ist Bildung. Nur sie trägt
dazu bei, dass alle die gleichen Chan-
cen haben. Und die fängt bei der Spra-
che an. Deshalb testen wir ab die-
sem Frühjahr die Vierjährigen auf ihre
Sprachkenntnisse und fördern sie bei
Bedarf bis zum Schulbeginn. Bessere
Chancen bieten wir Kindern aus Zu-
wandererfamilien auch, indem wir
mehr Plätze an Ganztagsschulen zur
Verfügung stellen. Und wir werden da-
für werben, dass mehr Abiturienten mit
Zuwanderungsgeschichte den Lehrer-
beruf wählen, damit mehr interkultu-
relle Kompetenz in den Lehrerkollegien

anzufinden ist. Ein anderer wichtiger
Schritt zur Integration wird sein, dass
wir islamischen Religionsunterricht an
unseren Schulen anbieten. Darüber
hinaus erhalten in den Familienzentren,
die wir jetzt in ganz Nordrhein-Westfa-
len einrichten, Eltern und Kinder Un-
terstützung in Form von Bildung, Bera-
tung und Betreuung. Gleichzeitig arbei-
ten wir mit den Wohlfahrtsverbänden
zusammen, um aus den bisherigen Mi-
grationsfachdiensten so genannte ›Inte-
grationsagenturen‹ zu entwickeln. 

Integration ist eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe. Dabei bedeutet ›gesamt-
gesellschaftlich‹, dass wir einerseits die
deutsche Mehrheit dazu bringen müs-
sen, Integrationspolitik als Notwendig-
keit wahrzunehmen. Andererseits be-
nötigen wir auch die Bereitschaft der
Zuwanderer, sich für die Integration zu
öffnen. Zuwanderergruppen und Ein-
heimische müssen daher gemeinsam
ihre Wünsche, Ziele und Werte, aber
auch Grenzen formulieren. So gesche-
hen beim Integrationsgipfel der Kanzle-
rin Angela Merkel 2006. Ebenfalls so
geschehen bei der Islamkonferenz von
Innenminister Wolfgang Schäuble im
vergangenen Jahr. 

Das Jahr 2006 war in vielerlei Hinsicht
ein geistiger Durchbruch für die Inte-
gration. Noch nie wurde in der Bundes-
politik, auf so hoher Ebene, gemeinsam
mit Vertretern von Migrantenverbän-
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den und islamischen Glaubensrichtun-
gen an einem Tisch über die Zukunft
Deutschlands diskutiert. 

Und noch etwas war einzigartig: Die
Innenministerkonferenz im November
hat sich nicht nur auf bundesweit ein-
heitliche Standards für die Einbürge-
rung geeinigt. Sie hat auch das Bleibe-
recht von über 200.000 Menschen neu
geregelt, die von den Ausländerbehör-
den bisher lediglich geduldet wurden.
Zum ersten Mal in der deutschen Ge-
schichte haben die Innenminister der
Länder über ein Bleiberecht für Flücht-
linge debattiert und damit gezeigt: Wir
brauchen das Potenzial aller Menschen
in diesem Land. Denn es liegt keines-
wegs in unserem Interesse, Tausende
Kinder und Erwachsene, die seit Jahren
in Deutschland leben und gut integriert
sind, aus Prinzip abzuschieben. 

Um mitzumischen und teilzuhaben, ist
es wichtig, alle Bürgerrechte zu erhal-
ten. Daher ist der Höhepunkt der Inte-
gration für mich die Einbürgerung. 
Es war allerhöchste Zeit, dass im Jahr
2000 das alte Staatsangehörigkeitsrecht
von 1913 reformiert und ergänzend
zum Abstammungsprinzip (ius sangui-
nis) auch Elemente des Geburtsort-
sprinzips (ius soli) eingeführt wurden.
Damit wird ›Deutschsein‹ nicht mehr
ausschließlich über die Vorfahren, son-
dern auch über den Lebensmittelpunkt
definiert. 

Bereits heute sind die Voraussetzun-
gen für Einbürgerung streng geregelt.
Der zukünftige Staatsbürger muss die

Landessprache sprechen, darf nicht ge-
setzeswidrig gehandelt haben und muss
seine vorherige Staatsbürgerschaft ab-
legen. Das Einbürgerungsverfahren eig-
net sich allerdings nicht als Verfahren
zur Ausfilterung mutmaßlicher Terrori-
sten, wie es in einigen Bundesländern
angedacht war. Schließlich wird jemand,
der akribisch einen Anschlag auf ein
Weltwirtschaftszentrum plant, nicht 
an einem Einbürgerungsquiz scheitern.
Die Einbürgerung eignet sich jedoch
sehr gut, um den Integrationswillen in
der zugewanderten Gesellschaft zu er-
kennen: Wer die deutsche Staatsbürger-
schaft anstrebt, bekennt sich zu diesem
Land. Er oder sie möchte hier nicht 
nur leben und arbeiten, sondern auch
alle demokratischen Rechte und Pflich-
ten wahrnehmen. Deswegen soll das
Einbürgerungsverfahren bei uns durch
eine feierliche Zeremonie abgeschlos-
sen werden. Und wir werden in diesem
Jahr eine Einbürgerungskampagne in
Nordrhein-Westfalen durchführen.

Wie bei der Einbürgerung muss sich
das Bewusstsein auch beim Thema Zu-
wanderung verändern. Während wir
viele Jahre durch hohe Flüchtlingszah-
len und Familiennachzug das Gefühl
hatten, wir hätten »zu viel« Zuwande-
rung, ist die Realität längst eine ganz
andere. Deutschland hat fast so viele
Auswanderer wie Einwanderer. Im Jahr
2004 zogen insgesamt 780.000 Men-
schen nach Deutschland zu, 700.000
verließen Deutschland wieder. Die Zahl
der Asylanträge ist im Verhältnis zu

früher mit 20.000 in 2006 verschwin-
dend gering. Und auch die Zuwande-
rung von Hochqualifizierten und Selb-
ständigen ist hinter den Erwartungen
zurück geblieben. Im gesamten Jahr
2006 sind gerade einmal 133 Hoch-
qualifizierte und Selbständige aus dem
Ausland nach Nordrhein-Westfalen zu-
gewandert. Trotzdem gibt es eine ge-
fühlte Zuwanderung, die die Menschen
glauben lässt, wir müssten Ströme 
von Zuwanderern abwehren. Das Ge-
genteil ist aber der Fall. Um unsere So-
zialsysteme zu erhalten und in einer
globalisierten Welt der Wissensgesell-
schaft konkurrenzfähig zu bleiben, hat
Deutschland ein ureigenes Interesse
daran, dass viel mehr qualifizierte Zu-
wanderer nach Deutschland kommen.

Die Interkulturelle Woche 2007 steht
unter dem Zeichen des Europäischen
Jahrs der Chancengleichheit. Und als
Akteuren der Integrationspolitik ist 
Ihnen vermutlich das gemeinsame Ziel
von Chancengleichheit und Integration
bewusst: eine gleichberechtigte Teilha-
be am gesellschaftlichen Leben. Lassen
Sie uns daher dieses Jahr nutzen, um
bald allen Menschen in Deutschland
diese Teilhabe zu ermöglichen und fort-
zusetzen, was im Jahr 2006 in der Inte-
grationspolitik angestoßen wurde.

■ Armin Laschet ist Minister für Generationen,
Familie, Frauen und Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen und sprach auf
der Jahrestagung des Ökumenischen Vorbe-
reitungsausschusses 2007 in Augsburg zum
Thema »Herausforderungen im Europäischen
Jahr der Chancengleichheit«.
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Cem Özdemir

■ Die Europäische Union ist eine
Wertegemeinschaft.  Im Vertrag

über die Europäische Union heißt es
entsprechend, dass die Union »auf den
Grundsätzen der Freiheit, der Demo-
kratie, der Achtung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten sowie der
Rechtsstaatlichkeit« beruht. Die EU
kann Maßnahmen erlassen, um Dis-
kriminierungen aus Gründen des Ge-
schlechts, der Rasse, der ethnischen
Herkunft, der Religion oder der Welt-
anschauung, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Ausrichtung
zu bekämpfen. Sie hat das auch nach-
haltig mit verschiedenen Antidiskrimi-
nierungsrichtlinien getan, die Deutsch-
land, wenn auch mit gehöriger Verspä-
tung, im August 2006 im Rahmen des
Gleichbehandlungsgesetzes umgesetzt
hat.  Das Jahr 2007 wurde von der EU
zum »Europäischen Jahr der Chancen-

gleichheit für alle« ausgerufen, um die
Öffentlichkeit für Diskriminierungen
im Alltag zu sensibilisieren, aber auch,
um Betroffene über ihre Rechte auf-
zuklären. Laut einer Umfrage der EU
(Eurobarometer) kennen nur 27 % der
Befragten ihre Rechte für den Fall, dass
sie Opfer einer Diskriminierung wer-
den.

Die EU ist jedoch nicht nur eine Werte-
gemeinschaft, sie ist auch eine Wirt-
schafts- und Währungsunion. Beide
Aspekte, Werte und Wohlstand, gehö-
ren untrennbar zur Erfolgsgeschichte
der EU. Folgerichtig haben die Mit-
gliedstaaten im März 2000 bei ihrem
Gipfel in Lissabon die so genannte
»Lissabon-Strategie« ausgerufen. Inner-
halb von 10 Jahren, so das ehrgeizige
Ziel, solle die EU zum global wett-
bewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum wer-
den und damit im Rahmen einer nach-

haltigen Entwicklung »ein Vorbild für
den wirtschaftlichen, sozialen und öko-
logischen Fortschritt in der Welt sein«.

Was hat die oben genannte Lissabon-
Strategie nun mit Diskriminierung bzw.
Chancengleichheit zu tun? Maßnahmen
gegen Diskriminierung und Rassismus
ergeben sich in erster Linie zwingend
aus den universellen Menschenrech-
ten, wie sie etwa in der Europäischen
Menschenrechtskonvention festgehal-
ten sind. Doch eine aktive Bekämpfung
von Diskriminierung und Rassismus –
und genau darin liegt der Zusammen-
hang zwischen der Lissabon-Strategie
und einer aktiven Anti-Diskriminie-
rungspolitik zur Erreichung von Chan-
cengleichheit für alle – ergibt sich über-
dies schlichtweg aus ökonomischen
und demographischen Gründen. Die-
se Begründung für Chancengleichheit
mag für manche, eher »moralisch« ar-
gumentierende Menschen zynisch klin-
gen. Wenn sie jedoch zu entsprechen-
den Einsichten und Reaktionen in Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft führt,
nehme ich dies gerne in Kauf. 
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Die ambitionierten Ziele der Lissabon-
Strategie sind jedenfalls nicht zu reali-
sieren, wenn Teile der Bevölkerung wie
etwa Frauen, Ältere oder Migranten
nicht die gleichen Chancen bzw. Aus-
gangsbedingungen auf dem Arbeits-
markt und in anderen gesellschaftli-
chen Bereichen haben. Frauen werden
nach wie vor für vergleichbare Tätig-
keiten schlechter bezahlt als Männer.
Auch sind beispielsweise die Vorstän-
de der Dax30-Unternehmen momen-
tan ausschließlich von Männern be-
setzt. 
Nicht zuletzt unser Bildungssystem
scheitert daran, unterschiedliche Start-
bedingungen, die sich aus der sozio-
ökonomischen Herkunft ergeben, auch
nur ansatzweise auszugleichen. Wohl
die wichtigste Erkenntnis der PISA-
Studie ist, dass in keinem anderen
OECD-Land die Bildungschancen so
sehr von der sozialen Herkunft abhän-
gen wie in Deutschland. So haben bei
gleichem Lernvermögen und Wissens-
stand in Mathematik, Lesen und Text-
verständnis Kinder aus der Oberschicht
in Deutschland eine vielfach größere
Chance, ein Gymnasium zu besuchen,
als Schüler aus einem Arbeiterhaushalt.
Diese institutionelle Diskriminierung
betrifft zwar vor allem Kinder mit Mi-
grationshintergrund, aber auch solche
aus Arbeiterfamilien deutscher Her-
kunft.

Wir können es uns heute schlicht-
weg nicht mehr leisten, das vorhandene
Potenzial, die Talente und die Kreati-
vität eines Teils unserer Bevölkerung
brach liegen zu lassen und zu ignorie-
ren, ob es nun Mehrsprachigkeit, inter-

kulturelle Kompetenzen oder ein gelas-
sener Umgang mit ethnisch-kultureller
Differenz ist. Die Ökonomen Gianmar-
co Ottaviano und Giovanni Peri haben
die ökonomischen Vorteile kultureller
Vielfalt in ihren Studien zum »Econo-
mic Value of Cultural Diversity« nach-
gewiesen: Wirtschaftliche Produktivi-
tät hängt zu einem bedeutenden Teil
auch von der Toleranz und Vielfalt des
sozialen Umfeldes ab. Der Wirtschafts-
wissenschaftler Richard Florida ver-
deutlicht in seinem Buch »The Rise 
of the Creative Class« ebenfalls, dass
Toleranz und ethnisch-kulturelle Viel-
falt im Zuge der Globalisierung wichti-
ge Wachstumsfaktoren in Städten sind
und künftig noch an Bedeutung zuneh-
men werden.

Dabei geht es nicht um kulturelle Belie-
bigkeit, schließlich ist unser Grundge-
setz der Maßstab. Es geht auch nicht
darum, dass die aufnehmende Gesell-
schaft sich einseitig anpasst. Es geht
schlichtweg darum, dass Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft aktiv dazu bei-

tragen, dass alle die gleichen Chan-
cen erhalten, ihre Fähigkeiten zu ent-
wickeln und einzubringen, ob mit oder
ohne Migrationshintergrund, katho-
lisch oder muslimisch, Frau oder Mann.
Es gibt kein zurück zu einer monokul-
turellen Gesellschaft, als Ehen zwischen
Katholiken und Protestanten quasi bi-
kulturell waren, Alleinerziehende schief
angeschaut wurden, studierende Frau-
en die Ausnahme und Migranten nur
Gäste waren. Die multikulturelle Ge-
sellschaft ist vor jeder Polemisierung
eine realistische Zustandsschreibung,
schließlich weist inzwischen jedes drit-
te Kind zwischen 0 und 6 Jahren in
Deutschland einen Migrationshinter-
grund auf. Das Gelingen der multikul-
turellen Gesellschaft hängt aber davon
ab, ob wir Diskriminierung und Rassis-
mus erfolgreich bekämpfen und Chan-
cengleichheit erreichen. Dazu gehört
auch, dass wir in einer globalisierten
Welt und in einem Europa, das weiter
zusammenwächst und zudem vor de-
mographischen Herausforderungen
steht, das sich aus der kulturellen Viel-
falt ergebende Potenzial aktiv fördern
und nutzen. 

■ Cem Özdemir (Bündnis90/Die Grünen) 
ist Mitglied des Europäischen Parlaments 
in Brüssel.

Die EU-Kommission hat am 20. Februar 2007 den EU-Journalistenpreis »Für Vielfalt.
Gegen Diskriminierung.« 2007 gestartet. Der Wettbewerb richtet sich an Journalisten
aus allen 27 EU-Staaten, die sich mit ihrer Arbeit für die Bekämpfung von Diskriminie-
rung und die Vorteile von Vielfalt in der Arbeits- und Alltagswelt einsetzen. 

Einsendeschluss für Wettbewerbsbeiträge ist der 30. September 2007. 

Weitere Informationen erhalten Sie über die Website: 

www.journalistaward.stop-discrimination.info/42.0.html

Weitere Informationen zum 
Europäischen Jahr der Chancengleichheit
finden Sie auf der Website:

www.ec.europa.eu/employment_social/news/2005/jun/antidiscrimination_de.html

2007 – EUROPÄISCHES JAHR DER CHANCENGLEICHHEIT



Johannes Brandstäter

■ 365mal dürfen alle Menschen,
die in der EU wohnen und leben,

aufwachen mit dem Gedanken »Guten
Morgen, es ist Vielfalt angesagt«. Das
von der Europäischen Kommission
ausgerufene »Europäische Jahr der
Chancengleichheit für alle 2007« will
dem Kampf für die Freiheit von Diskri-
minierung Schwung geben und dabei
noch einmal die Vielfalt der Herkunft,
der Religionen, der Weltanschauungen,
der Fähigkeiten und der Kulturen als
gesellschaftlichen Wert bewusst ma-
chen. In dem Anspruch der Chancen-
gleichheit für alle, auch für Angehörige
anderer Staaten, kommt das Diskri-
minierungsverbot als universelles men-
schenrechtliches Prinzip zum Ausdruck.
Das Jahr weist damit auf einen Wandel
der EU zu mehr sozialer Orientierung
hin.

Gegründet wurde die EU 1957 als
Wirtschaftsgemeinschaft, in der die so-
ziale Dimension keine besondere Rolle
spielte. Gleiche Chancen wollte die da-
malige EWG vorrangig für Waren und
Kapitalströme schaffen, nicht aber für
die dort lebenden Menschen. Inzwi-
schen hat sich die EU gemausert. Brüs-
sel hat eine klare Agenda geschaffen,
die für Vielfalt und gegen Diskrimi-
nierung steht und in Deutschland erst
langsam in ihrer gesellschaftspoliti-
schen Bedeutung wahrgenommen wird.
Stritten sich in der Bundesrepublik die
Parteien, angeheizt von NPD und DVU,
jahrelang erbittert darum, ob dieses
Land »multikulturell« und ein »Ein-
wanderungsland« sei oder nicht, einig-
ten sich die deutsche und die Regierun-
gen der anderen Mitgliedstaaten 1999
mit dem Amsterdamer Vertrag darauf,
dass Europa eine Union der Vielfalt sei.
Diskriminierung zu bekämpfen ist eine
Aufgabe der EU und ihrer Mitglied-
staaten – und zwar nicht nur die Dis-
kriminierung aufgrund von ethnischer
Herkunft, sondern auch aufgrund von
»Rasse«, Geschlecht, Religion und
Weltanschauung, Alter, Behinderung
und sexueller Orientierung. 

Mit der EU wurde auch Deutschland,
fast unbemerkt, automatisch zu einem
erklärten Land der Vielfalt. Die Nieder-
lassungsfreiheit für EU-Bürger und die
Öffnung zahlreicher innereuropäischer
Grenzen durch das Abkommen von
Schengen bedeuten die gewollte Ver-
größerung der ohnehin schon in jedem
Lande vorhandenen Vielfalt. Die Ein-
wanderung von Drittstaatsangehöri-
gen zur Erwerbstätigkeit, die Aufnah-
me von Spätaussiedlern, Flüchtlingen
und Familienangehörigen, die Duldung
von Quasi-Flüchtlingen aus humani-
tären und anderen Gründen, selbst die
illegale Einwanderung von Hundert-
tausenden bedeuten eine weitere, enor-
me Bereicherung der Vielfalt, wenn
auch zuweilen unfreiwillig, wie die
Milliardenaufwendungen für die »Si-
cherung« der EU-Außengrenzen bewei-
sen. Hätte es diese Einwanderung aller-
dings nicht gegeben, wäre die Union
wegen des Geburtenrückgangs bereits
heute um mehrere Millionen Einwoh-
ner geschrumpft.  

Bereits das Jahr 1997 hatte die EU als
Europäisches Jahr gegen Rassismus
ausgerufen. Es hat eine europäische
Dynamik eingeleitet, die sich durch die
Schaffung einer europäischen Plattform
von nichtstaatlichen Organisationen
gegen Rassismus (ENAR) konkretisier-
te. Im Juni 1997 wurde die Europäi-
sche Beobachtungsstelle für Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit (EUMC) ge-
schaffen. Auf das Jahr gegen Rassismus
ließ die EU eine mehrjährige Kampa-
gne unter dem Motto »Für Vielfalt –
gegen Diskriminierung« folgen.

2007 nun ist das Europäische Jahr der
Chancengleichheit für alle. Bei der EU-
weiten Eröffnung des Jahres am 30.
und 31. Januar in Berlin bekannte Bun-
desfamilienministerin von der Leyen:
»Die Stärke Europas liegt in seiner
Vielfalt.« Sie sagte, Europa könne von
den vielfältigen Kompetenzen seiner
Migrantinnen und Migranten profitie-
ren. 

Die Bundesregierung begleitet das Eu-
ropäische Jahr finanziell eher halbher-
zig. Gerade einmal 600.000 Euro sind

für Öffentlichkeitsarbeit hierzulande
vorgesehen. Die Zivilgesellschaft sollte
hier, auch im Rahmen der Interkultu-
rellen Woche 2007, mit eigenen Aktivi-
täten nachhelfen.

Nicht nur mit Worten, sondern auch
mit Gesetzen verleiht Brüssel dem Ge-
bot der Chancengleichheit Nachdruck.
Zwei Richtlinien – die Antirassismus-
richtlinie und die Rahmenrichtlinie Be-
schäftigung von 2000 – haben bis zum
letzten Sommer für Aufruhr gesorgt.
Nur widerwillig verabschiedete der
Bundestag im Juli 2006 nach mehreren
Anläufen das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz, welches die EU-Richtlinien
mit Verspätung in deutsches Recht um-
setzt und die Grundlage für die kürz-
lich gegründete Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes schafft. 

Das Europäische Jahr der Chancen-
gleichheit für alle wird am 1. Januar
2008 Geschichte sein. Nicht so das
Staatsziel der Chancengleichheit. Und
wer dafür noch einmal ein besonderes
Jahr braucht, der darf sich schon auf
das Europäische Jahr des interkulturel-
len Dialogs 2008 freuen. 

■ Kontakt: Johannes Brandstäter, Referent 
im Arbeitsfeld migrationspolitische Grundsatz-
fragen im Diakonischen Werk der EKD,
Diakonisches Werk der EKD, Reichensteiner
Weg 24, 14195 Berlin, Tel.: 030 / 83 00 13 46,
E-Mail: brandstaeter@diakonie.de.
Johannes Brandstäter ist Mitglied im Ökumeni-
schen Vorbereitungsausschuss.
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ES IST VIELFALT ANGESAGT
EUROPÄISCHES JAHR DER CHANCENGLEICHHEIT FÜR ALLE 2007

»Rassismus ist mehr als eine Ablehnung 
der Unterschiede, es ist eine Ablehnung des 
anderen, mittels seines Andersseins. […] Ge-
gen den Rassismus zu kämpfen, bedeutet in
gewisser Weise, Europa aufzubauen. […]
Der Rassismus [steht] im Gegensatz zu 
allem, was Europa im Hinblick auf Demo-
kratie, Toleranz und die Achtung der Men-
schenwürde bedeutet…« 
Jacques Santer, der Präsident der Europäischen
Kommission, 1997 zum Europäischen Jahr gegen
Rassismus
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■ Ein Gespräch zwischen Felix 
Rodriguez und Günter Burkhardt

Herr Rodriguez, Sie waren über ein
Jahrzehnt Mitglied des Ökumenischen
Vorbereitungsausschusses und für die
Deutsche Bischofskonferenz der Dele-
gat der Spanierseelsorge in Deutsch-
land. 1990 haben Sie sich entschlos-
sen, Deutschland zu verlassen und 
sind nach Spanien zurückgekehrt. Wie
schätzen Sie die Situation in Spanien
und in Deutschland ein? 

Ich habe den Eindruck, dass sowohl 
in Deutschland als auch im übrigen
Europa die wirtschaftlichen und öko-
nomischen Aspekte immer noch die
Beurteilung der Wanderungsbewegun-
gen dominieren. In den reichen Län-
dern Europas werden die Migranten
weiterhin als reine Arbeitskräfte, als
ökonomische Faktoren betrachtet. Und
das ist ein großes Manko! 

Die Migrationsgründe werden von
den reichen Ländern nicht ernst genom-
men und nicht beseitigt. In den letzten
Jahren sind massenweise die Leute
nach Spanien gekommen. Spanien hat
immer nur punktuell reagiert. Für die,
die aus Senegal kommen, wird irgend-
etwas mit Senegal ausgehandelt, aber
so unseriös. Kommen welche aus Mau-
retanien, wird irgendetwas mit Mau-
retanien ausgehandelt. Also die Wur-
zel, dass diese Länder wirklich Hun-
gersnot haben, Arbeitsplätze fehlen
usw., das wird nicht seriös betrachtet.

Die europäischen Staaten vereinheit-
lichen immer mehr ihre Migrations-
und Flüchtlingspolitik. Der deutsche
Innenminister will mit Zustimmung
der anderen EU-Minister während der
deutschen EU-Ratspräsidentschaft das
Konzept einer »zirkulären Migration«
vorantreiben. Die einzelnen EU-Staa-
ten sollen Partnerschaftsabkommen
mit Entwicklungsländern abschließen,
so dass Menschen vorübergehend aus
so genannten Entwicklungsländern
»zirkulär« nach Europa kommen und
dann wieder zurückkehren. Wie schät-
zen Sie diesen Entwicklung ein? Ist
dies die Einwanderungspolitik, für die
die Kirchen sich einsetzen?

Wenn diese Absichten verwirklicht
werden, werden fundamentale Men-
schenrechte verletzt. Auf längere Sicht
wird das nicht klappen.
Warum? Weil diese Men-
schen auch heiraten wer-
den oder schon verheira-
tet sind, und sie haben ein
fundamentales Recht auf
ein Zusammenleben der
Familie, auf Zusammen-
führung. Man kann diese
Menschen nicht  als reine Arbeitskraft
betrachten und nach neun Monaten sa-
gen »Auf Wiedersehen, wir haben kei-
ne Verpflichtung mehr«. Das erinnert
an das Rotationsprinzip in den 70er
Jahren. Das wird auch in Spanien 
betrieben. Eine Einwanderungsgesell-
schaft muss aber allen Menschen glei-
che Rechte geben. Es ist aus meiner
Sicht der falsche Weg, wenn nun ein
Gastarbeitermodell neu angelegt wird.
Dies ist aus christlicher und ethischer
Sicht nicht zu verantworten. Die Men-
schen werden das nicht akzeptieren,
das ist klar. Das ist eine moderne Form
der Ausbeutung.

Wie ist die Situation in Spanien? Spa-
nien will in diesem Jahr aus Marokko
rund 2.600 Frauen anwerben, die drei
Monate lang für 33.29 Euro netto am
Tag Erdbeeren pflücken dürfen. Eine
Voraussetzung ist, dass sie Kinder im
Heimatland haben, damit sie auch
schnell wieder nach Marokko zurück-
kehren.

Hier werden die Kinder als Pfand in-
strumentalisiert, damit die Mütter zu-
rück nach Marokko kommen. In Spa-
nien wird das zur Zeit, vielleicht mo-
mentan, durchführbar sein. Aber auf
längere Sicht wird das nicht klappen,
weil die Mütter sagen werden, dann
gehe ich lieber illegal nach Spanien als
legal, mit dieser Rückkehrpflicht auf
meinen Schultern.

Die illegale Einwanderung wird zu-
nehmen. Die Menschen werden doch
kommen. Sie werden sich durchschla-
gen am Rande der Gesetze und das
wird eine Menge von Problemen auslö-
sen, die wir heute noch gar nicht über-
blicken. 

In Spanien wurden 2005 rund 700.000
sogenannte illegale Einwanderer lega-
lisiert. Wie ist die Position der Kirchen

hierzu? 

Diese Legalisierung war
im Grunde sehr positiv,
aber wie das gemacht
wurde, war zu kritisieren.
Es sind viele Dinge impro-
visiert worden und nicht
alle Konsequenzen in Be-

tracht gezogen worden usw. Firmen ha-
ben die Situation ausgenutzt und Men-
schen für Dumpinglöhne beschäftigt
und eine gnadenlose Ausbeutung der
Betroffenen vorgenommen, denn die
Menschen mussten einen Arbeitsplatz
haben, um eine Aufenthaltserlaubnis
zu bekommen. 

Was machen die Kirchen in Spanien,
um Menschen im Feld der Migration
und der illegalen Einwanderung zu
helfen?

Die Caritas bietet Beratungen an, die
notwendig sind, um den Menschen, die
ausgebeutet werden, zu helfen. Auf der
pastoralen Ebene werden die Gruppen,
die Selbstorganisationen der Ausländer,
gefördert. In einigen Fällen hat die Kir-
che auch Strafanzeigen gestellt, wenn
die Menschenrechte verletzt wurden.

Ist dies für die Menschen nicht gefähr-
lich, müssen sie dann nicht vielleicht
mit einer Abschiebung rechnen? Oder
ist dies in Spanien anders?

Es ist etwas anders. Die Menschen, die
ohne Papiere dort bleiben, werden bis-
lang nicht gezielt unter Druck gesetzt
oder von der Polizei gesucht, um sie ab-
zuschieben. Sie werden nicht des Lan-
des verwiesen, sondern sie bekommen
die Chance, einen Vertrag mit dem Ar-
beitgeber zu bekommen, einen ordent-
lichen Vertrag, damit sie nicht ausge-
beutet werden. Wenn sie diesen haben,
bekommen sie auch eine Aufenthaltser-
laubnis. 

Etwas anderes ist auch positiv in Spa-
nien: Die so genannten Illegalen haben
Zugang zu einer medizinischen Grund-

DIE MIGRATIONSGRÜNDE WERDEN 
NICHT ERNST GENOMMEN

»Man kann diese Men-
schen nicht  als reine 

Arbeitskraft betrachten
und nach neun Mona-

ten sagen ›Auf Wieder-
sehen, wir haben keine
Verpflichtung mehr‹.«



versorgung, wenn auch in der Regel
nur zu akuten, lebensnotwendigen Be-
handlungen.

Auch der Schulbesuch für die Kin-
der von Menschen, die ohne Papiere in
Spanien geblieben sind, ist möglich.  

Der Gesetzgeber hat die medizinische
Versorgung und die Schulausbildung
mit der Anmeldung beim Einwohner-
meldeamt verknüpft, also unabhängig
davon, ob diese Menschen legal oder 
illegal sind, Papiere haben oder nicht.
In Spanien ist es möglich, sich auch
ohne legalen Aufenthalt anzumelden.
Und sobald eine Person gemeldet ist,
hat sie sofort das Recht auf die Ge-

sundheitskarte und die Anmeldung in
der Schule für die Kinder. Allerdings
trauen sich viele Menschen ohne Papie-
re nicht, sich registrieren zu lassen, weil
sie fürchten, abgeschoben zu werden,
wenn sie einmal behördlich erfasst
sind. 

Um über die aktuelle Legalisierungs-
kampagne eine Aufenthaltserlaubnis zu
bekommen, ist es jedoch erforderlich,
dass man seit mindestens drei Jahren in
Spanien gemeldet ist. Deshalb werden
viele von der Regelung nicht begün-
stigt, obwohl sie faktisch einen An-
spruch darauf hätten.

Was unternimmt Spanien zur Integra-
tion von Zuwanderern? Wo sind die
Unterschiede zur Integrationspolitik in
Deutschland?

In Spanien muss ich nicht die spanische
Nationalität annehmen, um überhaupt
Rechte zu haben, die Möglichkeiten
der Partizipation sind größer als in
Deutschland. Die Bevölkerung und die
spanische Regierung sind für ein kom-
munales Wahlrecht. Es muss nur das
Prinzip der Gegenseitigkeit gelten. Alle
Rumänen können z.B. in Spanien wäh-
len, wenn die Spanier auch in Rumä-
nien wählen dürfen. Die spanische 
Regierung unterstützt auch die Selbst-
organisierung der Ausländer. Dies ist
für die Integration wichtig. Integra-
tionsmaßnahmen dürfen nicht nur bei
Einzelpersonen ansetzen. Menschen
werden auch als Gruppe, als Gemeinde
integriert.

■ Felix Rodriguez ist heute persönlicher 
Sekretär des Bischofs von Logroño, Spanien.
Er war von 1980 bis 1990 Delegat der Spanier-
seelsorge in Deutschland und Mitglied im 
Ökumenischen Vorbereitungsausschuss.
Günter Burkhardt ist Geschäftsführer des 
Ökumenischen Vorbereitungsausschusses.
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MENSCHEN ROTIEREN NICHT

José Antonio Arzoz / Günter Burkhardt

■ Mit einem neuen Vorschlag haben die EU-Innenminister Anfang dieses Jahres ihre
Pläne zur »zirkulären Migration« konkretisiert. Bei ihrem ersten Treffen im Rah-

men der deutschen EU-Ratspräsidentschaft wurde verabredet, in Migrationsfragen eng
mit Herkunfts- und Transitländern an den Süd- und Ostgrenzen der EU zusammenzu-
arbeiten. Partnerschaftsabkommen über Migration und Entwicklung sollen abgeschlos-
sen werden. Maßnahmen zur Förderung zirkulärer Migration könnten auch als Anreiz für
Entwicklungsländer dienen, Rückübernahmeabkommen mit der Europäischen Union zu
schließen.

Es ist grundsätzlich positiv, wenn in Europa über Einwanderung gesprochen wird – aber
ist zirkuläre Migration der richtige Weg? Schließlich ist die »alte« Gastarbeiterpolitik der
früheren Bundesrepublik Deutschland gescheitert. Auch damals hatte man die Vorstel-
lung, Menschen als reine Arbeitskräfte vorübergehend anzuwerben. Die Erwartung war,
dass sie dann wieder in ihr Herkunftsland zurückkehren. Es kommen jedoch Menschen
und nicht nur Arbeitskräfte. Sie haben den Wunsch und das Recht, mit ihren Familien zu-
sammenzuleben. Aus einer vorübergehenden Migration ist eine dauerhafte Einwande-
rung geworden.

Offensichtlich beabsichtigen nun die Regierungen der Europäischen Union ihren Arbeits-
kräftebedarf durch eine befristete Migration zu decken. Solch ein Konzept der »zirku-
lären Migration« ist aus ethischer Sicht nicht zu verantworten. Es erinnert an das Rota-
tionsmodell der frühen Gastarbeiterjahre. Menschen werden auf ihre ökonomische Ver-
wertbarkeit reduziert. Solch ein Konzept ist zum Scheitern verurteilt. Wenn Menschen
keine Möglichkeiten haben, legal einzuwandern, werden sie andere Wege beschreiten.
Die Folge einer verstärkten Abschottung Europas wird eine Zunahme der illegalen Migra-
tion sein. Europa braucht legale Einwanderungsmöglichkeiten, damit Migranten nicht 
lebensgefährliche Wege nach Europa beschreiten müssen.

■ Kontakt:

José Antonio Arzoz, Spanierseelsorge in Deutschland,
Beethovenallee 47, 53173 Bonn, E-Mail: delegatur.skm@t-online.de
José Antonio Arzoz ist Mitglied im Ökumenischen Vorbereitungsausschuss.

Günter Burkhardt, Ökumenischer Vorbereitungausschuss zur Interkulturellen Woche/
Woche der ausländischen Mitbürger, Postfach 16 06 46, 60069 Frankfurt am Main,
Tel.: 069 / 23 06 05, Fax: 069 / 23 06 50,
E-Mail: info@interkulturellewoche.de, Web: www.interkulturellewoche.de 
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Canan Topçu

■ Bei der Innenministerkonferenz
im Mai 2006 sind Beschlüsse mit

weitreichenden Folgen für Einbürge-
rungswillige gefasst worden. Der Ent-
wurf wird wohl noch im Laufe dieses
Jahres in ein Gesetz münden. Wesent-
liche Punkte der Gesetzesreform sind:
Der Antragsteller muss bei der Prüfung,
ob von ihm Gefahr ausgeht, »positiv
mitwirken« und auf die Frage nach der
Mitgliedschaft in bestimmten Organi-
sationen antworten. Macht er das nicht,
wird aus diesem Grund sein Antrag ab-
gewiesen. Neben dem Einbürgerungs-
test soll es auch einen schriftlichen
Sprachtest geben und es werden höhe-
re Deutschkenntnisse gefordert. Bei
Nachweisen wie etwa Mittlere Reife,
Abitur und Hochschulstudium werden
Sprachkenntnisse wohl nicht geprüft.
Ein Großteil der Antragsteller gehört
aber nicht zu diesen Gruppen und wird
vermutlich am schriftlichen Sprachtest
scheitern oder sich erst gar nicht um
eine Einbürgerung bemühen.

Bei den Vorstrafen sollen die Tagessät-
ze um die Hälfte reduziert und kumu-
liert werden. Die Freiheitsstrafe auf Be-
währung wird demnach von sechs auf
drei Monate reduziert. Wenn auf dem
Auszug aus dem Bundeszentralregister
die Strafen aufgelistet waren und jede
einzelne Strafe unter der festgelegten
Grenze von 180 Tagessätzen lag, dann
bestand ein Anspruch auf Einbürge-
rung. Künftig sollen die Straftaten zu-
sammengezählt werden. Ist die Grenze
von 90 Tagessätzen aufgrund mehrerer
Straftaten überschritten, besteht kein
Anspruch mehr auf eine Einbürgerung.
Bei Jugendstrafen verschärft sich das
Recht erheblich: Eine Vorstrafe war
bislang kein lebenslanger Ausschluss-
grund. Die Tilgungsfristen werden so
gesetzt, dass auch alte Straftaten be-
rücksichtigt werden, wenn die Verjäh-
rungsfrist nicht abgelaufen ist. Neu ist
auch, dass die Einbürgerungsurkunde
im feierlichen Rahmen erfolgen soll.
Der Eingebürgerte soll einen Eid oder
das Bekenntnis zur freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung aussprechen. 

Kritiker wenden ein, dass mit den ge-
planten Verschärfungen die Idee von
»Einbürgerungsoffensiven« und »er-
leichterter Einbürgerung« ad acta ge-
legt wird. 

■ Kontakt: Canan Topçu,
Frankfurter Rundschau, Redaktion Frankfurt,
Walter-von-Cronberg-Platz 2-18,
60594 Frankfurt, E-Mail: C.Topcu@fr-aktuell.de
Canan Topçu ist Mitglied im Ökumenischen
Vorbereitungsausschuss.

Canan Topçu
EinBÜRGERung
Lesebuch über das Deutsch-Werden.
Portraits, Interviews, Fakten

Frankfurt am Main, 2007
160 Seiten, Paperback, Euro 14,90 
ISBN: 978-3-86099-726-0

Einbürgerungen von Ausländern und Ausländerinnen 2001 - 2005

Jahr Einbürgerungen

Anzahl Veränderungen 
gegenüber dem Vorjahr

2001 178.098 . . . . . . . . . . . . -4,6 %

2002 154.547 . . . . . . . . . . . -13,2 %

2003 140.731 . . . . . . . . . . . . -8,9 %

2004 127.153 . . . . . . . . . . . . -9,6 %

2005 117.241 . . . . . . . . . . . . -7,8 %

Einbürgerungen von Ausländern und Ausländerinnen 2001 - 2005

EINBÜRGERUNG UND PARTIZIPATION

TEILHABEN – TEIL WERDEN!
POLITISCHE HANDLUNGSFELDER



Ioanna Zacharaki

■ »Teilhaben – Teil werden« kann
sich ernsthaft verwirklichen, in-

dem man in allen gesellschaftlichen
Ebenen Zugang hat und partizipieren
kann.

Um die Zugänge in der hiesigen Gesell-
schaft zu erleichtern, wurde mit dem
Zuwanderungsgesetz die Integrations-
arbeit der auf Dauer hier lebenden Zu-
wanderer intensiviert und mit zielge-
richteten Maßnahmen vorangetrieben.
Als Folge muss nun das kommunale
Wahlrecht für alle hier lebenden Zu-
wanderer eingeführt werden. Denn
zum Recht eines dauerhaften Aufent-
halts gehören auch echte politische
Mitwirkung und Teilhabe, die zu einer
gelungenen Integration führen kann.
Auf der Kommunalebene fallen Ent-
scheidungen, die die in der Gemeinde
wohnenden Zuwanderer unmittelbar
betreffen. Zuwanderer sollen das Le-
ben in ihrem Umfeld aktiv mitgestal-
ten, politisch handeln, selber ihre Inter-
essen vertreten können und somit am
örtlichen parlamentarischen System mit
ihren Anliegen partizipieren.

Der Europarat fordert seit Jahren für
alle Zugewanderten mit legalem Auf-
enthalt ein uneingeschränktes aktives
und passives Wahlrecht auf kommu-
naler Ebene. Länder wie z.B. die Nie-
derlande, Dänemark, Schweden u.a. 
haben das kommunale Wahlrecht für 
Zuwanderer eingeführt. Deutschland
muss daran arbeiten und darf sich der
Partizipation eines Zehntels der Bevöl-
kerung nicht verschließen. 

Wie in der Koalitionsvereinbarung for-
muliert, muss sich die Bundesregierung
mit der Frage des kommunalen Wahl-
rechts befassen. Es muss im Rahmen
des Bundesintegrationsprogrammes be-
handelt werden.

Um die Thematik voranzutreiben, plant
die Landesarbeitsgemeinschaft der Aus-
länderbeiräte in Nordrhein-Westfalen
in diesem Jahr eine Kampagne zum
kommunalen Wahlrecht. Sie rechnet
mit der Unterstützung der Gewerk-
schaften, der Freien Wohlfahrtspflege,
der Kirchen sowie der Integrationsbe-
auftragten des Landes.

Ähnliche Kampagnen sollen auch in
anderen Bundesländern gestartet wer-
den.

■ Kontakt: Ioanna Zacharaki,
Diakonisches Werk der EKiR, Migrationsreferat,
Lenaustr. 41, 40470 Düsseldorf,
Tel.: 0211 / 63 98 253,
E-Mail: izacharaki@dw-rheinland.de.
Ioanna Zacharaki ist Mitglied im Ökumeni-
schen Vorbereitungsausschuss.
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KOMMUNALES WAHLRECHT 

Karin Pergold

■ »Immer mehr Menschen bewer-
ten in hohem Maße, dass Familie

und Solidarität zwischen den Gene-
rationen die tragenden Säulen ihres 
Lebens und unserer Gesellschaft sind«,
unterstrich Bundesfamilienminsterin
von der Leyen bei der Vorstellung der
Allensbach-Untersuchung »Generatio-
nen-Barometer«.

Für die 15,3 Millionen Menschen 
in Deutschland, die laut Mikrozensus
eine familiäre Migrationsgeschichte 
haben, ist Familienleben eine grenz-
überschreitende Angelegenheit. Sie sind 
mit der Tatsache konfrontiert, dass sich

familienpolitische Maßnahmen, bil-
dungspolitische Praxis und zuwande-
rungsrechtliche Regelungen gegenseitig
aushebeln und damit Integrationsbe-
mühungen immer wieder behindern. 

Ihr Familienleben wird durch recht-
liche Vorgaben beschnitten, zumindest
wenn die Familienangehörigen außer-
halb der Europäischen Union leben.
Dann gehören Großeltern zu »sonsti-
gen Familienangehörigen« und können
nur zur Vermeidung einer außerge-
wöhnlichen Härte einwandern. Besu-
che aus dem engen sowie weiteren Fa-
milienkreis unterliegen strengen finan-
ziellen Prüfungen. 

Aber selbst für den Nachzug von
Ehegatten und Kindern, die aufent-

Zacharaki, Ioanna / Eppenstein, Thomas /
Krummacher, Michael (Hrsg.) 
Praxishandbuch
Interkulturelle Kompetenz vermitteln,
vertiefen, umsetzen. Theorie und Praxis
für die Aus- und Weiterbildung.

Schwalbach/Ts., 2007 
176 S., Euro 19,80;
ISBN 978-3-8997 4283-1 

FAMILIENNACHZUG



haltsrechtlich zur Familie zählen, wer-
den zeit- und kostenintensive Überprü-
fungen vorgenommen. Mit der geplan-
ten Verschärfung sollen nunmehr der
Nachweis von Deutschkenntnissen be-
reits vor der Einreise erbracht sowie die
Sicherung des Lebensunterhaltes aus ei-
genen Kräften auch auf Deutschverhei-
ratete ausgeweitet werden.

Damit wird ein Familienleben nur noch
für finanziell gut gestellte und bildungs-
nahe Menschen möglich sein. Diese so-
ziale Selektion widerspricht den Grund-
sätzen der Menschenrechte. 

Die Existenzsicherung durch eigene
Kraft ist eine wesentliche Grundlage
für persönliche Zufriedenheit und ge-
sellschaftliche Anerkennung. Einwan-
derer bekommen oft nicht die Chance,
ihre Fähigkeiten einzusetzen. Fehlende
Zertifikate, eine restriktive Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse verhin-
dern den Zugang zum Arbeitsmarkt.
Dabei haben sie vielfach Ausbildungs-
gänge in ihren Herkunftsländern durch-
laufen, können Berufspraxis nachwei-
sen. Diese vorhandenen Kenntnisse gilt
es für den hiesigen Arbeitsmarkt einzu-
schätzen. Nur dann können wertschät-
zend Lücken gesichtet und gefüllt wer-
den. 

Der öffentliche Blick auf binationale
und eingewanderte Familien ist gerich-
tet auf tatsächliche und vermeintliche
Defizite, nicht auf ihre Kompetenzen
und Fähigkeiten. Ein interkultureller
Alltag fordert von jedem Einzelnen ein
Höchstmaß an Flexibilität, Selbstrefle-

xion und Entscheidungsfreudigkeit.
Das Jonglieren zwischen unterschiedli-
chen kulturellen Deutungsmustern, die
Bereitschaft zu Kompromisslösungen,
die Normalität der Mehrsprachigkeit
sind Ressourcen, die Einwanderer
durch ihre Migrationsgeschichte in die
Aufnahmegesellschaft mitbringen.

Eltern, die diese Kompetenzen bei ihren
Kindern stärken wollen, treffen jedoch
auf ein Bildungssystem, das eigensinnig
und wider jegliche Realität an einem
kulturhomogenen und monolingualen
Leitbild festhält. Das schlechte Ab-
schneiden der Kinder in ihrer Bildungs-
laufbahn wird mit persönlichen Defizi-
ten, vor allem mangelnden Deutsch-

kenntnissen, begründet. Niemand wird
die Bedeutung der Umgebungssprache
bestreiten. Die Förderung der deut-
schen Sprache sollte konzeptioneller
Bestandteil aller Einrichtungen für Kin-
der sein, jedoch unter Einbeziehung der
mitgebrachten Fähigkeiten.

Regierungshandeln muss die Familie
als Ganzes in den Blick nehmen, an ih-
ren Ressourcen ansetzen und Maßnah-
men aufeinander abstimmen. Solange
Einwanderer vom Familienministerium
als zu unterstützende Eltern, vom Bil-
dungsministerium als Problemgruppe
und vom Innenministerium als Sicher-
heitsrisiko gesehen werden, wird die
Chance vertan, ein Gesamtkonzept für
Familien in der Einwanderungsgesell-
schaft zu entwickeln. Nicht die Zuwan-
derung ist das Problem, sondern die zu-
nehmend prekären Lebensverhältnisse.
Nur wenn die Rahmenbedingungen
stimmen, können Familien sich sicher
und aufgehoben fühlen und an den An-
geboten und Möglichkeiten ihres Um-
feldes partizipieren. 

■ Kontakt: Karin Pergold, Verband 
binationaler Familien und Partnerschaften (iaf),
Bundesgeschäftsstelle, Ludolfusstr. 2-4,
60487 Frankfurt, Tel.: 069 / 71 37 56 0,
E-Mail: info@verband-binationaler.de.
Karin Pergold ist Mitglied im Ökumenischen
Vorbereitungsausschuss.

Erteilte Visa zum Zweck des Ehegatten- 

und Familiennachzugs nach Deutschland 

Jahr Anzahl

2002 85.305

2003 76.077

2004 65.935

2005 52.267

2006 50.300

Quelle: Auswärtiges Amt

Ehegatten- und Familiennachzug von Drittstaatenangehörigen
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Canan Topçu

■ Dass der Artikel eines Journali-
sten, der einen ausländisch klin-

genden Namen hat, von einer deut-
schen Zeitungsredaktion unter einem
deutschen Pseudonym veröffentlicht
wird, ist heute kaum denkbar. Just dies
widerfuhr aber dem heutigen ZEIT-
Herausgeber Giovanni di Lorenzo zu
Beginn seiner journalistischen Karriere.
Eine Mainzer Zeitung druckte einen
Artikel von ihm unter dem Namen
Hans Lorenz ab, weil die Redaktion ih-
ren Lesern keinen ausländischen Na-
men zumuten wollte. 

Es hat sich in den vergangenen zwei
Jahrzehnten einiges verändert in der
bundesrepublikanischen Medienland-
schaft – auch wenn es noch immer
Chefredakteure gibt, die Bedenken ha-
ben, Migranten einzustellen. Journali-

sten mit »Migrationshintergrund« sind
keine Seltenheit mehr; sie arbeiten für
Zeitungen, den Hörfunk und auch fürs
Fernsehen. Sie sind aber deutlich unter-
repräsentiert, wenn man berücksich-
tigt, wie viele Menschen mit Migra-
tionsgeschichte in der Bundesrepublik
Deutschland leben. Eine Vorreiterrolle
bei den öffentlich-rechtlichen Sendern
nimmt der WDR ein. Der Sender be-
schäftigt inzwischen zahlreiche Mi-
granten als feste und freie Mitarbeiter.
Mehrere führen im WDR-Fernsehen
sogar durch Programme, die nicht 
zum Nischen-Angebot gehören. Wir
sind aber weit entfernt davon, dass ei-
ne Journalistin mit »fremdem« Namen
und Aussehen beispielsweise die Tages-
themen moderiert.

Um Missverständnisse zu vermeiden:
Für eine ausgewogene Berichterstattung
ist nicht die Zusammensetzung des Kol-

legiums Ausschlag gebend. Journali-
sten mit Zuwanderergeschichte kön-
nen aber »Türöffner« zur jeweiligen
Community sein und den Blick für be-
stimmte Themen schärfen.

Sollte ihr Anteil per Quote geregelt
werden? Über diese Frage wird seit ei-
nigen Jahren innerhalb der Medien dis-
kutiert. Statt Quote sollte auf Qualifi-
zierung gesetzt werden, etwa mit För-
derprogrammen für Migranten, damit
sie den Weg in die Redaktionen schaf-
fen. Die TAZ beispielsweise vergibt neu-
erdings in Kooperation mit der Hein-
rich-Böll -Stiftung ein Volontariat an
Bewerber mit Migrationshintergrund. 

■ Kontakt: Canan Topçu,
Frankfurter Rundschau, Redaktion Frankfurt,
Walter-von-Cronberg-Platz 2-18,
60594 Frankfurt, E-Mail: C.Topcu@fr-aktuell.de
Canan Topçu ist Mitglied im Ökumenischen
Vorbereitungsausschuss.

Dr. Ralf Geisler

■ Religionen leisten wichtige Bei-
träge für die Sinn- und Werteori-

entierung von Menschen. In ihren Sozi-
algestalten, ob als Kirchen, religiöse
Gemeinschaften oder Vereinigungen,
zählen Religionen zu den Kernbestand-
teilen aller Kulturen. Darüber hinaus
erfüllen sie eine unverzichtbare Funkti-
on für den gesellschaftlichen Konsens
und Zusammenhalt – so sieht es jeden-
falls das Grundgesetz, das dabei in er-
ster Linie die christlichen Kirchen im
Blick hat. Die Zuwanderung von Men-
schen anderen Glaubens hat nicht nur
deren religiöse Traditionen, Lebens-
und Ausdrucksformen nach Deutsch-
land gebracht, sondern teilweise auch
ein anderes Verständnis vom Zusam-
menspiel zwischen Religion und Kul-
tur, Religion und Gesellschaft wie auch
zwischen Religion und Staat. 

Die im Grundgesetz garantierte Glau-
bens-, Gewissens- und Religionsfreiheit
bedeutet nicht nur die Duldung der re-
ligiösen Überzeugungen und kulturel-

len Traditionen von Minderheiten, son-
dern ermöglicht auch ausdrücklich 
deren aktive Ausübung. Das Recht auf
Glaubens- und Meinungsfreiheit ist 
sowohl gegenüber anderen Gemein-
schaften als auch gegenüber den jeweils 
eigenen Mitgliedern zu wahren. Parti-
zipation bedeutet in diesem Zusammen-
hang, die Pflege eigener Traditionen zu
ermöglichen und diese zu respektieren,
zugleich aber auch Kontakt, Austausch
und Beteiligung am gesellschaftlichen,
kulturellen und politischen Leben in
Deutschland. Die positive Kraft, die die
meisten Religionen für Sinnstiftung,
Weltverantwortung und Gemeinwesen-
orientierung entfaltet haben, kann und
soll für unsere Gesellschaft fruchtbar
gemacht werden. 

Dazu ist die Bereitschaft zu einem offe-
nen Dialog erforderlich, der durch den
Respekt vor dem Glauben und der
Freiheit des anderen geboten und zu-
gleich an die Grundwahrheiten des ei-
genen Glaubens gebunden ist. Im offe-
nen dialogischen Austausch muss auch
überprüft und gegebenenfalls sensibel

Hilfestellung geleistet werden, wenn
sich die mitgebrachten eigenen Tradi-
tionen statt ihrer ursprünglich lebens-
dienlichen Funktion unter den neuen
Verhältnissen als lebensbehindernd und
das Heimischwerden erschwerend er-
weisen. Irritationen und Spannungen,
die immer wieder von fremdkulturell
geprägter öffentlicher Religionspraxis
v.a. des Islams ausgehen, können nur
im wechselseitigen Gespräch auf der
Alltagsebene für alle gleichermaßen be-
friedigend abgebaut und aufgelöst wer-
den. Es liegt in der gesellschaftlichen
Verantwortung aller Kirchen, religiö-
sen Gemeinschaften und Vereine, ihre
Gläubigen zu diesem Dialog des Teil-
habens und Teilwerdens zu ermuntern
und dafür geeignete Formen zu entwik-
keln. 

■ Kontakt: OKR Dr. Ralf Geisler, Kirchenamt 
der EKD, Abt. 212, Herrenhäuser Str. 12,
30419 Hannover, Tel.: 0511 / 27 96 412,
E-Mail: Ralf.Geisler@ekd.de.
Dr. Ralf Geisler ist Mitglied im Ökumenischen
Vorbereitungsausschuss.

MEDIEN UND MIGRANTEN

RELIGION UND PARTIZIPATION



Verbesserte Nutzung von Kindertages-
einrichtungen 

• Es sollte versucht werden, die Quote
des Kindergartenbesuchs in der Gruppe
von Kindern mit Migrationshinter-
grund (und in der Gruppe von Kindern
aus sozial benachteiligten Familien)
weiter zu erhöhen.
• Kindertageseinrichtungen sollten
stärker für eine systematische Sprach-
förderung genutzt werden. Dies setzt
eine entsprechende Qualifizierung des
Personals voraus.

Kontinuierliche Sprachförderung

• Sprachförderung für Kinder und Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund
sollte kontinuierlich angelegt sein. Sie
sollte im Kindergarten beginnen und
über die gesamte Schullaufbahn ange-
boten werden.
• Sprachförderung darf sich nicht auf
den Bereich des Sprachunterrichts be-
schränken, sondern muss auch im
Fachunterricht stattfinden. Dies setzt
eine entsprechende Qualifizierung der
Lehrkräfte voraus.

• Ergänzende Sprachförderung sollte
konsequent durchgeführt werden.
Stunden in Deutsch als Zweitsprache
scheinen häufig zweckentfremdet zu
werden, was unbedingt zu vermeiden
ist.
• In deutschen Schulen werden bereits
zahlreiche Maßnahmen der Sprachför-
derung umgesetzt. Einige besonders
viel versprechende Ansätze sollten sy-
stematisch in ihrer Wirksamkeit über-
prüft werden. Es wäre wünschenswert,
erfolgreiche Programme konsequent
umzusetzen, wissenschaftlich zu beglei-
ten und kontinuierlich weiter zu ent-
wickeln. Hierbei sollte auch die Frage
nach dem möglichen Gewinn aus einer
Förderung der Mehrsprachigkeit ver-
folgt werden. 
• In die Prüfung der Wirksamkeit von
Ansätzen der Sprachförderung sollten
nicht nur Effizienzgesichtspunkte ein-
fließen, sondern auch andere Aspekte
der Integration.  
• Systematische Sprachförderung setzt
eine adäquate Qualifizierung der Lehr-
kräfte voraus. Die entsprechenden An-
gebote in der Aus- und Weiterbildung
sollten sich stärker an wissenschaftli-
chen Erkenntnissen zur Sprachentwick-

lung und zum Schriftspracherwerb in
Erst- und Zweitsprachen orientieren.

Vermeidung bzw. Kompensation der
Kumulation von Benachteiligung

• Der Entwicklung von Lehr-Lern-
kontexten, in denen sich verschiedene
Aspekte der Benachteiligung kumulie-
ren, sollte entgegengesteuert werden.
Besonders problematisch sind Haupt-
schulen mit sehr geringen Übergangs-
quoten, in denen die Schülerschaft oft
in verschiedener Hinsicht benachteiligt
ist. Aber auch im Primarbereich sind
ähnliche Konstellationen anzutreffen.
Sofern sich diese Kontextbedingungen
nicht verändern lassen, benötigen die
entsprechenden Schulen in erheblichem
Ausmaß zusätzliche Unterstützung. 
• Aufgrund der regional deutlich un-
terschiedlichen Migrationslagen und
der Dynamik der Entwicklung von Mi-
gration sollten keine statischen Model-
le der Integration angestrebt werden,
sondern solche, die flexibel auf die je-
weiligen regionalen Lagen reagieren
können.
• In Anlehnung an andere Staaten mit
entsprechenden guten Erfahrungen soll-
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Volker Roßocha 

■ »In der jüngsten Zeit müssen wir
aber feststellen, dass gerade bei

der zweiten und dritten Generation
deutliche Integrationsdefizite bestehen«,
heißt es im Papier der Bundesregierung
zum Integrationsgipfel 2006. Zu nen-
nen seien besonders die mangelnde 
Beherrschung der deutschen Sprache,
Schwächen in Bildung und Ausbildung.
Für die Zukunft werde es von entschei-
dender Bedeutung sein, »dass alle be-
reit und willens sind, diese Defizite zu
beheben«. 

Mit diesem integrationspolitischen An-
satz der Bundesregierung vermittelt die
Bundesregierung den Eindruck, dass
die niedrigeren Bildungsabschlüsse von
Kindern und Jugendlichen mit Migrati-

onsgeschichte durch Sprachdefizite ver-
ursacht werden. Mangelnde Deutsch-
kenntnisse stellen zwar eine wesent-
liche Hürde für einen erfolgreichen
Schulbesuch dar, dennoch verkennt die
Bundesregierung, dass 
• sich die Bildungsabschlüsse von Kin-

dern aus Migrantenfamilien in den
letzten Jahren verbessert haben,

• Kinder mit Migrationsgeschichte in
den Grundschulen bei gleicher Lei-
stung schlechter benotet werden und
weniger häufig eine Empfehlung für
den Besuch des Gymnasiums erhal-
ten.

Hinzu kommt, dass in Deutschland
anders als in anderen Industriestaaten
die soziale Herkunft von entscheiden-
der Bedeutung für den Schulerfolg 
ist. Offensichtlich gelingt es dem deut-

schen Schulsystem nicht, die unter-
schiedlichen sozialen, familiären und
sprachlichen Voraussetzungen auszu-
gleichen. Da Kinder aus Migranten-
familien häufiger in Stadtvierteln mit
einer »schlechten« Sozialstruktur le-
ben, sind ihre Partizipationsmöglich-
keiten mehrfach eingeschränkt. Trotz
schulischer Misserfolge sind Schülerin-
nen und Schüler mit Migrationshinter-
grund im Durchschnitt genauso moti-
viert, in der Schule erfolgreich zu sein,
wie ihre Mitschülerinnen und Mitschü-
ler ohne Migrationsgeschichte. Auch
ihre Eltern zeigen ein großes Interesse
an den Bildungserfolgen ihrer Kinder,
auch wenn ihre Möglichkeiten zur Un-
terstützung häufig nur gering sind. 

■ Kontakt: Volker Roßocha,
DGB-Bundesvorstand, Postfach 11 03 72,
10833 Berlin, Tel.: 030 / 24 060 342
E-Mail: volker.rossocha@bundesvorstand.dgb.de
Volker Roßocha ist Mitglied im Ökumenischen
Vorbereitungsausschuss.

SCHULE UND PARTIZIPATION

ANSATZPUNKTE FÜR EINE VERBESSERUNG DER LAGE 



Volker Roßocha 

■ Eine erfolgreich abgeschlossene
qualifizierte Ausbildung ist eine

wesentliche Voraussetzung für einen
Einstieg ins Berufsleben. Der Abbau
betrieblicher Ausbildungsplätze bei
gleichzeitigem Anstieg der Schulabgän-
gerzahlen führt zu verschärften Kon-
kurrenzbedingungen. Betroffen sind
Jugendliche mit niedrigen Schulab-
schlüssen und Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund in besonderer Weise.
Die Ausbildungsbeteiligung von aus-
ländischen Jugendlichen sank von 42
Prozent 1992 auf unter 25 Prozent
2006, und dies bei gleichzeitigem Rück-
gang der Gesamtzahl ausländischer 
Jugendlicher. 

In der integrationspolitischen Debatte
wird die Ursache für den Rückgang der
Ausbildungsbeteiligung häufig auf die
niedrigen Schulabschlüsse und auf
mangelnde Kenntnisse der deutschen
Sprache zurückgeführt. Richtig ist zwar,
dass die Chancen auf einen Ausbil-
dungsplatz mit einem höheren Schulab-
schluss steigen. Eine Reduzierung der
Ursachen des Einbruchs bei der Ausbil-
dungsbeteiligung auf die Schulerfolge
führt aber zu einer eingeschränkten
Sicht. 

Die Daten der Untersuchung des Bun-
desinstituts für Berufsbildung und der
Bundesagentur für Arbeit belegen: Je
höher der Schulabschluss, desto größer
die Chancendifferenz bei der Ausbil-
dungsplatzsuche. Sie zeigen deutlich

das Vorhandensein struktureller Be-
nachteiligungen. Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund sind im betriebli-
chen Auswahlverfahren benachteiligt,
weil 
• ihnen oft persönliche Beziehungen

in den Betrieb fehlen, deren Bedeu-
tung bei der Ausbildungsplatzsuche
wächst,

• in den betrieblichen Auswahlver-
fahren immer noch kulturhomogene
Fragestellungen verwandt werden,

• Stereotype die Einstellungsentschei-
dung beeinflussen: Migrantenjugend-
lichen wird zwar zugetraut, eine
Ausbildung als Friseurin oder eine
Ausbildung im Baugewerbe erfolg-
reich zu absolvieren, bewerben sie
sich aber als Kauffrau für Bürokom-
munikation oder bei einer Bank, so
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ten kontinuierlich arbeitende Begleit-
und Unterstützungssysteme für die Bil-
dungseinrichtungen etabliert werden,
etwa nach dem Vorbild der »Ethnic
Minority Achievement Services« in
England oder einschlägiger Ansätze in
der Schweiz, z.B. »Qualität in multi-
kulturellen Schulen« in Zürich. 

Bessere Information und Einbeziehung
der Eltern

• Verschiedene Studien weisen darauf
hin, dass Eltern mit Migrationshinter-
grund in erheblichem Maße bereit sind,
in die Bildung ihrer Kinder zu investie-
ren. Dabei sind die tatsächlich getätig-
ten Investitionen allerdings oft nicht
zielführend im Sinne der Erfordernisse,
die sich im deutschen Bildungssystem
stellen. Erfahrungen aus Projekten, in
denen es gelungen ist, diese Bereitschaft
in aktive Einbeziehung von Eltern in
die institutionelle Förderung ihrer Kin-
der umzumünzen, sollten stärker ver-
breitet werden, z. B. die Projekte »Fa-
mily Literacy« und »Rucksack«, die im
Rahmen des BLK-Programms FÖRMIG
weiterentwickelt werden. Entsprechen-
de Aktivitäten setzen jedoch eine Qua-
lifizierung des pädagogischen Personals
voraus.

• Einzelne Befunde weisen darauf hin,
dass Eltern mit Migrationshintergrund
möglicherweise unzureichend über das
Bildungssystem in Deutschland und die
schulische Situation ihrer Kinder infor-
miert sind. Entsprechende Informati-
ons- und Beratungsbemühungen soll-
ten verstärkt werden.

Um Fragen der Förderung des Bildungs-
erfolgs von Migranten stärker als bis-
her an gesicherten Erkenntnissen orien-
tieren zu können, ist weiterhin zu-
sätzliche und flankierende Forschung
notwendig. Insbesondere besteht Be-
darf an Längsschnittstudien, wie sie 
im Rahmen des geplanten Bildungspa-
nels umgesetzt werden sollen, um die
Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen über die Zeit verfolgen zu kön-
nen. Diese quantitativen Überblicks-
studien sollten mit vertiefenden quali-
tativen Studien verknüpft werden, die
einen umfassenderen Einblick in das
Geschehen in den Bildungseinrichtun-
gen erlauben. Dabei wird in Zukunft
unter anderem die Entwicklung von
Migranten der »dritten Generation«
von besonderem Interesse sein. Weiter-
hin sind vertiefende Untersuchungen
notwendig, die den noch offenen Fra-
gen nachgehen (z.B. Entscheidungspro-

zesse am Übergang von der Grund-
schule zur Sekundarstufe I, Ursachen
für die besonders ausgeprägte Benach-
teiligung von Kindern und Jugend-
lichen türkischer Herkunft) und die 
Effekte gezielter Fördermaßnahmen 
systematisch prüfen.

■ Aus: »Gute Bildung und Ausbildung sichern,
Arbeitsmarktchancen erhöhen«
Statement von
Prof. Petra Stanat, Ph.D.

(Universität Erlangen-Nürnberg)
Prof. Dr. Michael Bommes

(Universität Osnabrück)
Prof. Dr. Ingrid Gogolin 

(Universität Hamburg)
Prof. Dr. Klaus Klemm 

(Universität Duisburg-Essen)
für die AG3 des Nationalen Integrationsplans
Berlin, 10. November 2006

PARTIZIPATION IN BERUFLICHER AUSBILDUNG 
UND BESCHÄFTIGUNG
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führt eine befriedigende Note in
Deutsch häufig schon zum Aus-
schluss aus dem Bewerbungsverfah-
ren. 

Auch die Vorschriften des Aufenthalts-
rechts enthalten sowohl direkte als
auch indirekte Benachteiligungen. Ei-
nerseits benötigen ausländische Ju-
gendliche aus Drittstaaten zur Aufnah-
me einer Ausbildung im dualen System
eine Arbeitserlaubnis. Die Arbeitser-
laubnis kann ihnen ohne Vorrangprü-
fung erteilt werden, sofern sie eine
Aufenthaltserlaubnis besitzen, vor dem
18. Lebensjahr eingereist sind und 
einen Schulabschluss in Deutschland
erworben haben. Andererseits enthal-
ten die ausländerrechtlichen Bestim-
mungen mittelbare Benachteiligungen.
Betriebe fürchten bürokratische Ver-
fahren und schließen von vornherein
Jugendliche aus, die in ihrer Bewer-
bung nicht auf das Vorhandensein ei-
ner Daueraufenthaltserlaubnis hinwei-
sen. 

Zur Verbesserung der Teilhabechancen
von Jugendlichen mit Migrationsge-
schichte an der beruflichen Bildung
sind weitreichende Maßnahmen erfor-
derlich. Grundlegend ist, die vorhande-
nen Kompetenzen und Ressourcen zu
fördern, statt immer wieder mögliche
Defizite zu betonen. 

In der Expertise »Integration und be-
rufliche Ausbildung« von Mona Gra-
nato (BiBB) und anderen, die hier in ge-
kürzter Fassung dokumentiert ist, wer-
den einige Handlungsfelder für eine
verbesserte Partizipation von Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund aufge-
zeigt:

»Die Entwicklung der Arbeitsmarkt-
integration kann anhand weniger Indi-
katoren beschrieben werden, die sich
allerdings wegen fehlender Daten nur
auf ausländische Staatsangehörige be-
ziehen:
• Während die Erwerbsquoten aus-

ländischer Staatsangehöriger sich in
den letzten 25 Jahren nur geringfü-
gig verändert haben (1991: 69,0 %,
2005: 65,9 %) ist die Zahl der sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnisse deutlich gesun-
ken, bei den ausländischen Staatsan-
gehörigen zwischen 2000 und 2005
um rund 300.000 Beschäftigungs-
verhältnisse. 

• Die Arbeitslosenquote ausländischer
Staatsangehöriger lag im Dezember
2006 bei 21,6 %. Auch wenn aus-
ländische Erwerbslose von der an-
ziehenden Konjunktur profitieren,
so bleibt festzuhalten, dass ihre Ar-
beitslosenquote fast doppelt so hoch
ist wie die Gesamtquote. 

Für die teilweise negative Entwicklung
bei der Beteiligung von Migrantinnen
und Migranten am Arbeitsmarkt gibt
es zunächst zwei wesentliche Ursachen,
die in der Veränderung der Beschäfti-
gungsstruktur liegen:

Erstens hält der Abbau von Industrie-
arbeitsplätzen und von Beschäftigungs-
möglichkeiten in Wirtschaftszweigen,
in denen traditionell viele ausländische
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
beschäftigt sind, weiter an. Zweitens
hat sich der Trend zum Abbau so 
genannter Einfacharbeitsplätze weiter
verstärkt. Allein zwischen 2000 und
2004 reduzierte sich die Zahl der sozi-
alversicherungspflichtig beschäftigten
Arbeiter ohne Berufsausbildung um ein
Fünftel von 2,5 auf 2 Millionen. 

Neben den in der Beschäftigungsstruk-
tur und der Entwicklung der Qualifi-
kationsanforderungen liegenden Ur-
sachen für die unterdurchschnittliche
Beteiligung ausländischer Staatsange-
höriger am Erwerbsleben bestehen aus-
länderrechtliche Beschränkungen, ins-
besondere für Drittstaatsangehörige
ohne Daueraufenthaltsstatus und für
Staatsangehörige aus den neuen EU-
Ländern. Darüber hinaus sind Formen
individueller und mittelbarer Diskrimi-
nierung von nicht zu unterschätzender
Bedeutung.« 

■ Kontakt: Volker Roßocha, DGB-Bundes-
vorstand, Postfach 11 03 72, 10833 Berlin,
Tel.: 030 / 24 060 342,
E-Mail: volker.rossocha@bundesvorstand.dgb.de

Volker Roßocha ist Mitglied im Ökumenischen
Vorbereitungsausschuss.
Die Expertise »Integration und berufliche 
Ausbildung« von Dr. Mona Granato u.a finden
Sie im Internetangebot des BiBB unter:
www.bibb.de/de/wlk28963.htm

Erfolgswahrscheinlichkeit aufgeschlüsselt nach folgenden Kriterien:

Bewerber lebt in einer Wohnregion mit einer Arbeitslosenquote unter 9 Prozent
71 % | 44 %

Hat gute bis sehr gute Mathematiknote
64 % | 41 %

Hat einen mittleren Abschluss bis hin zur FHR
47 % | 34 %

Hat einen Hauptschulabschluss
29 % | 25 %

Hat höchstens ausreichende Mathematikkenntnisse
20 % | 15 %

Lebt in einer Wohnregion mit einer Arbeitslosenquote von über 9 Prozent
16 % | 8 %

Die Angaben gelten für Befragte, die angaben, in den letzten 15 Monaten 

ernsthaft auf Lehrstellensuche gewesen zu sein.

Quelle: Eberhard, V., u.a. (Hrsg): Mangelware Lehrstelle. Zur aktuellen Lage 

der Ausbildungsplatzbewerber in Deutschland. Bonn 2006

ERFOLGSWAHRSCHEINLICHKEIT BEI DER LEHRSTELLENSUCHE

BEI BEWERBERINNEN UND BEWERBERN

OHNE MIGRATIONSGESCHICHTE:

Durchschnittliche 
Erfolgswahrscheinlichkeit: 40 %

MIT MIGRATIONSGESCHICHTE:

Durchschnittliche 
Erfolgswahrscheinlichkeit: 29 %



Liebe Brüder und Schwestern!

Aus Anlass des bevorstehenden Welt-
tages der Migranten und Flüchtlinge
möchte ich Euch mit Blick auf die Hei-
lige Familie von Nazareth, die Ikone 
aller Familien, einladen, über die Le-
benssituation der Migrantenfamilie
nachzudenken. Der Evangelist Mat-
thäus berichtet, dass Josef kurz nach
der Geburt Jesu gezwungen war, in 
der Nacht nach Ägypten zu fliehen, um
der Verfolgung durch König Herodes
zu entgehen (vgl. Mt 2,13-15). Die-
sen Evangeliumsabschnitt erläuternd
schrieb mein verehrter Vorgänger, der
Diener Gottes Papst Pius XII., im Jahre
1952: »Die Familie von Nazareth im
Exil – Jesus, Maria und Josef, die nach
Ägypten ausgewandert sind und dort
Zuflucht gesucht haben, um dem Zorn
eines gottlosen Königs zu entgehen – ist
das Modell, das Vorbild und die Stütze
aller Emigranten und Pilger jeden Al-
ters und jeder Herkunft, aller Flüchtlin-
ge jeder Lebenssituation, die sich durch
Verfolgung oder Not gezwungen sehen,
ihr Vaterland, die lieben Verwandten,
Nachbarn und Freunde zu verlassen
und in ein fremdes Land zu gehen«
(Exsul familia, AAS 44, 1952, 649). Im
Drama der Familie von Nazareth, die
gezwungen ist nach Ägypten zu fliehen,
erkennen wir die schmerzliche Lebens-
situation aller Migranten, besonders
der Flüchtlinge, der Verbannten, der
Vertriebenen, der Asylanten, der Ver-
folgten. Wir erkennen die Schwierig-
keiten jeder Migrantenfamilie, die Ent-
behrungen, die Demütigungen, die Be-
drängnis und die Schwachheit von
Millionen und Abermillionen Migran-
ten, Flüchtlingen und Asylanten. Die
Familie von Nazareth spiegelt das Ab-
bild Gottes wider, das im Herzen jeder
menschlichen Familie bewahrt wird,

auch wenn es durch die Emigration
entstellt und entkräftet worden ist.

Das Thema des bevorstehenden Welt-
tages der Migranten und Flüchtlinge –
»Die Migrantenfamilie« – schließt an
die Themen von 1980, 1986 und 1993
an und möchte noch einmal den Ein-
satz der Kirche nicht nur für den einzel-
nen Migranten, sondern auch für seine
Familie, Ort und Quelle der Kultur 
des Lebens und Faktor zur Einbezie-
hung von Werten, unterstreichen. Die
Familie des Migranten begegnet vie-
len Schwierigkeiten. Die Entfernungen
zwischen ihren Mitgliedern und die
fehlende Zusammenführung lassen die
ursprünglichen Verbindungen oft zer-
brechen. Es werden neue Beziehungen
geknüpft, und neue Zuneigung ent-
steht; durch die Entfernung und die
Einsamkeit auf eine harte Probe ge-
stellt, vergisst man die Vergangenheit
und die eigenen Pflichten. Wenn man
der immigrierten Familie keine wirkli-
che Möglichkeit zur Integration und
zur Beteiligung zusichert, lässt sich für
sie eine harmonische Entwicklung
kaum voraussehen. Durch die Inter-
nationale Konvention zum Schutz der
Rechte aller Migrantenarbeiter und ih-
rer Familienmitglieder, die am 1. Juli
2003 in Kraft getreten ist, sollen die
Migranten- und Migrantinnen-Arbei-
ter sowie die Mitglieder ihrer jeweili-
gen Familien geschützt werden. Das
heißt, dass man den Wert der Familie
auch hinsichtlich der Emigration, ei-
nem Phänomen, das in unseren Gesell-
schaften nunmehr strukturell verankert
ist, anerkennt. Die Kirche unterstützt
die Ratifizierung der internationalen
Rechtsmittel, die darauf ausgerichtet
sind, die Rechte der Migranten und der
Flüchtlinge sowie ihrer Familien zu ver-
teidigen, und bietet durch verschiedene

Einrichtungen und Vereinigungen jene
advocacy, die immer dringender not-
wendig ist. Zu diesem Zweck wurden
Beratungsstellen und Aufnahmezentren
für Migranten sowie Büros zum Dienst
an den Einzelnen und an den Fami-
lien eingerichtet, und andere Initiativen
wurden ins Leben gerufen, um dem
steigenden Bedarf in diesem Bereich zu
entsprechen.

Es wird bereits viel getan für die 
Integration der Immigrantenfamilien,
auch wenn noch viel zu tun bleibt. Es
gibt reale Schwierigkeiten, die mit den
»Verteidigungsmechanismen« der er-
sten Generation von Immigranten zu-
sammenhängen und die zum Hindernis
für den Reifeprozess der jungen Men-
schen der zweiten Generation zu wer-
den drohen. Daher ist es notwendig,
gesetzgebende, rechtliche und soziale
Eingriffe vorzusehen, um die Integrati-
on zu erleichtern. In letzter Zeit ist die
Anzahl der Frauen gestiegen, die auf
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der Suche nach besseren Lebensbe-
dingungen ihr Heimatland verlassen, 
in der Aussicht auf viel versprechende
berufliche Perspektiven. Nicht wenige
Frauen jedoch werden Opfer des Men-
schenhandels und der Prostitution. Bei
den Familienzusammenführungen kön-
nen die Sozialarbeiterinnen und beson-
ders die Ordensfrauen unter ihnen ei-
nen wertvollen Vermittlungsdienst lei-
sten, der immer größere Hochachtung
verdient.

Bezüglich der Integration der Immi-
grantenfamilien fühle ich mich ver-
pflichtet, die Aufmerksamkeit auf die
Familien der Flüchtlinge zu lenken, de-
ren Lebensbedingungen sich im Ge-
gensatz zu früher verschlechtert zu ha-
ben scheinen, auch im Hinblick auf 
die Familienzusammenführung. In den
Flüchtlingslagern, in die sie eingewie-
sen werden, gibt es nicht nur Schwie-
rigkeiten der Unterbringung und per-
sönliche Schwierigkeiten, die an das
Trauma und an den psychologischen
Stress gebunden sind, die aus den tragi-
schen Erfahrungen heraus entstehen,
die die Flüchtlinge durchlebt haben.
Daneben besteht manchmal sogar die
Gefahr, dass Frauen und Kinder in den
sexuellen Missbrauch, als Mechanis-
mus des Überlebens geraten. In diesen
Fällen bedarf es einer aufmerksamen
pastoralen Präsenz, die außer dem Bei-
stand, der den verwundeten Herzen

Linderung schenken kann, Unterstüt-
zung von Seiten der christlichen Ge-
meinschaft bietet, die in der Lage ist,
die Kultur der Achtung wiederherzu-
stellen und den wahren Wert der Liebe
wieder aufzudecken. Man muss denje-
nigen, die innerlich zerstört sind, Mut
machen, ihr Selbstvertrauen wiederzu-
erlangen. Außerdem muss man sich da-
für einsetzen, dass die Rechte und die
Würde der Familien gewährleistet wer-
den und dass ihnen eine Unterkunft zu-
gesichert wird, die ihren Bedürfnissen
entspricht. Die Flüchtlinge sind aufge-
rufen, eine offene und positive Haltung
einzunehmen gegenüber der Gesell-
schaft, die sie aufnimmt, und sich aktiv
zur Verfügung zu stellen bei Vorschlä-
gen zur Beteiligung am gemeinsamen
Aufbau einer integrierten Gemeinschaft,
die ein »gemeinsames Haus« aller sein
soll. 

Unter den Migranten gibt es eine Kate-
gorie, die besondere Beachtung finden
muss: Diejenige der Studenten aus an-
deren Ländern, die weit weg sind von
Zuhause, ohne ausreichende Sprach-
kenntnisse, manchmal ohne Freunde
und nicht selten mit nur unzureichen-
den Stipendien. Noch schwerer wird
ihre Situation, wenn es sich um verhei-
ratete Studenten handelt. Die Kirche
bemüht sich durch ihre Einrichtungen,
diesen jungen Studenten das Fehlen des
familiären Halts weniger schmerzlich

zu gestalten, und hilft ihnen, sich in die
Städte, die sie aufnehmen, zu integrie-
ren, indem sie sie in Kontakt bringt mit 
Familien, die bereit sind, ihnen Gast-
freundschaft zu gewähren und das ge-
genseitige Kennenlernen zu erleichtern.
Ich hatte bereits anderweitig Gelegen-
heit zu sagen: Den ausländischen Stu-
denten zu Hilfe zu kommen, »stellt für
die Kirche einen wichtigen Bereich 
pastoraler Tätigkeit dar. Die jungen
Menschen, die ihr Land wegen des Stu-
diums verlassen, gehen nicht weni-
gen Problemen entgegen, insbesondere
besteht die Gefahr einer Identitätskri-
se« (L’Osservatore Romano, dt., Nr. 2,
13.1.2006, S. 14).

Liebe Brüder und Schwestern, der
Welttag der Migranten und Flüchtlinge
möge zur nützlichen Gelegenheit wer-
den, um die kirchlichen Gemeinschaf-
ten und die öffentliche Meinung für die
Nöte und Probleme ebenso wie für das
positive Potenzial der Migrantenfami-
lien zu sensibilisieren. Meine Gedan-
ken gehen besonders zu denjenigen, die
vom weit reichenden Phänomen der
Migration unmittelbar betroffen sind,
und zu denen, die ihre pastoralen Kräf-
te in den Dienst der menschlichen Mo-
bilität stellen. Das Wort des Apostels
Paulus »Caritas Christi urget nos« 
(2 Kor 5,14) sei ihnen ein Antrieb, sich
bevorzugt den bedürftigsten Brüdern
und Schwestern zu widmen. Mit diesen
Empfindungen rufe ich auf jeden Ein-
zelnen den göttlichen Beistand herab,
und allen erteile ich von Herzen einen
besonderen Apostolischen Segen.

BENEDICTUS PP. XVI 
Vatikanstadt, 18. Oktober 2006

Schwester bei Flüchtlingen Foto: KNA



Prälat Peter Neuhauser

■ Es gibt nicht mehr Juden und
Hellenisten, Asylbewerber und

Deutsche, ausländische Mitbürger und
Aussiedler; denn ihr alle seid eins in
Christus Jesus (Gal 3,28). So möchte
ich einleitend das Wort des Apostels
Paulus aus dem Galaterbrief abwan-
deln. Dadurch wird der fundamentale
Auftrag der Christen gegenüber den
Fremden deutlich. Vor allem wenn sich
die Kirche, der wir  in Bayern vorwie-
gend angehören, katholisch nennt, be-
deutet das: offen für alle.

FREMDE AUFNEHMEN 

Bereits im Buch Lev 19,34 heißt es:
»Der Fremde, der sich bei dir aufhält,
soll euch wie ein Einheimischer gelten,
und du sollst ihn lieben wie dich
selbst.« Das kleine Volk Israel fühlte
sich oft bedroht und überwuchert von
fremden Einflüssen, dennoch legt es
das Zehn-Wort auf eine positive Hal-
tung gegenüber den Fremden hin aus.
Was wir in unserem Land zum Leben
brauchen, gilt es also auch den Frem-
den zu gewähren. Denn »lieben wie
dich seIbst« heißt konkret: Der Fremde
braucht Arbeit und Wohnung, Ange-
nommensein und Teilhabemöglichkei-
ten, die Kinder brauchen Kindergar-
ten und Schule; Aussiedler, ausländi-
sche Mitbürger und Asylbewerber sind
Menschen wie wir und wünschen sich,
respektiert und gleich behandelt zu
werden. Dass Christen in diesem Land
dazu in der Lage sind, zeigen viele Bei-
spiele in den Pfarrgemeinden: Kontakt-
aufnahmen führten oft zu gegenseitiger
Hilfestellung und bauten Vorurteile ab. 

DIE BESONDERE VERANTWORTUNG
DES DEUTSCHEN VOLKES

Das Buch Lev 19,36 fährt fort und 
begründet die Annahme der Frem-
den: »Denn ihr seid selbst Fremde in
Ägypten gewesen. Ich bin Jahwe, euer
Gott.« Die eigene Geschichte dient 
Israel als Spiegel. Ihr Gott zeigte sich
als befreiender, der in allen Notsituatio-
nen begleitend zur Seite steht. Wer ein-
mal selbst ein Flüchtling war, darf dies
nie vergessen. Ja, nach biblischer Über-
zeugung ist jeder Gläubige ein Mensch,
unterwegs in das Land der Verheißung
und zur Solidarität mit den anderen
Menschen auf diesem Wege angehalten.

Aus eigener Erfahrung formulierten die
Väter und Mütter unseres Grundgeset-
zes den Artikel16und hielten das Recht
auf Asyl als individuelles Menschen-
recht fest. Jahrelang erging die Einla-
dung an die oft vor vielen Jahrhunder-
ten ausgewanderten deutschen Volks-
gruppen in den östlichen Staaten durch
die bundesdeutschen Politiker, doch in

ihre alte Heimat zurückzukehren. Wen
wundert es, dass diese Einladung jetzt
angenommen wird? Dabei treten die
ausländischen Mitbürger, die seit Jah-
ren mit ihrer Arbeitskraft für die Lei-
stungsfähigkeit unserer Wirtschaft ei-
nen wichtigen Beitrag leisten, bisweilen
beinahe in den Hintergrund, und aus-
länderfeindliche Äußerungen treffen sie
und ihre Familien umso schmerzlicher. 

DIE VERPFLICHTUNG 
ZU EINEM HUMANEN UMGANG 
MIT DEN FREMDEN 

Wie es einem Fremden ergehen kann,
schildert Jesus Sirach 29,27: »Fort,
Fremder, ich habe eine Ehrenpflicht.
Ein Bruder kam zu Gast, ich brauche
das Haus.« Vorurteile und Ängste vor
den Fremden, die in unser Land kom-
men, bewegen Christen genauso wie
Nichtchristen. Andere Religionen und
Konfessionen fordern unsere eigene
Glaubenseinstellung heraus. Schnell
klingen Vorwürfe an: Die Wirtschafts-
asylanten lockt der Wohlstand; Aus-
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länder und Aussiedler nehmen unsere
Arbeitsplätze weg; wir bekommen kei-
ne Wohnungen, während für die »Zu-
gereisten« sofort Programme gestartet
werden. Angesichts dieser Situation
müssen die Kirchen und besonders die
kirchlichen Wohlfahrtsverbände durch
Verkündigung und klare Orientierung
alles tun, um die Verantwortung für ei-
nen menschenwürdigen und gleichbe-
rechtigten Umgang auf Augenhöhe mit
Ausländern, Flüchtlingen und Aussied-
lern wahrzunehmen. Begleitung in den
Unterkünften und Wohnheimen, Ein-
gliederung in den Unterkünften und

Wohnheimen, sprachliche Hilfen, Ein-
gliederung in den Arbeitsprozess und
Beschaffung von Wohnraum, Möglich-
keiten zur Mitwirkung in Kommunen,
Verbänden und Vereinen, kirchlichen
und politischen Gruppierungen sowie
in vielen öffentlichen und ehrenamtli-
chen Gremien und Initiativgruppen sol-
len Zeichen sein für die Bereitschaft,
die Fremden »wie sich selbst« zu be-
handeln. 

Daraus folgt auch die deutliche Ableh-
nung aller Abschreckungsmaßnahmen;
in der Öffentlichkeit dürfen Auslän-
der und Flüchtlinge nicht als Sünden-
böcke benutzt werden, denen man alle
anderen Defizite und Unmutsgefühle
der Bevölkerung aufladen kann. Allen
Verantwortlichen in Politik und Gesell-
schaft gilt der mahnende Appell an das
Gewissen. Dabei steht uns Christen
kein selbstgerechter Unterton an, son-
dern eher ein »mea culpa«, selbst nicht
genug dafür getan zu haben, dass die
scharfen Töne in der Öffentlichkeit un-
terbleiben und ein positives Klima ge-
schaffen wird. 

DIE VERANTWORTUNG 
FÜR DAS EIGENE VOLK 

Vielfältige Beweggründe stecken hinter
dem oft schweren Entschluss der Mi-
granten, die Heimat zu verlassen und in
einem fremden Land Arbeit, Schutz
oder Menschen des gleichen Volks-
stammes zu suchen. Wachsen die in un-
ser Land Einströmenden zu einer gro-
ßen Zahl an, erhebt sich bald die Frage:
Ist die Belastungsgrenze erreicht? Kann
das deutsche Volk diese große Zahl von
Aussiedlern, Flüchtlingen und Auslän-
dern noch aufnehmen ohne Gefahr 
für die eigene Identität? Wir Christen
können diese Probleme genauso wenig
übersehen wie die Verantwortlichen in
unserem Staat. Es ist abzuwägen zwi-
schen dem Grundsatz Dtn 24,17 »Du
sollst das Recht von Fremden, die Wai-
sen sind, nicht beugen« und den be-
rechtigten Lebensinteressen des eigenen
Volkes. Gerade hier ist die Aufforde-
rung von Papst Johannes Paul II. zu be-
denken, dass »das Kriterium für den
Schwellenwert der Tragfähigkeit nicht
schlichtweg sein darf, das eigene Wohl-
ergehen unangetastet zu lassen, ohne
sich von der Not derer Rechenschaft zu
geben, die auf tragische Weise gezwun-
gen sind, um Gastfreundschaft zu bit-
ten«.

Unser Volk ist vital genug, viele fremde
Einflüsse zu integrieren. Viele gute Er-
fahrungen in Kommunen und Pfarrge-
meinden bestätigen dies. Trotzdem ist
zu fragen: Wird alles getan, um den
Menschen die Heimat und eine men-
schenwürdige Existenz in den Ländern
zu bewahren, aus denen sie kommen?
Wäre es für manche nicht besser, im
bisherigen Umfeld zu leben, wenn die
Bundesrepublik dort für bessere Bedin-
gungen sorgte? 

An der Fremdenfrage scheiden sich die
Geister in unserem Land. Ich wünsche
uns, dass die mahnenden Rufe der Kir-
chenvertreter und die Haltung vieler
Christen zu einer Verbesserung der bis-
her angebotenen politischen Lösung
beitragen. Schließlich gehört das Wort
aus Mt 25,36 »Ich war fremd und ob-
dachlos, und ihr habt mich aufgenom-
men« zu den entscheidenden Kriterien
über den Verbleib im Reich Gottes.

■ Prälat Peter Neuhauser, München
ehemals Vizepräsident des Deutschen 
Caritasverbands.

FÜRBITTENGEBET

SCHENK  UNS  MUT  ZUM  LEBEN

Herr, jeden Tag neu brechen wir auf in das
Leben, das Du uns immer neu schenkst. Un-
ser Weg ist ungewiss, aber Du kennst ihn.
Wir haben Angst, wir möchten sie überwin-
den, aber wir trauen uns einfach zu wenig
zu. Uns fehlt der nötige Mut. Herr, hilf uns.
Herr, gib acht auf uns, denn das Meer des
Alltags ist so groß, der Wind ist so stark.
Wir haben zutiefst Angst, weil wir verges-
sen, dass Du da bist; weil wir kaum glau-
ben können, dass Du zu uns gesagt hast:
»Ich bin bei Euch. Fürchtet Euch nicht.« Wir
haben Angst; Angst vor der Ungewissheit,
Angst vor der Zukunft, Angst vor den Men-
schen, Angst vor Enttäuschung, Angst vor
uns selbst. Lass uns doch die Erfahrung ma-
chen, dass Du uns nahe bist und uns aus al-
ler Angst befreien kannst, denn die Angst
ist unser größtes Hindernis, um aufzubre-
chen. Herr, begleite uns durch unser Leben,
sei Du bei uns, wenn wir aufbrechen und
schicke uns bei Angst und Verzweiflung
Menschen, die zu uns sprechen und uns
Mut machen. Herr, bleibe bei uns, heute
und alle Tage unsres Lebens. Amen.

Gehalten am Samstag, 23.09.2006 
in St. Marien Lünen

FÜRBITTENGEBET

LEBEN  IN  FÜLLE

Gott, Du bist mein Leben. Du bist mein Weg.
Du führst mich  
– aus meinem Dunkel in Dein Licht, aus

meiner Sorge in Deine Fürsorge,
– aus meinen Tränen in Deine Freude, aus

meiner Angst in Deine Geborgenheit,
– aus meinem Zweifel in Deine Sicherheit,

aus meiner Schwachheit und Sünde in
Deine Vergebung,

– aus meiner Gebundenheit in Deine Frei-
heit, aus meinem Streit in Deinen Frie-
den,

– aus meinem Hass in Deine Liebe, aus
den Zufälligkeiten in Deine Vorsehung,

– aus meiner Armut in Deinen Reichtum,
aus meiner Wüste in ein blühendes Land,

Gott, Du führst mich  
– aus meiner Mutlosigkeit in Deine kraft-

volle Nähe, aus meiner Einsamkeit in
Deine Gemeinschaft,

– aus meiner Verzweiflung in die Zuver-
sicht, aus meiner Oberflächlichkeit zur
inneren Behutsamkeit,

– aus meiner Abneigung in Deine Zunei-
gung, aus meinem Misstrauen in Dein
Vertrauen,

– aus meiner Bedrängnis in Deine Weite,
aus meiner Unwissenheit zur Erkenntnis,

– aus meiner Undankbarkeit zu Dank-
barkeit, aus meiner Unzufriedenheit zur
Zufriedenheit,

– aus meiner Rastlosigkeit zur Beständig-
keit, aus dem Tod in Dein ewiges Leben.

Herr, lass mich immer wieder erkennen,
dass Du mit mir auf dem Weg bist und mit
mir durch das Leben gehst, in allen Situatio-
nen.
Dafür danke ich Dir ! 

Gehalten am Samstag , 23.09.2006 
in St. Marien Lünen



Jörn-Erik Gutheil

»Einer trage des andern Last, so werdet
ihr das Gesetz Christi erfüllen.« 

(Gal 6,2)

■Wenn Sie morgen die Zeitungen
aufschlagen oder das Radio an-

schalten, werden Sie Ihren Augen und
Ohren nicht trauen: 

Der Bundesministerium des Innern
hat in Verbindung mit den Fachmini-
stern der Länder und mit ausdrücklicher
Rückendeckung durch die Bundeskanz-
lerin eine Änderung der bisherigen
Ausländer-, Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik in Deutschland beschlossen. Grund-
lage ist der Integrationsgipfel, der kürz-
lich in Berlin stattfand und dessen Er-
gebnisse jetzt umgesetzt werden:
• Langjährig in Deutschland lebende

Ausländer erhalten eine Aufenthalts-
erlaubnis.

• Die Zuwanderung nach Deutsch-
land wird durch ein Punktesystem
gesteuert.

• Der unabhängige Zuwanderungsrat
berät die Bundesregierung und die
Innenministerkonferenz der Länder
bei der jährlichen Zuwanderungs-
quote.

• Die Stundenkontingente der Inte-
grationskurse für Neuzugewanderte
und bereits im Land Befindliche wer-
den verdoppelt.

• Für die Anerkennung der Verfol-
gung aus religiösen Gründen gilt 
die EU-Qualifikationsrichtlinie von
2004. Wer seine Religion nicht öf-
fentlich ausüben kann und deshalb
Gefahr läuft verfolgt zu werden, er-
hält Asyl.

■ Liebe Gemeinde, ich spüre förm-
lich, wie vielen ein Stein vom

Herzen fällt. Endlich! Sie haben sofort
die Menschen vor Augen, mit denen Sie
täglich zusammen sind. Sie erinnern
sich an Gespräche voller Verzweiflung,
weil sich kein Ausweg aus dem gesetz-
lichen Dickicht aufzeigte. Wie oft ha-
ben sich Ihre Hoffnungen in Verwal-
tungsvorschriften, Rechtsauslegungen

verstrickt, sind Sie Zeugen des Schei-
terns von Nachbarschaftshilfe, Freund-
lichkeit und Zukunftsperspektive ge-
worden.

Endlich! Durchatmen. Eine Last fällt
ab, neue Horizonte zeigen sich.

Der Predigttext für den heutigen
Sonntag steht im Galaterbrief und lau-
tet: »Einer trage des andern Last, so
werdet ihr das Gesetz Christi erfüllen«
(Gal 6,2).

■ Sie alle wissen, ich habe nur eine
geschickte, homiletische Varian-

te benutzt, um Sie dort abzuholen, wo
sich alle, die in der Migrationsarbeit zu
Hause sind, täglich befinden: Bei Men-
schen, die uns ihre Geschichte erzählen,
ihre Hoffnungen anvertrauen, ihre Ver-
letzungen gezeigt haben! Menschen aus
anderen Ländern, Kulturen, Religio-
nen, die Vertrauen schöpfen, wenn wir
ihnen in der Liebe Christi begegnen.
Wenn wir die Tür auf und nicht einfach
nur zumachen. Wenn wir ihnen zuhö-
ren und nicht einfach mit einer Hand-
bewegung alles beiseite wischen …

Es sind Menschen, die nicht anders
denken und fühlen als wir, die Sicher-
heit suchen, Arbeit, Zukunft, Perspek-
tive für ihr Leben. Oft finden wir erst
zusammen, wenn die rechtlichen Mög-
lichkeiten ausgeschöpft, die Hoffnungs-
losigkeit bereits Einzug gehalten hat.
Was dann? 

»Einer trage des andern Last.«
Es wäre ein großes Missverständnis,

wollten wir hier nur einen Appell an
unseren guten Willen heraushören oder
einen Aufruf an unsere soziale Gesin-
nung.

Guter Wille ist wichtig. Wer von uns
wüsste nicht, was böser Wille alles an-
richtet: Wie er Herzen vergiftet und die
Sprache zerstört.

Ich denke an eine Familie aus dem 
Kosovo. Sie ist vor über zehn Jahren 
zu uns gekommen, als Krieg im Land
herrschte. Die Kinder haben den Kin-
dergarten besucht, die Schule und eine
Ausbildung durchlaufen. Die Eltern ha-
ben gearbeitet, aber jetzt wurde die Ar-

beitserlaubnis widerrufen und mit den
kurzfristigen Duldungen sind sie im so-
zialen Netz angekommen. Die Mutter
hat nach Jahren angefangen, von ihren
Erfahrungen bei der Besetzung ihres
Dorfes zu berichten. Bei ihr ist eine post-
traumatische Belastungsstörung dia-
gnostiziert worden. Der Amtsarzt hat
die Flugreisefähigkeit festgestellt. Die
Familie kann also abgeschoben wer-
den.

Vielleicht hat diese Familie Pech,
wenn es im November tatsächlich zu
einer Bleiberechtsregelung für langjäh-
rig in Deutschland geduldete Ausländer
kommt. Die Familie aus dem Kosovo
ist dann – wie viele andere – vermutlich
nicht mehr da.

Der gute Wille vermag viel. In der Ge-
meinschaft des guten Willens kommt es
tatsächlich zu Entlastungen. Da wer-
den Tränen gestillt, Müde aufgerichtet,
Verlorene wiedergefunden. Wir ver-
mögen viel, wenn wir guten Willens
sind. Guter Wille öffnet die Augen, 
guter Wille schärft Blick und Verstand.
Wer von uns wüsste da keine Beispiele:
Plötzlich machen Menschen bei der
Hausaufgabenhilfe, beim Behörden-
gang, bei der Vorsprache im Presbyteri-
um mit, die sich bisher nie zu erkennen
gaben. Menschen aus der Nachbar-
schaft schreiben Petitionen, wenn eine
Abschiebung angedroht ist, Mitglieder
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ICH SPÜRE FÖRMLICH, WIE VIELEN 
EIN STEIN VOM HERZEN FÄLLT
PREDIGT ZUR INTERKULTURELLEN WOCHE
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in Vereinen, Parteien sprechen gut für
andere, die bedroht sind.

Da ist guter Wille spürbar und er tut
gut. Die Einsatzformel des guten Wil-
lens lautet: Lasten sehen, sie aufteilen
und so entlastend wirken.

■Wäre es das schon, was uns 
der Apostel Paulus sagen will,

könnten wir zufrieden feststellen: »Well
done«. »Nein«, sagt der Apostel, »ihr
habt noch gar nicht richtig zugehört.
Ich sage euch: Einer trage des andern
Last«. Es geht nicht nur darum, etwas
leicht zu machen, was Gewicht hat. Es
geht nicht darum, auf dem Amt zu sa-
gen, drücken Sie doch mal ein Auge zu,
lassen Sie fünf gerade sein, nein, es gilt
tatsächlich an die Stelle des Bedrückten
zu treten. Nicht Zufall, nicht individu-
elle Zivilcourage sind verlangt, sondern
der offene Diskurs für eine Integra-
tionspolitik, die Artikel 1 GG achtet:
»Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar«. Können wir das? Eine Last
tragen, die gar nicht die unsere ist?

Was uns hier gesagt ist, nenne ich
den Geist der Freiheit. »Wo der Geist
des Herrn ist, da ist Freiheit« (2. Kor 3,
17), sagt uns die biblische Botschaft.
Das unterscheidet uns von den »Gut-
menschen«, die oft abfällig in die Ecke
gestellt werden. Der gute Wille ist wich-
tig, aber was Christen unverwechselbar
macht, ist, dass sie sagen und beken-
nen, wes Geistes Kind sie sind: Kinder
Gottes, auf Christi Tod Getaufte, die
bereit sind, die Lasten anderer zu tra-
gen. Die Taufe auf Christus, auf den
Geist der Freiheit, macht uns immun
gegen dumpfen Rassismus, wie er sich
jetzt wieder einmal in Fußballstadien
ausbreitet (bravo DFB, dass das in Ro-
stock oder anderswo nicht mehr gedul-
det wird!), macht uns hellhörig gegen
den Antisemitismus, der mit scheinbar
harmlosen Witzen auf dem Schulhof
daherkommt, lässt uns wach werden
gegen Fremdenfeindlichkeit, die mit
rechtsradikalen CDs im Jugendbereich
neuen Zulauf sucht.

Das Klima für »Miteinander Zusam-
menleben gestalten« ist schlechter ge-
worden. Fremdheiten zu überwinden
ist vielleicht in Ansätzen gelungen; das
Miteinander aber lässt sich nicht an-
ordnen, es muss vielmehr vor Ort ge-
lebt, eingeübt werden. Dazu muss jeder
aus seinen ideologischen, kulturellen,
religiösen Sackgassen heraus den Wind
der Veränderung zulassen. Der Geist
der Freiheit schenkt uns Flügel, Neues
zu lernen und auszuprobieren. Diesen
Geist können wir uns nicht selbst zu-
sprechen, auch mit allen Anstrengun-
gen, die wir unternehmen, nicht.

Der Geist der Freiheit ist ein Ge-
schenk, das uns herausführt aus Ver-
zagtheit, hin zu kraftvoller, von Liebe
bestimmter und besonnener Tat (2. Tim
1,7). Der Geist der Freiheit wirkt wie
das Feuer in der Asche, er wärmt auch
dann noch, wenn der kalte Wind der
Feindschaft weht. 

Der Geist der Freiheit ist die lebendi-
ge Verheißung, die uns im Hören und
Erkennen der Botschaft Jesu Christi an-
vertraut wird. Machen wir etwas dar-
aus, gehen wir deshalb den Menschen
nach, geben wir keinen auf, lassen wir
uns anrühren vom Schicksal, von Ge-
schichten, die uns erzählt werden, da-
mit im Miteinander Zukunft und Hoff-
nung wachsen können.

■ Der Geist Christi treibt an. Ein-
zelne, unsere Gemeinden, Initia-

tiven. So wird das Gesetz Christi, das
Gesetz der Freiheit erfüllt. Mit Beharr-
lichkeit und Klugheit machen wir uns 
gemeinsam auf den Weg. Und jeder
Schritt weitet den Horizont. Wir sehen
das Angebot eines neuen Miteinanders,
eines erfüllten Lebensgefühls. In einer
Momentaufnahme enthüllt der Apostel
Paulus das Porträt der Freiheit: »Hier
ist nicht Jude noch Grieche, hier ist
nicht Sklave noch Freier, hier ist nicht
Mann noch Frau; denn ihr seid alle-
samt einer in Christus Jesus« (Gal
3,28).

Was den Galatern gesagt ist, gilt 
unverändert weiter. Wir tragen es im
Glauben durch die Zeit, in unseren Ge-
meinden, in unseren Familien, im Zu-
sammenleben mit Menschen, die zu uns
kommen.

In der Gemeinschaft mit Christus
können wir Lasten tragen, uns zu Treu-
händern, zu Anwälten der Gerechtig-
keit machen lassen, die gewinnend und
überzeugend für Menschen eintreten,
die unter der Last ihrer Lebensge-
schichte zusammenzubrechen drohen.

Die befreiende Botschaft Christi
überwindet Enttäuschung und Nieder-
lagen. Christen, die Lasten tragen, ver-
trauen auf Gottes Zusage, dass seine
Kraft gerade auch in den Schwachen
mächtig ist. 

Vielleicht wird dann wahr, was zu Be-
ginn als homiletischer Kniff prognosti-
ziert wurde:
• Dass nicht länger Abwehr die Mi-

grationspolitik kennzeichnet, son-
dern Offenheit;

• dass aus Sorge vor wachsendem Ter-
ror sich Zuversicht im Miteinander
ausbreitet;

• dass gerade die Gemeinden verschie-
dener Religionen zu Orten des Frie-
dens und Brücken der Verständi-
gung werden.

Das klingt wie eine Vision, der wir mit
Zuversicht Realität verleihen können,
wenn wir die Interkulturelle Woche im
Rheinland im Geist Christi, im Geist
der Freiheit beginnen und darauf set-
zen, dass seine Botschaft unser Leben
trägt.

Amen.

■ Diese Predigt wurde zum Auftakt der Inter-
kulturellen Woche am 24. September 2006 
in der evangelischen Pauluskirche Bad Kreuz-
nach gehalten. Sie beruht auf dem damaligen
politischen Sachstand.

■ Jörn-Erik Gutheil ist Landeskirchenrat 
der Evangelischen Kirche im Rheinland.
Er war von 1996 bis 2006 Vorsitzender des 
Ökumenischen Vorbereitungsausschusses.



Die Texte sind insbesondere für Abendgottesdienste verwendbar.

Hinführung:
Licht und Dunkel sind nicht nur Erscheinungsformen der Natur, die Tag und Nacht 
voneinander scheiden. Es sind auch Metaphern für persönliche und gesellschaftliche
Vorgänge. Sie stehen für die Hochs und Tiefs in unserem Leben. 
Lassen wir einige Erfahrungen auf uns wirken:

JESUS CHRISTUS – LICHT DER VÖLKER
ABENDGOTTESDIENST BEI DER ÖKUMENISCHEN VORBEREITUNGSTAGUNG 

AM 2. FEBRUAR 2007 IN AUGSBURG

Dunkelheit ist immer dann

• wenn niemand für mich Zeit hat
• wenn ich einfach übergangen werde
• wenn jemand auf Biegen und Brechen Recht 

behalten will
• wenn ein Kind spürt, dass es in seiner Familie, 

seinem Umfeld, in unserer Gesellschaft nicht 
erwünscht ist

• wenn Probleme der Migration und Integration 
nur einseitig unter dem Blickwinkel der Auf-
nahmegesellschaft gesehen werden

• wenn Menschen anderer Herkunft, Sprache 
oder Nationalität ausgegrenzt und benach-
teiligt werden

• wenn Jugendlichen aus Migrantenfamilien 
kein guter Schulabschluss gelingt und 
sie dadurch keinen Ausbildungsplatz finden

• wenn wir die kulturellen Eigenarten der 
Einwanderer vorwiegend als Problem, 
Bedrohung oder Defizit betrachten

• wenn wir nichts zur wechselseitigen Wert-
schätzung, Toleranz und Solidarität beitragen
wollen.

Licht ist immer dann

• wenn ich auf jemanden zugehe, den ich nicht 
leiden kann

• wenn jemand anruft und sich bei mir entschuldigt
• wenn mich unverhofft ein lieber Mensch besucht 
• wenn jemand ohne Angst die Wahrheit sagen

kann
• wenn Kinder einheimischer und zugewanderter

Familien ohne Vorurteile miteinander spielen 
und lernen

• wenn Fremdenfeindlichkeit und Rassismus bei 
uns keine Chance haben

• wenn ich für die Achtung der Menschenwürde
und der Menschenrechte aller in unserem Land
eintrete

• wenn Menschen unterschiedlicher Herkunft 
und Kultur miteinander den Dialog des alltäg-
lichen Zusammenlebens und des solidarischen 
Miteinanders pflegen

• wenn Kooperation und Integration über alle 
Grenzen und Vorurteile hinweg gelingen.

Foto: Marika Krappmann
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KYRIELIED 

Zeichenhandlung: Licht-Entzünden
(es wird jeweils eine Kerze entzündet
und danach ein Kyrie gesungen)

1. Zünd ein Licht an, wenn es finster
wird und die grellen Reklamelichter in
den Straßen verlöschen!

2. Zünd ein Licht an, wenn innere
Dunkelheit dir droht und Trauer dich
bedrängt!

3. Zünd ein Licht an, wenn Hass und
Streit dich umgeben und dein Mut sin-
ken will!

4. Zünd ein Licht an, wenn Menschen
verschiedener Herkunft und Sprache
den Weg zu Toleranz und Solidarität
nicht finden! 

5. Zünd ein Licht an, wenn du ein
glückseliges Kind auf deinen Armen
trägst und Glück dir geschenkt wird! 

6. Zünd ein Licht an, wenn du in dei-
nem Gegenüber das Antlitz Gottes er-
kennen kannst!

7. Zünd ein Licht an, denn Gott selbst
hat das Licht entzündet in dunkler
Nacht und sie wurde unseres Heilandes
heilende und heilige Nacht!

8. Zünd ein Licht an, denn darin er-
scheint dir Gottes Licht und dein Le-
ben wird heller und unsere Welt wird
heller! 

TAGESGEBET

Herr Jesus Christus, du bist aus der
Lichtfülle des Vaters ins Dunkel unse-
rer Lebenswelt gekommen – aus der
Herrlichkeit des Himmels in die Fin-
sternis dieser Welt. Du hast ein Licht
angezündet, das uns den Weg zeigt. Du
selbst bist das Licht. 

Aber wo viel Licht ist, ist auch Schat-
ten. Und wo viel Schatten ist, muss
auch irgendwo ein Licht sein. Für mich
hat jeder Tag etwas Wertvolles, egal,
wie er verläuft, weil ich weiß, dass ich
nicht allein bin. Du bist da. Ich lasse
mich ganz fallen und weiß, du fängst
mich auf. Du nimmst mich an, trotz
meiner Fehler. Du lässt keinen Men-
schen untergehen. Du bist das Licht
und lässt deine Strahlen ständig auf der

Erde aufleuchten. Bewahre uns vor der
Finsternis und erleuchte unser Leben,
der du lebst und für uns da bist jetzt
und in Ewigkeit. Amen

LESUNG Jes 9,1-6 

EVANGELIUM Mt 5,13-16 

FÜRBITTEN

In der Verheißung der Geburt des gött-
lichen Kindes bei Jesaja lesen wir: »Das
Volk, das im Dunkeln lebt, sieht ein
helles Licht, über denen, die im Land
der Finsternis wohnen, strahlt ein Licht
auf.« Herr Jesus Christus, wir rufen zu
Dir in den Dunkelheiten dieser Tage
und in den Dunkelheiten unseres Le-
ben:

Alle: Der Herr ist mein Licht und mein
Heil (gesungen).

1. Erbarme Dich der Menschen in den
Kriegs- und Krisengebieten unserer
Erde, die unter Hunger, Heimatlosig-
keit und fremder Gewalt zu leiden ha-
ben.

Ökumenischer Eröffnungsgottesdienst der Interkulturellen Woche in Osnabrück 2006 Foto: epd 



Alle: Der Herr ist mein Licht und mein
Heil (gesungen).

2. Erbarme Dich aller Menschen, die in
unserem Land wegen ihrer ethnischen
Herkunft, ihrer Sprache oder ihrer Re-
ligionszugehörigkeit Opfer von Aus-
grenzung, Intoleranz oder Diskriminie-
rung werden.

Alle: Der Herr ist mein Licht und mein
Heil (gesungen).

3. Erbarme Dich der Menschen, die
keinen Sinn in ihrem Leben finden, die
sich von den verschiedenen Süchten un-
serer Zeit eine Lösung ihrer Probleme
erwarten oder sich in Verzweiflung und
Resignation verlieren.

Alle: Der Herr ist mein Licht und mein
Heil (gesungen).

4. Erbarme Dich der einsamen, alten,
kranken und behinderten Menschen,
dass sie Verständnis und liebevolle Hil-
fe erfahren. 

Alle: Der Herr ist mein Licht und mein
Heil (gesungen).

5. Erbarme Dich unser, wenn uns die
Alltagsanforderungen zu sehr in Besitz
nehmen und uns den Weg zu dir ver-
sperren, so dass unser Glaube schwach
wird. 

Alle: Der Herr ist mein Licht und mein
Heil (gesungen).

Herr Jesus Christus, Du bist durch-
drungen vom Feuer der Liebe. Deine
Gnadenkraft strahlt in unsere Welt und
führt uns aus dem Dunkel des Todes in
das Licht des Lebens. Hilf uns, unserer
Berufung als Kinder des Lichtes für die-
se Welt zu entsprechen und begleite uns
mit Deinem Segen, der Du lebst und für
uns da bist jetzt und in Ewigkeit.
Amen.

SCHLUSSGEBET

Herr Jesus Christus, du bist das Licht.
Die Erde aber ist dunkel, die Angst ist
groß unter den Menschen. Viele warten
auf dich, und wir warten mit ihnen.
Wir möchten bereit sein für dich. Sei
uns nahe, wenn wir Licht und Trost su-
chen. Mache uns zu Kindern deines
Lichtes und zu Werkzeugen deiner
Barmherzigkeit. Mache unsere Kirchen
zu Orten deines Friedens. 

Komm, Herr Jesus, komm! Wir brau-
chen dich auf der dunklen Erde, dass

die Welt von deinem Licht immer heller
werde. Wir brauchen dich, damit wir
sehen, wo wir anderen helfen können.
Wir brauchen dich, damit wir gütige
Menschen werden können. Wir brau-
chen dich, damit die Welt von deinem
Licht immer heller werde. Herr, du bist
das Licht der Liebe, in der wir sind;
dich preisen wir in alle Ewigkeit.
Amen.

■ Der Gottesdienst wurde gestaltet von 
Msgr. Wolfgang Miehle, OKR Dr. Ralf Geisler
und Erzpriester Sokratis Ntallis.
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FÜRBITTENGEBET

P. Guter Gott, Dein Sohn Jesus Christus ist Mensch geworden, um die Menschen
zusammenzuführen und Frieden werden zu lassen. Wir bitten Dich:

Für die Einheimischen und die Menschen, die als Migranten nach Deutschland ge-
kommen sind: Dass wir uns gegenseitig achten, für Begegnungen offen sind und
mitwirken an einer Kultur der Wertschätzung.

Für die jungen Migrantinnen und Migranten, die ohne Arbeit, ohne Ausbildung
und ohne Hoffnung auf eine bessere Zukunft unter uns leben: Dass sie Menschen
und Betriebe finden, die sie aufnehmen, ihnen eine Ausbildungsstelle und Arbeit
anbieten, damit sie neue Perspektiven und Hoffnungen gewinnen.

Für alle Menschen, die Flüchtlinge sind und sich nach einer Heimat sehnen: Dass
wir Verständnis für ihre Ängste und Nöte zeigen und ihnen Hilfe und Unterstüt-
zung schenken.

Für die Menschen, die in ihrer Ausweglosigkeit nach Gewalt greifen, um auf sich
und ihre Nöte aufmerksam zu machen: Dass sie erkennen, dass Gewalt kein ge-
eignetes Mittel zur Lösung ihrer Probleme ist.

Für die Menschen, die sich durch unzufriedene und randalierende Jugendliche be-
droht fühlen: Dass sie die Probleme dieser Jugendlichen zu verstehen versuchen
und durch ihr Engagement einen Beitrag zum friedlichen Zusammenleben leisten.

Für alle Menschen und Institutionen, die politische Verantwortung in Europa 
tragen: Dass sie nach Wegen suchen, wie eine gerechte Zuwanderungspolitik der
Zukunft aussehen kann.

Für alle Menschen, die sich vor Ort in der Migrationsarbeit engagieren: Dass sie
immer wieder Kraft und Unterstützung für ihre wichtigen Anliegen finden.

Für alle Menschen, die infolge ihres Engagements krank und erschöpft sind: Dass
sie Menschen haben, die sie begleiten und ihnen helfen.

P. Guter Gott, stille die Sehnsucht der Menschen nach einer Heimat und hilf ihnen,
dich zu finden. Darum bitten wir dich durch Jesus Christus, unseren Bruder und
Herrn. Amen.

■ Kontakt: Msgr. Wolfgang Miehle, Der Nationaldirektor für die Ausländerseelsorge,
Deutsche Bischofskonferenz, Sekretariat Bereich Weltkirche und Migration,
Kaiserstr. 161, 53113 Bonn, Tel.: 0228/103377, E-Mail: W.Miehle@DBK.de
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Andreas Lipsch

■ In den vergangenen Jahren ist 
es den Kirchen gelungen, die

schwierige Situation von Menschen
ohne Aufenthaltspapiere ins öffentliche
Bewusstsein zu bringen. Dazu haben
zahlreiche Stellungnahmen, Synoden-
beschlüsse und Handreichungen bei-
getragen, nicht zuletzt das Manifest 
»Illegale Zuwanderung – für eine diffe-
renzierte und lösungsorientierte Dis-
kussion«,  dessen Forderungen einige
hundert Prominente aus Politik  und
Zivilgesellschaft unterschrieben haben.
Tatsächlich ist die Debatte über Men-
schen ohne Aufenthaltsstatus seitdem
differenzierter geworden. Zeitungsarti-
kel und Fernsehsendungen gehen nicht
immer, aber immer öfter sensibel mit
dem Thema um. Sie machen auf den
Widerspruch aufmerksam, dass einer-
seits »illegale« Arbeitnehmer nicht nur
in der Gastronomie und im Baugewer-
be, sondern zunehmend auch in Pri-
vathaushalten nachgefragt sind, ihnen 
andererseits grundlegende Rechte vor-
enthalten bleiben. Sie haben keinen Zu-
gang zur Gesundheitsversorgung, ihre
Kinder dürfen nicht in die Schule, und
wenn ihnen der karge Lohn nicht ein-
mal ausgezahlt wird, haben sie keine
Möglichkeit, ihn einzuklagen. Diffe-
renzierter ist die Debatte also gewor-
den, Lösungen für die spezifischen 

Probleme statusloser Menschen stehen 
allerdings weithin noch aus. Vom Er-
gebnis des Prüfauftrags »Illegalität«,
den sich CDU/CSU und SPD im Jahr
2005 in ihren Koalitionsvertrag ge-
schrieben haben, ist bis heute nichts 
bekannt. Und im Entwurf eines novel-
lierten Zuwanderungsgesetzes sucht
man bislang vergeblich nach Verbesse-
rungen der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für Menschen ohne Aufent-
haltsstatus und diejenigen in Kirche
und Gesellschaft, die diese Menschen
unterstützen. 

Am ehesten noch bewegt sich etwas auf
kommunaler Ebene, seit mehreren Jah-
ren schon in München und nun auch in
Frankfurt, wo die Evangelische Kirche
und die Diakonie im vergangenen Jahr
eine umfangreiche Bestandsaufnahme
der prekären Lebenslagen sogenannter
»Illegaler« veröffentlicht hat.1 Mittler-

weile hat die schwarz-grüne Stadtre-
gierung Arbeitsgruppen eingesetzt, in
denen Behörden und Mitarbeitende 
in nicht-staatlichen Hilfeeinrichtungen
gemeinsam konkrete Vorschläge erar-
beiten sollen, wie der Besuch von Kin-
dertagesstätten und Schulen ermög-
licht, die Gesundheitsversorgung von
Menschen ohne Krankenschein verbes-
sert, Ausbeutungsverhältnisse beendet,
und freiwillige Ausreisen ohne straf-
rechtliche Verfolgung ermöglicht wer-
den können.

Anlässlich dieser ersten Schritte in
Frankfurt hat die Synode der Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau
Ende vergangenen Jahres  einen um-
fangreichen Beschluss gefasst, in dem
sie noch einmal ihre grundsätzlichen
Positionen angesichts der Situation 
von Menschen ohne Aufenthaltspapie-
re deutlich macht und auf konkrete Lö-

■ »Die Solidarität mit den Entwurzelten und Heimatlosen ist Aufgabe von Kirche und
Diakonie weltweit. Zunehmend wenden sich Menschen ohne Aufenthaltspapiere an

Kirchengemeinden sowie an diakonische und kirchliche Beratungseinrichtungen. Manche fin-
den in christlichen Migrantengemeinden Aufnahme und Unterstützung. Ihre Anliegen aufzu-
nehmen gehört zu den christlichen Beistandspflichten und stellt Kirche und Diakonie vor neue
Herausforderungen.

Jeder Mensch ist vor Gott wertvoll. Die in der Gottesebenbildlichkeit begründete Würde ver-
leiht jedem Menschen das Recht auf Unversehrtheit und Integrität. Vor diesem Hintergrund
gehört die Unterstützung und Beratung von Menschen ohne Status zu den originären Aufga-
ben von Kirche und Diakonie.

Einrichtungen in kirchlicher und diakonischer Trägerschaft sind – im Gegensatz zu öffentlichen
Stellen – nicht verpflichtet, den Behörden Statuslose zu melden.Aus dieser Tatsache und dem
beschriebenen Selbstverständnis ergibt sich eine humanitäre Verantwortung kirchlicher Kin-
dertagesstätten, Schulen und Krankenhäuser.« 

■ »Entschließung der Synode zur Situation von Menschen ohne Aufenthaltsstatus«,
Beschluss der 6. Tagung der 10. Synode der EKHN, November 2006 

MENSCHEN 
OHNE
AUFENTHALTS-
PAPIERE

WAS JETZT GETAN WERDEN MUSS 
UND WAS DIE KIRCHEN TUN KÖNNEN

1 Evangelischer Regionalverband Frankfurt 
am Main / Diakonisches Werk in Hessen 
und Nassau (Hrsg.): »Lebenslage ›illegal‹.
Menschen ohne Aufenthaltsstatus in 
Frankfurt am Main«, von Loeper Literatur-
verlag 2006 (ISBN 3-86059-413-3)
Vgl. auch den Artikel von Hildegund Niebch:
»Lebenslage illegal« im Materialheft 2006



sungswege hinweist. Dabei belässt es
die Synode allerdings nicht bei Forde-
rungen an die Politik, sie nimmt sich
auch selber in die Pflicht. »Auch die
Kirche und ihre verschiedenen Einrich-
tungen, sowie einzelne Christinnen und
Christen (sind) gefragt, konkrete Un-
terstützung zu ermöglichen, Ausbeu-
tungsverhältnisse zu beenden und Ille-
galität zu vermeiden.«2

In einer Orientierungshilfe »Zum Um-
gang mit Menschen ohne Aufenthalts-
papiere« hat auch das Kirchenamt der
EKD im September 2006 die Gemein-
den ermutigt, Menschen ohne Aufent-
haltspapiere zu unterstützen. Solche
Hilfen für Menschen in Not gehörten
zum genuinen Auftrag der Kirche inner-
halb der Rechts- und Sozialordnung.3

Was also muss getan werden? Und was
kann die Kirche dazu beitragen? In sie-
ben Problemfeldern besteht heute drin-
gender Handlungsbedarf, und in eini-
gen von ihnen können kirchliche und
diakonische Einrichtungen mit gutem
Beispiel vorangehen:

GESUNDHEITLICHE VERSORGUNG 
SICHER STELLEN

Menschen ohne Papiere sind infolge 
ihrer defizitären Lebensbedingungen
und zahlreicher Belastungen besonders
stark gesundheitlichen Gefährdungen
ausgesetzt. Aus Angst vor Statusauf-
deckung wird aber häufig der Kontakt
zu Ärztinnen und Ärzten und erst recht
ein Krankenhausbesuch vermieden. Zur
Achtung der Grund- und Menschen-
rechte gehört es, allen Menschen und
unabhängig von ihrem Aufenthaltsta-
tus Zugang zumindest zu einer basis-
medizinischen Versorgung zu ermögli-
chen. In Notfällen muss auch eine sta-
tionäre Aufnahme gewährleistet sein.
Zur Finanzierung solcher Leistungen
kann die Einrichtung von Fonds, ge-
speist aus kommunalen Mitteln, Spen-
denmitteln, Kollekten, Stiftungsgeldern
und öffentlichen Zuschüssen sinnvoll
sein. Daneben sollte die Ausstellung
von anonymen Krankenscheinen ge-
prüft und der Aufbau von medizini-
schen Anlaufstellen für alle Nichtversi-
cherten unterstützt werden. 

Kirchliche Krankenhäuser haben
diesbezüglich aufgrund ihres Auftrags

eine besondere Aufgabe. Sie können
und sollten sich für die Behandlung von
Statuslosen öffnen.

ZUGANG ZU KINDERTAGESSTÄTTEN
UND SCHULEN ERMÖGLICHEN

Eine frühe Förderung durch Kinderta-
gesstätten und Schulen ist für die Ent-
wicklung von Kindern unabhängig von
ihrem Aufenthaltsstatus geboten. Weil
sie nicht für die Entscheidungen ihrer
Eltern bestraft werden dürfen, sollte
statuslosen Kindern in einem ohnehin
belastenden Leben soviel Normalität
und Stabilität wie möglich gewährt
werden. Wird ihnen der Zugang zu
Kindertagesstätten und Schulen ver-
weigert, entstehen unnötige persönliche
Härten und gesellschaftliche Folge-
kosten. Jedes Kind hat ein Recht auf
Bildung und Förderung. Darum sollte
der Schulbesuch unabhängig vom Auf-
enthaltsstatus und ohne Angst vor Ent-
deckung möglich sein. Dazu ist es not-
wendig, dass die Kultusministerien der
Länder bestehende Erlasse, Verordnun-
gen und Gesetze entsprechend überar-
beiten.
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2 Beschluss der 6. Tagung der 10. Synode der EKHN »Entschließung der Synode zur Situation von Menschen ohne Aufenthaltsstatus«, Drucksache 
Nr. 82/06, 25.11.2006 (der Wortlaut kann unter http://www.ekhn.de/inhalt/ download/standpunkt/soz_pol/06_migranten_aufenthalt_synode.pdf 
nachgelesen werden).
3 »Zum Umgang mit Menschen ohne Aufenthaltspapiere«. Eine Orientierungshilfe des Kirchenamtes der EKD, EKD-Texte 85,
September 2006.
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Evangelische Kindertagesstätten und
Schulen, die nicht verpflichtet sind, sie
den Behörden zu melden, sollten Kin-
der ohne Aufenthaltsstatus aufnehmen.
Angesichts der entstehenden Kosten,
die den Familien womöglich nicht in
voller Höhe zuzumuten sind, können
einzelne Christinnen und Christen und
Kirchengemeinden Patenschaften über-
nehmen.

AUSBEUTUNGSVERHÄLTNISSE 
BEENDEN

Die Arbeitsbedingungen für Statuslo-
se sind teilweise besonders hart. Typi-
sche Arbeitsfelder sind unter anderem 
das Bau- und Baunebengewerbe, Reini-
gungsdienste, Transportgewerbe, Ga-
stronomie, haushaltsnahe Dienste und
Prostitution. Statuslose sind leicht aus-
zubeuten und zu erpressen, da der Ver-
lust von Arbeit für sie existenzbedro-
hend ist. Verständlicherweise schrecken 
sie vor arbeitsgerichtlichen oder poli-
zeilichen Anzeigen aus Angst vor Ent-
deckung zurück.

Solche Ausbeutungsverhältnisse müs-
sen beendet und Arbeit angemessen
entlohnt werden. Wo statuslose Men-
schen ihren Lohn arbeitsgerichtlich ein-
klagen wollen, müsste Gerichten er-
möglicht werden, auf Aufenthaltsfest-
stellung zu verzichten, so dass es zu
keiner Weitergabe der Daten an die
Ausländerbehörde kommt.

NOTUNTERKUNFT GEWÄHREN

Die Mehrzahl der Betroffenen lebt 
in Wohnverhältnissen sehr schlechter
Qualität. Ein häufiger Wohnungswech-
sel aus Angst vor Entdeckung ist die
Regel. Die Abhängigkeit von Vermie-
tern oder Gastgebern befördert die 
Gefahr, dass die Betroffenen durch
überhöhte Mieten, Anstiftung zu kri-
minellen Handlungen oder sexuell aus-
gebeutet werden.

Darum werden vorübergehende Unter-
bringungsmöglichkeiten benötigt, da-
mit sich statuslose Menschen aus Ab-
hängigkeitsverhältnissen befreien kön-
nen. Ebenfalls wichtig und hilfreich
sind Notübernachtungsmöglichkeiten
in bereits bestehenden niedrig schwelli-
gen Einrichtungen. Hierzu müssen an-
onyme Abrechnungsmodalitäten, die
über Landesmittel zu finanzieren sind,

geprüft werden. In Notfällen sollten
aber auch längerfristige Unterkünfte
für Familien und Frauen mit Kindern,
vor allem neugeborenen Kindern, zur
Verfügung stehen.

Kirchengemeinden können im Notfall
Gästezimmer oder Gästewohnungen
zur  Verfügung stellen. Eine temporäre
Unterbringung ist oftmals nötig, damit
Menschen zur Ruhe kommen und ge-
meinsam überlegt werden kann, wel-
che Hilfen und Perspektiven angemes-
sen sind.

STRAFFREIE RÜCKKEHR 
ERMÖGLICHEN

Wenn Betroffene in ihre Herkunftslän-
der zurückkehren wollen, sollten Aus-
länderbehörden Ermessensspielräume

nutzen und die Rückkehr nicht durch
bürokratische Hürden und strafrechtli-
che Verfolgung erschweren. Eine frei-
willige Rückkehr ermöglicht außerdem
den Zugang zu Rückkehrprogrammen.
Wo statuslose Menschen die Rückkehr
dem weiteren Verbleib vorziehen, muss
die freiwillige Ausreise ohne strafrecht-
liche Verfolgung und ohne Auswei-
sungsverfügung ermöglicht werden.

OPFER VON MENSCHENHANDEL 
BESSER SCHÜTZEN

Opfer von Menschenhandel erfahren
schwerwiegende Menschenrechtsver-
letzungen in Deutschland. Ein besserer
und wirksamerer Schutz von Opfern
des internationalen Menschenhandels
ist dringend notwendig. Maßnahmen
zum Opferschutz müssen grundsätzlich

LEITSÄTZE FÜR DAS KIRCHLICHE HANDELN

■ Die Beschäftigung mit der Situation von Menschen ohne Aufenthaltspapiere und ihren
Problemen stellt vor eine Reihe von schwierigen ethischen Fragen, auf die an dieser

Stelle nur anmerkungsweise hingewiesen, aber nicht in erforderlicher Differenziertheit einge-
gangen werden kann.Vor dem Hintergrund der ethischen Orientierung, die das biblische Zeug-
nis mit dem Gebot der universalen Nächstenliebe und der in Gott gegründeten Menschenwür-
de anbietet, lassen sich folgende Leitsätze für den Umgang mit Menschen ohne Aufenthalts-
papiere im Bereich der EKD formulieren:

1. Die Kirche tritt ein für Menschen ohne Aufenthaltspapiere, um die unveräußerliche Würde
jedes Menschen bewahren zu helfen. »Illegal« kann nur der Aufenthaltsstatus sein, nicht je-
doch die Person.

2. Die Kirche tritt dafür ein, dass die politischen, sozialen und wirtschaftlichen Ursachen be-
kämpft werden, die Menschen in eine rechtlich ungesicherte Aufenthaltssituation führen. Das
Vermeiden und Verhindern von Illegalität und das Entwickeln neuer Perspektiven für Men-
schen ohne Aufenthaltspapiere sind die vordringlichen Ziele kirchlichen Handelns.

3. Die Kirche setzt sich dafür ein, die grundlegenden sozial- und menschenrechtlichen Stan-
dards auch für Menschen ohne Aufenthaltsrecht zu gewährleisten, ohne dass deren Inan-
spruchnahme mit aufenthaltsrechtlichen Ansprüchen verbunden ist.

4. Die Kirche will mit ihrer Anwaltschaft und Hilfe nicht den irregulären Aufenthalt stabilisie-
ren, sondern dafür Sorge tragen, dass Menschen ohne Aufenthaltspapiere in einem Netz von
Hilfeangeboten aufgefangen werden. Sie unterstützt diese Menschen dabei, eine tragfähige
realistische Zukunftsperspektive zu entwickeln. Dazu kann auch ein verfestigtes Aufenthalts-
recht, eine Rückkehr in das Herkunftsland oder die Weiterwanderung in einen Drittstaat gehö-
ren.

5. Die Kirche setzt sich ein für Menschen ohne Aufenthaltspapiere im Rahmen ihres Selbstbe-
stimmungsrechts. Sie versteht dieses Engagement als subsidiäres Handeln, insofern die Hilfe
für Menschen in Not zu dem genuinen Auftrag der Kirche innerhalb der Rechts- und Sozialord-
nung gehört.

■ »Zum Umgang mit Menschen ohne Aufenthaltspapiere«.
Eine Orientierungshilfe des Kirchenamtes der EKD, EKD-Texte 85, September 2006.

LEITSÄTZE FÜR DAS KIRCHLICHE HANDELN



für alle Opfer von Verbrechen gelten,
unabhängig von einer Zeugenschaft
der Betroffenen gegen die Täter in ei-
nem Gerichtsverfahren. Während ihres
Aufenthaltes in Deutschland sollten ih-
nen berufliche Qualifizierungsmöglich-
keiten offen stehen. Aufgrund ihrer
traumatischen Erfahrungen und der be-
sonderen Gefährdungslage müssen sie
nach Abschluss des Gerichtsverfahrens
gegen die Täter eine freie Entscheidung
über ihren künftigen Aufenthaltsort
treffen können. Erst dann werden die
Betroffenen auch verstärkt als Zeugin-
nen für Gerichtsverfahren zur Verfü-
gung stehen.

HILFE UND BERATUNG 
UNTERSTÜTZEN

Bei der Unterstützung und Beratung
von Menschen ohne Aufenthaltsstatus
können Ehrenamtliche und Hauptamt-
liche mit rechtlich unklaren Situationen
konfrontiert werden. Die Angst, sich
der Beihilfe zum illegalen Aufenthalt
strafbar zu machen, begleitet den ohne-
hin schwierigen Beratungsalltag. Hu-
manitäre Hilfe muss darum straffrei ge-
stellt werden, wie es die Unabhängige
Kommission Zuwanderung bereits im
Jahr 2001 empfohlen hat. 

Die Kriminalisierung von Unterstütze-
rinnen und Unterstützern, die Men-
schen ohne Aufenthaltsstatus beraten
und begleiten, ist völlig unangemessen.
Sie macht aber auch deutlich, dass Kir-
che und Diakonie hier auch im Rah-
men ihrer Fürsorgepflicht als Arbeitge-
ber gefragt sind. Neben der Forderung
einer gesetzlichen Änderung sollten
Kirche und Diakonie ihren Haupt- und
Ehrenamtlichen in dieser Arbeit den
Rücken stärken, indem sie nach Prü-
fung in Einzelfällen strafrechtlichen
und arbeitsrechtlichen Schutz gewäh-
ren.

Das Diakonische Werk in Hessen und
Nassau (DWHN) ist im Juni 2006 mit
gutem Beispiel vorangegangen, indem
es noch einmal betont hat, dass die Ar-
beit mit Menschen ohne Aufenthalts-
papiere, die zu den »originären Auf-
gaben der Diakonie« gehört, unein-
geschränkt unterstützt wird. Für den
Fall, dass Mitarbeitende der Diakonie
wegen dieser Tätigkeit in rechtliche
Schwierigkeiten geraten, hat der Vor-

stand des DWHN beschlossen, im
Rahmen seiner Fürsorgepflicht arbeits-
rechtlichen und strafrechtlichen Schutz
zu gewähren. Darüber hinaus hat er
auf die Notwendigkeit hingewiesen,
dass sich kirchliche und diakonische
Einrichtungen wie Krankenhäuser, Kin-
dergärten oder Schulen für Menschen
ohne Aufenthaltspapiere öffnen. 

Kürzlich hat das DWHN »Handlungs-
hinweise zum Umgang mit Menschen
ohne Aufenthaltsstatus« herausgege-
ben, die Einrichtungen und Mitarbei-
tende über die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen informieren und konkrete
Vorschläge für die Praxis machen. Sie
zeigen, dass man es im Rahmen des
kirchlichen Selbstbestimmungsrechts
Ernst meint mit einem subsidiären
Handeln für Menschen ohne Aufent-
haltsstatus.

Je öfter kirchliche und diakonische 
Einrichtungen diesen Aufforderungen
nachkommen und sich zu praktischer
Hilfe in einer rechtlichen Grauzone er-
mutigen lassen, umso überzeugender
wird auch die notwendige politische
Anwaltschaft der Kirche für Menschen
ohne Aufenthaltspapiere. 

■ Kontakt: Pfarrer Andreas Lipsch,
Interkultureller Beauftragter der Evangelischen
Kirche und des Diakonischen Werkes in Hessen 
und Nassau
Ederstraße 12, 60486 Frankfurt am Main
Tel.: 069 / 7947 226
Fax: 069 / 7947 99 226
E-Mail: andreas.lipsch@dwhn.de
Pfarrer Andreas Lipsch ist stellvertretender 
Vorsitzender des Ökumenischen Vorbereitungs-
ausschusses.
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Weihbischof Dr. Josef Voß 

■ Die Tagungen der vergangenen
beiden Jahre haben gezeigt, wie

komplex die ethischen, wirtschaftli-
chen und politischen Fragen sind, die
mit irregulärer Migration zusammen-
hängen. In diesem Jahr soll ein bisher
in der Debatte oftmals ausgeblendetes
Thema im Zentrum der Aufmerksam-
keit stehen: die wirtschaftlichen Aspek-
te irregulärer Migration.

Dieses Thema ist ebenso aktuell wie
brisant – eine Brisanz, die nicht zuletzt
im Zusammenhang von sozialen Fra-
gen und sehr handfesten wirtschaft-
lichen Interessen liegt. Um mögliche
Handlungsoptionen angemessen aus-
loten zu können, müssen wir uns zu-
nächst die Spannungsfelder bewusst
machen, in denen sich Kirche, Gesell-
schaft und Politik hier bewegen. 

Staaten können aufgrund ihres Souve-
ränitätsanspruches nicht darauf ver-
zichten, Migration zu kontrollieren
und zu beschränken. Um diese Souve-
ränität zu verteidigen, investieren Staa-
ten erhebliche Mühen und Kosten zur
Verhinderung irregulärer Migration.
Der Erfolg dieser Anstrengungen ist
aber begrenzt. Denn irreguläre Migra-
tion ist das Resultat eines Zusammen-
spiels komplexer Umstände: Viele Men-
schen sehen in ihren Heimatländern
keine Chance, für sich und ihre Famili-
en zu sorgen, haben jedoch keine Aus-
sichten, jemals legal nach Europa ein-
reisen zu können und eine Arbeitser-
laubnis zu erhalten. Andererseits gibt es
auf Seiten der Gesellschaft und der
Wirtschaft eine große Nachfrage nach
billigen Arbeitskräften. Profiteure ir-
regulärer Migration und illegaler Be-
schäftigung gibt es in allen Gruppen
der Gesellschaft: Das reicht von Unter-
nehmen, die sich durch den Einsatz ille-
gal Beschäftigter unfaire Wettbewerbs-
vorteile gegenüber denjenigen verschaf-
fen, die sich rechtstreu verhalten, bis
hin zu privaten Haushalten, die die 
Arbeitskraft irregulärer Zuwanderer
nutzen. Schätzungen zufolge nehmen
über vier Millionen deutsche Privat-
haushalte die Dienste von Kindermäd-

chen oder Haushaltshilfen in Anspruch.
Fachleute gehen davon aus, dass diese
Arbeit häufig von Frauen ohne Auf-
enthaltsstatus geleistet wird. Die Be-
schäftigungsstatistik erfasst nicht ein-
mal 40.000 sozialversicherungspflichti-
ge Stellen in diesem Bereich. Ähnliches
gilt für den Bereich der häuslichen Pfle-
ge. Und was die Preise für Obst und
Gemüse betrifft, so sind sie auch des-
halb so niedrig, weil irreguläre Migran-
ten es zu äußerst niedrigen Löhnen in
Südeuropa ernten.

SCHATTENWIRTSCHAFT 
UND SCHWARZARBEIT

Wer über die wirtschaftlichen Aspek-
te irregulärer Migration spricht, muss
also auch von Schattenwirtschaft und
Schwarzarbeit sprechen. Zwar wird
Schwarzarbeit in Deutschland nicht 
in erster Linie durch Menschen ohne le-
galen Aufenthaltsstatus geleistet, son-
dern durch Einheimische. Wenn aber

Menschen in der Illegalität in Deutsch-
land arbeiten, dann sind sie immer
auch illegal Beschäftigte. Denn sie kön-
nen aufgrund ihres fehlenden Aufent-
haltsrechts keine Arbeitserlaubnis be-
kommen. Sie verstoßen wissentlich –
manchmal aber auch unwissentlich –
gegen arbeitsrechtliche Vorschriften,
um überhaupt eine Anstellung zu fin-
den. Trotz der damit verbundenen Ge-
fahr, ausgebeutet oder erpresst zu wer-
den, trotz der fehlenden Absicherung
im Fall von Krankheit oder Unfall,
trotz der oftmals beschämenden Ar-
beitsbedingungen und geringer Löhne
ist dies für sie das kleinere Übel gegen-
über einer perspektivlosen Situation im
Heimatland. 

Doch welche sozialethischen Fragen
stellen sich nun angesichts dieser Kon-
stellation?

Zwei der wichtigsten Prinzipien der
kirchlichen Soziallehre scheinen hier in
Konflikt miteinander zu geraten: 

■ Zum einen das aller Soziallehre zu-
grunde liegende Prinzip der Personali-
tät, das die unantastbare Würde eines
jeden Menschen als Gottes Ebenbild
betont. Es garantiert jedem Menschen
daher elementare soziale Rechte wie
beispielsweise Schutz vor Ausbeutung
und unwürdigen Arbeitsbedingungen.
Diese Rechte sind unabhängig von Auf-
enthaltsstatus und Rechtslage. Das Per-
sonalitätsprinzip betont vor allem die
individuellen Rechte der Person. 

■ Zum anderen greift hier auch das 
Solidaritätsprinzip. Es legt das Gewicht
auf die Pflichten des Einzelnen gegen-
über der Gemeinschaft, die die Grund-
lage allen menschlichen Zusammen-
lebens darstellt. Dazu gehört unter 
anderem die moralische Verpflichtung
zur Beteiligung am Gemeinwesen, et-
wa durch die Leistung von Steuern und
Sozialabgaben (vgl. Gaudium et Spes
Nr. 30).

ILLEGALITÄT – 
WIRTSCHAFTLICHE ASPEKTE IRREGULÄRER MIGRATION



ZU DEN VOLKSWIRSCHAFT- 
LICHEN AUSWIRKUNGEN

Verlässliche Zahlen zum Ausmaß und
zu den volkswirtschaftlichen Auswir-
kungen der illegalen Beschäftigung gibt
es nicht. Die Fachleute werden dazu in
den kommenden Tagen Näheres aus-
führen, ich kann hier nur einige der
Fragen ansprechen, die in diesem Zu-
sammenhang diskutiert werden. Die
Tatsache, dass trotz ihrer prekären Si-
tuation Millionen irreguläre Migranten
in Europa ihren Unterhalt verdienen,
lässt den ungeheuren Bedarf unserer
Volkswirtschaften erahnen. Die Exper-
ten gehen davon aus, dass ein Teil 
der in der Schattenwirtschaft geleiste-
ten Arbeit unter den Bedingungen steu-
er- und sozialabgabenpflichtiger Ar-
beitskosten nicht nachgefragt wür-
de. Die Schattenwirtschaft generiert
also zusätzliches Wirtschaftswachstum.
Darüber hinaus wird immer darauf
hingewiesen, dass die irregulären Zu-
wanderer einen Beitrag zum Steuerauf-
kommen leisten: Wie alle anderen zah-
len auch sie die indirekten Steuern wie
die Mehrwertsteuer. 

An dieser Stelle darf aber nicht ver-
schwiegen werden, dass illegale Be-
schäftigung – ob von Einheimischen
oder irregulären Zuwanderern erbracht

– eine Herausforderung nicht nur für
den Rechtsstaat, sondern auch für den
Sozialstaat ist. Sie verursacht zweifel-
los spürbare Ausfälle bei den Steuerein-
nahmen und Sozialabgaben. Diese Gel-
der werden für die Stabilisierung der
sozialen Sicherungssysteme gebraucht.
Die kirchliche Soziallehre lehnt deshalb
die illegale Beschäftigung grundsätzlich
als klaren Verstoß gegen das Solidari-
täts- und auch das Gemeinwohlprinzip
ab.

DIE BETROFFENEN MENSCHEN 

Das Bild ist damit jedoch nicht voll-
ständig. Wir müssen neben den Über-
legungen zum Gemeinwohl auch die
betroffenen Menschen in den Blick
nehmen. Da ist zunächst einmal die
Tatsache, dass die Menschenwürde
derjenigen, die ohne legalen Aufent-
haltsstatus arbeiten, oftmals stark ge-
fährdet ist. Ihr Risiko, Opfer unwürdi-
ger Arbeitsbedingungen zu sein oder
um den vereinbarten Lohn geprellt zu
werden, ist um ein Vielfaches höher als
das der einheimischen Schwarzarbei-
ter. Auch illegal beschäftigte Migranten
ohne Aufenthaltsstatus haben nach
deutschem Rechtsverständnis elemen-
tare Arbeitnehmerrechte: Ihnen darf
der vereinbarte Lohn nicht vorenthal-

ten werden, sie müssen bei einem Un-
fall abgesichert sein und sie dürfen
nicht unter unwürdigen Bedingungen
arbeiten. Entscheiden sie sich aber, vor
einem Arbeitsgericht zu klagen, riskie-
ren sie in Deutschland aufgrund der
Meldepflicht der öffentlichen Stellen,
Entdeckung und anschließende Ab-
schiebung. Hier greift wieder das sozi-
alethische Prinzip der Personalität, das
den Schutz aller Arbeitnehmer garan-
tiert. 

Das hier aufgezeigte sozialethische
Spannungsfeld fordert dazu heraus,
Lösungen zu finden, die illegale Zu-
wanderung und illegale Beschäftigung
soweit wie möglich vermeiden helfen,
die aber auch den irregulären Migran-
ten einen effektiven Schutz ihrer Men-
schenwürde garantieren.

Die Kirche setzt sich daher für eine
Stärkung der Rechtssicherheit und Kon-
fliktfähigkeit von Menschen in der Il-
legalität ein. Es muss sichergestellt wer-
den, dass diese Menschen ihre grund-
legenden sozialen Rechte wie z.B. 
das Einklagen des Lohns für geleistete 
Arbeit vor einem Arbeitsgericht in An-
spruch nehmen können, ohne deshalb
die Abschiebung befürchten zu müssen.
Damit werden auch die Anreize für 
die illegale Beschäftigung und die Aus-
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beutung dieser Menschen auf dem in-
formellen Arbeitsmarkt verringert. Ei-
nes besonderen Schutzes bedürfen die
Opfer von Menschenhandel.

Zur Verringerung der Anreize illegaler
Migration sollten zudem Möglichkei-
ten der legalen Einreise- und Aufent-
haltsmöglichkeiten diskutiert werden.
Eine großzügigere Gestaltung der Zu-
gangsmöglichkeiten würde auch Schleu-
sern die Geschäftsgrundlage entziehen.
Illegaler Migration ist nicht durch ein-
seitige Maßnahmen wie Verstärkung
der Grenzkontrollen, Verschärfung der
Visabestimmungen und Ausweitung
der Inlandskontrollen beizukommen.
Angesichts des großen Wohlstandes in
Deutschland und Europa und der
Nachfrage nach billigen Arbeitskräften
in der Pflege, im Haushalt, im Bauge-
werbe, in der Landwirtschaft und im
Hotel- und Gaststättengewerbe werden
sich Menschen auch weiterhin auf den
Weg hierher machen. Um illegale Mi-
gration und illegale Beschäftigung zu
verringern, erscheint es daher sinnvoll,
den Bedarf an ausländischen Arbeits-
kräften auf reguläre Weise zu decken
und Schutzmaßnahmen für Flüchtlin-
ge, Asylbewerber und Bürgerkriegs-
flüchtlinge zu treffen sowie den Famili-
ennachzug zu verbessern. Aus der For-
derung nach globaler Gerechtigkeit
ergibt sich, dass diese Maßnahmen mit
gezielten entwicklungspolitischen Pro-
grammen verknüpft werden müssen,
die den Ursachen von Flucht und Ar-
beitsmigration begegnen. 

FÜR EINE GERECHTE  
MIGRATIONSPOLITIK

Eine gerechte Migrationspolitik muss
sowohl die Interessen der Zielstaaten
wie auch die Interessen der Herkunfts-
staaten berücksichtigen und für die
Menschen Perspektiven eröffnen, ihr
Leben gestalten zu können. Die wissen-
schaftliche Arbeitsgruppe für welt-

kirchliche Aufgaben der Deutschen Bi-
schofskonferenz hat dazu ein umfas-
sendes Papier veröffentlicht. Dabei
muss uns klar sein, dass irreguläre Mi-
gration nie gänzlich zu verhindern sein
wird. Eine menschenrechtlich legiti-
mierte Migrationspolitik muss daher
auch irreguläre Migration als Realität
anerkennen und dafür sorgen, dass Mi-
granten ohne Aufenthaltsrecht ihre so-
zialen Rechte faktisch in Anspruch
nehmen können. 

Es ist Aufgabe der Kirche, sich für 
eine Welt einzusetzen, in der eine men-
schenwürdige Migration ohne Verlierer
möglich ist. Dieses Ziel können wir nur
gemeinsam mit der Politik und der Zi-
vilgesellschaft erreichen. Vor dem Hin-
tergrund des dargelegten Spannungsfel-
des erscheint es dabei unverzichtbar,

einen Dialog zu führen, der sowohl den
sachlichen Notwendigkeiten als auch
den Lebenslagen der Menschen gerecht
wird. Nur auf dieser Basis können 
notwendige politische und praktische
Maßnahmen entwickelt werden. Die
Jahrestagung Illegalität möchte diesen
in den vergangenen Jahren begonne-
nen Dialog fortsetzen. In diesem Sinne
wünsche ich uns allen einen guten Ver-
lauf der Tagung.

Es gilt das gesprochene Wort!

■ Impulsreferat von Weihbischof Dr. Josef Voß,
Vorsitzender der Migrationskommission der
Deutschen Bischofskonferenz und des Katholi-
schen Forums Illegalität, gehalten am 14. März
2007 bei der Jahrestagung »Illegalität – Wirt-
schaftliche Aspekte irregulärer Migration« 
in der Katholischen Akademie Berlin.
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EUROPEAN MIGRANT WORKERS UNION
Europäischer Verband der Wanderarbeiter
Europejskie Stowarzyszenie Pracowników Migracyinych

■ Der Europäische Verband der Wanderarbeiter (EVW) steht für Internationalität, Solida-
rität, Gerechtigkeit und Würde. Mit seiner Arbeit will er erreichen, dass den Menschen,

die auf der Suche nach Arbeit ihre Heimat verlassen, Recht geschieht, wo immer sie sich auch
aufhalten. Er trägt zur Verständigung zwischen inländischen und ausländischen Arbeitneh-
mern bei.

Aus der praktischen Arbeit des Verbandes:

20.11.2006 Erfolgreiche EVW-Verhandlungen: 30.000 Euro für rumänische Bauarbeiter –
Rumänischer Subunternehmer prellt Arbeiter

Gerade mal 500 Euro netto für die letzten zwei Monate Arbeit auf der Baustelle des Kreiskran-
kenhauses in Bad Soden hatte jeder von 19 rumänischen Arbeitern bekommen. Den Restlohn
blieb der Sub schuldig und gab gegenüber dem Europäischen Verband der Wanderarbeiter an,
die Lohngelder gebraucht zu haben, um Kredite zu bezahlen. Außerdem habe ihm der Gene-
ralunternehmer zu wenig bezahlt, ein Vorwurf, den die Firma Leonhard Weiss zurückweist.
Nach Deutschland komme er auf Anraten seiner Anwälte nicht, weil er krank sei und zudem
befürchten müsse, verhaftet zu werden. Die Verhandlungen des EVW mit dem Generalunter-
nehmer Leonhard Weiss führten zu einem schnellen Erfolg: Die Arbeiter konnten mit 30.000
Euro in der Tasche nach Hause fahren.

■ Nähere Informationen: www.emwu.org

EUROPEAN MIGRANT WORKERS UNION
Europäischer Verband der Wanderarbeiter
Europejskie Stowarzyszenie Pracowników Migracyinych



Dr. Ute Koch

■ Irreguläre Migration ist ein The-
ma, das zunehmend öffentlich

diskutiert und politisch beachtet wird.
Gesetzesänderungen und rechtliche
Klarstellungen zur Verbesserung der
sozialen Situation von Menschen, die
ohne Aufenthaltsrecht und Duldung in
Deutschland leben, sind aber nicht in
Sicht. Obwohl hier zentrale menschen-
rechtliche Fragestellungen aufgewor-
fen sind, bestimmen nach wie vor ord-
nungspolitische Argumente die politi-
sche Debatte. Für die betroffenen
Menschen bedeutet dies, dass ihnen 
der Zugang zu wesentlichen sozialen
Strukturen und Ressourcen faktisch
verwehrt bleibt – auch und insbesonde-
re zur gesundheitlichen Versorgung. 

In Deutschland haben Ausländerinnen
und Ausländer ohne Aufenthaltsstatus
und Duldung im Krankheitsfall zwar
einen Anspruch auf medizinische Basis-
versorgung im Rahmen des Asylbewer-
berleistungsgesetzes. Doch die Melde-
pflichten öffentlicher Stellen führen
dazu, dass „illegal“ in Deutschland le-
bende Menschen diese Leistungen nicht
in Anspruch nehmen können, ohne
deshalb die Abschiebung befürchten zu
müssen. Dies führt immer wieder dazu,
dass die betroffenen Menschen nicht
oder erst viel zu spät zum Arzt gehen
und die Behandlung einer Krankheit
und die Einlieferung in ein Kranken-
haus viel zu lange hinauszögern. Ihr
Krankheitsverlauf ist dann schwerer,
die Krankheit droht chronisch oder so-
gar lebensbedrohlich zu werden und
die Behandlungskosten steigen. Einen
besonderen Problembereich für Frauen
in der Illegalität stellen Schwanger-
schaft und Geburt dar. 

Die Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/
Illegalität ist eine vom Katholischen Fo-
rum »Leben in der Illegalität« und dem
Deutschen Institut für Menschenrechte
initiierte Arbeitsplattform. Vertreten
sind dort Expertinnen und Experten

aus Wissenschaft und medizinischer
Praxis, den Kirchen und verschiedenen
nichtstaatlichen Organisationen. Ziel
der Arbeitsgruppe ist es zu prüfen, wie
der Zugang zu und die Finanzierung
von Gesundheitsversorgungsleistungen
für Menschen ohne Papiere strukturell
verbessert werden kann. 

Die grundlegende Empfehlung der Ar-
beitsgruppe ist, die entsprechenden ge-
setzlichen Melde- und Datenabgleich-
pflichten soweit einzuschränken, dass
die betroffenen Personen ihr bestehen-
des Recht auf Gesundheitsversorgung
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
ohne Angst vor Statusaufdeckung in
Anspruch nehmen können. Auch die
alternativen Ansätze, die von der Ar-
beitsgruppe analysiert wurden und ei-
ne Lösung des Problems versprechen
könnten (Vermittlung anonymer Kran-
kenscheine, Schaffung eines Fonds auf
Bundesebene, Gewährleistung eines
niedrigschwelligen Zugangs zu einer
Krankenversicherung), können von der
Meldepflicht betroffen sein und sind
letztlich, sofern sie durch öffentliche

Mittel finanziert werden sollen, immer
vom politischen Willen der jeweiligen
Entscheidungsträger abhängig. Zivil-
gesellschaftliches Engagement alleine
wird aber das Problem deutschland-
weit nicht lösen können.

■ Kontakt:

Dr. Ute Koch
Katholisches Forum »Leben in der Illegalität«
Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin
Tel.: 030 / 28 444 732
E-Mail: forum-illegalitaet@web.de
www.forum-illegalitaet.de

Dr. Valentin Aichele
Deutsches Institut für Menschenrechte 
Zimmerstraße 26/27, D-10969 Berlin
Tel.: 030-259359-0 (-54) (Durchwahl)
E-Mail:
aichele@institut-fuer-menschenrechte.de
www.institut-fuer-menschenrechte.de
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KRANKSEIN IN DER ILLEGALITÄT
BUNDESARBEITSGRUPPE GESUNDHEIT/ ILLEGALITÄT PRÜFT LÖSUNGSANSÄTZE 

ZUR GESUNDHEITSVERSORGUNG VON MENSCHEN IN DER AUFENTHALTSRECHTLICHEN

ILLEGALITÄT 
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Karl Kardinal Lehmann

I. Die so genannte Säkularisierungs-
these, wonach die Religion im

Zuge der wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Modernisierung einem zu-
nehmenden und unaufhaltsamen Be-
deutungsverlust im Raum der Öffent-
lichkeit ausgesetzt ist, gehörte über
Jahrzehnte zum scheinbar gesicherten
Repertoire der Sozialwissenschaften.
Inzwischen haben sich die Zeiten
gründlich geändert. Die Säkularisie-
rungsthese wird allenfalls noch mit er-
heblichen Einschränkungen und Diffe-
renzierungen vertreten. Zu offenkun-
dig und mit Macht ist die Religion auf
die globale Bühne zurückgekehrt, so-
fern sie diese denn überhaupt je wirk-
lich verlassen hatte. Mit gewissen Ein-
schränkungen gilt dies auch für die
westliche Welt. 

Erwartungen und Befürchtungen rich-
ten sich deshalb heute nicht mehr 
auf das Verschwinden einer öffent-
lich wirksamen Religion, sondern, wie 
z.B. bei Samuel Huntington, auf einen
»Kampf der Kulturen«, wobei diese 
als wesentlich religiös bestimmt oder
jedenfalls mitbestimmt wahrgenom-
men werden. Die Reaktionen auf die
Regensburger Vorlesung von Papst Be-
nedikt XVI. vom 12. September 2006
zeigen einmal mehr, wie sehr die Reli-
gionen den öffentlichen Diskurs zu mo-
bilisieren vermögen.

Es ist vor diesem Hintergrund alles 
andere als verwunderlich, dass – vor 
allem seit dem 11. September 2001,
dessen Bilder der Zerstörung tief in das
Bewusstsein der heutigen Menschheit
eingelassen sind – weitgesteckte Er-
wartungen mit einem Dialog der Reli-
gionen verbunden werden. Er soll die

Spannungen entschärfen, die in der in-
ternationalen Staatengemeinschaft, in
der Weltgesellschaft und in einzelnen
Ländern herrschen, und zum gemein-
samen Zeugnis der Religionen für den
Frieden führen. Hier klingen die Im-
perative an, die Hans Küng seinem
»Projekt Weltethos« zugrunde gelegt
hat: »Kein Zusammenleben auf unse-
rem Globus ohne ein globales Ethos! –
Kein Frieden unter den Nationen ohne
Frieden unter den Religionen! – Kein
Frieden unter den Religionen ohne Dia-
log der Religionen!«

II. Während sich das »Projekt Welt-
ethos« prinzipiell an alle Reli-

gionen wendet, richtet sich das welt-
weite öffentliche Interesse derzeit vor
allem auf das christlich-muslimische
Gespräch oder aber auf den Dialog der
so genannten abrahamitischen Religio-
nen, also auf Judentum, Christentum
und Islam, die sich allesamt auf den in
der Bibel und im Koran bezeugten Ur-
vater Abraham zurückbeziehen. Dies
hat – wie unschwer zu erkennen ist –
mit den Konfliktlagen zu tun, die in un-
seren Tagen den Nahen Osten und das
Verhältnis zwischen Orient und Okzi-
dent bestimmen. So führen die islami-
stischen Kämpfer, die sich dem heiligen
Krieg gegen die Ungläubigen verschwo-
ren haben und letztlich die Errichtung
eines totalitären Gottesstaates anstre-
ben, ihren Krieg gegen »Zionisten«
und »Kreuzfahrer« – d.h. gegen den jü-
dischen Staat Israel und den Westen,
der aller Entkirchlichung und multi-
religiösen Durchmischung zum Trotz
als »christlich« interpretiert wird. Die
konfliktbehaftete Nähe zwischen den
drei Religionen wird zudem besonders
anschaulich im Streit um den Status
von Jerusalem, das Juden, Christen und
Muslimen heilig ist. Auch die Integra-

tionsprobleme mit muslimischen Mi-
granten in Westeuropa, von denen 
sich manche Jüngere aus der 2. und 3. 
Einwanderergeneration islamistischem
Gedankengut verschreiben und eini-
ge wenige sogar auf den Weg der Ge-
walt abdriften, berühren nicht nur die
christliche Mehrheitsbevölkerung, son-
dern auch die hier lebenden Juden.
Dem Antisemitismus in den Randzonen
der traditionell ansässigen Bevölke-
rung hat sich längst eine antizionistisch
motivierte Judenfeindlichkeit zugesellt,
die an manchen Stellen ideologisch mit
dem klassischen Rechtsextremismus
verschmilzt. 

All dies macht den Ruf nach einem
Dialog zwischen Islam, Christentum
und Judentum – den »abrahamitischen
Religionen« – gut verständlich. Indes
ist es wichtig, die Möglichkeiten eines
solchen Dialogs sorgfältig auszuloten
und dabei auch der Grenzen einsichtig
zu werden. Falsche Erwartungen kön-
nen den Dialog belasten, stören und so-
gar unfruchtbar machen. Enttäuschun-
gen und Frustrationen werden damit
geradezu programmiert. 

Zunächst einmal ist festzuhalten, dass
bislang weder von einem »Kampf der
Kulturen« noch gar von einem Kampf
der Religionen die Rede sein kann. Der
westliche »Kulturkreis« (um hier ein-
mal die Terminologie von S. Hunting-
ton aufzugreifen) wird von islamisti-
schen Terroristen angegriffen, nicht
von den muslimischen Staaten und
auch nicht vom Islam als Religion.
Vielmehr sind auch die muslimisch ge-
prägten Länder Opfer der Gewalt, weil
sie sich der Ideologie und den Macht-
ansprüchen der Dschihadisten wider-
setzen. Die augenblickliche Krisen-
situation beruht also wesentlich auch
auf einem innerislamischen Konflikt,

ZUSAMMENLEBEN
MIT MUSLIMEN

CHANCEN UND GRENZEN DES DIALOGS ZWISCHEN 
DEN »ABRAHAMITISCHEN RELIGIONEN«



der nicht einfach auf dem Wege eines
interreligiösen Dialogs gelöst werden
kann. – Ebenso wenig vermag das Ge-
spräch der Religionen die fundamental
politische Auseinandersetzung über
Gebietsansprüche und die staatliche
Existenz der Völker im Heiligen Land
zu überwinden. Der Kern des Konflikts
im Nahen Osten ist nicht religiöser Na-
tur.

Das heißt nun aber nicht, dass die Reli-
gionen im Ringen um die heute bedrän-
genden Friedensfragen einfach abseits
stehen müssten oder auch nur dürften.
Richtig ist vielmehr: Gerade indem die
Grenzen des interreligiösen Gesprächs
für die Klärung dieser Probleme sorg-
fältig bestimmt werden, treten die den
Religionen gestellten Aufgaben umso
deutlicher und präziser hervor. 

Es zeigt sich dann: Zwar kann die
Überwindung der dschihadistisch-isla-
mistischen Ideologie letztlich nur inner-
halb des Islam selbst erfolgen. Im Ge-
spräch zwischen den Religionen kön-
nen aber die Fehlwahrnehmungen der
jeweils anderen Religion korrigiert
werden. Damit wird verhindert, dass 
es kleinen extremistischen Gruppen

schließlich doch gelingt, die Mehrhei-
ten in den Religionsgemeinschaften ge-
geneinander aufzuhetzen. Im Dialog
können darüber hinaus wechselseitig
kritische Fragen gestellt werden, die die
Selbstreflexion innerhalb der Religio-
nen voranbringen. Damit verbunden
müssen die Religionen vor allem auch
daran arbeiten, die Verzweckung der
Religionen für politische Ziele und zur
Legitimation politischer Gewalt aufzu-
decken und ihr gemeinsam entgegenzu-
treten. Indem sie sich freimachen von
politischer Instrumentalisierung, be-
wahren die Religionen ihr eigenes We-
sen davor, von sekundären Interessen
verdunkelt zu werden. Gerade so die-
nen sie auch dem Frieden.
[…]

VI. Nur ein interreligiöses Ge-
spräch, das sich offen den

Grundfragen der Religion stellt, wird
auch in der Lage sein, die besonders
schwierigen und prekären Probleme
aufzugreifen. 

Hier ist zunächst die Frage nach der
Gewalt zu nennen. Damit kommen wir
auch wieder auf die schwierige Aussage
von Kaiser Manuel II in der siebten Ge-

sprächsrunde mit dem Perser, wo es um
die Ausbreitung des Glaubens durch
das Schwert geht. Alle großen Religio-
nen kennen die Versuchung, Gewalt im
Namen des Glaubens zu üben oder zu
rechtfertigen. Alle sind in der Geschich-
te dieser Versuchung auch erlegen.
Nicht nur im Gespräch mit Muslimen,
sondern auch in der kritischen Selbst-
befragung, die ein konstitutiver Be-
standteil jeden religiösen Lebens ist,
werden Kirche und Christen deshalb
immer auch die Gewalttendenzen in
der eigenen Geschichte offen legen und
anerkennen. Das Schuldbekenntnis der
Katholischen Kirche, das Papst Johan-
nes Paul II. im Jahr 2000 abgegeben
hat, spricht hier eine klare und unmiss-
verständliche Sprache. Dies vorausge-
setzt und ohne falsche Anklagen, Bes-
serwisserei und Dünkel müssen wir un-
sere muslimischen Gesprächspartner
dann aber auch damit konfrontieren,
dass in der heutigen Weltsituation vor-
geblich religiös motivierte und religiös
legitimierte Gewalt ein Phänomen dar-
stellt, das sich vorwiegend – wenn-
gleich nicht ausschließlich – am Islam
festmacht. Natürlich lassen sich viele
Gründe für die Unruhe benennen, die
die Länder des so genannten »Größe-
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ren Mittleren Ostens« (vom Maghreb
bis nach Pakistan und Indonesien) er-
griffen hat – eine Unruhe, die manche
Gewalteruption begünstigt. Aber diese
Gewaltträchtigkeit der Verhältnisse er-
klärt aus sich heraus ja nicht, warum
Gewaltanwendung vielfach religiös be-
gründet wird und dies auch Widerhall
in Teilen der muslimischen Gesellschaf-
ten findet. Dies festzustellen, bedeutet
nicht, mehr als eine Milliarde Muslime
unter den Generalverdacht zu stellen,
mit den Dschihadisten zu sympathisie-
ren und Gewalt als Mittel der Ausein-
andersetzung mit den »Ungläubigen«
und zur Ausbreitung des Islam zu ak-
zeptieren. Niemand, der in der Kirche
Verantwortung trägt, macht sich eine
solche Unterstellung zueigen. Aber es
muss gleichwohl gefragt werden, in-
wieweit in der heutigen Gewaltproble-
matik der muslimischen Religion die
theologische Tradition des kämpfenden
und herrschenden Islam, die mit einer
gewissen Ungebrochenheit die Zei-
ten überdauert zu haben scheint, eine
Rolle spielt. Und inwieweit erschwert
– auch dies muss man fragen – die
Grundgeschichte des Islam, die den
Propheten Mohammed nicht nur als
Religionsstifter, sondern auch als Feld-
herrn und Herrscher zeigt, bis heute
eine Entfaltung gewaltkritischer Ten-
denzen des Islam?

VII. Der zweite schwierige The-
menkomplex, der dem inter-

religiösen Dialog aufgegeben ist, be-
trifft die Religionsfreiheit und die Ver-
fasstheit des modernen Staates. Beides
gehört eng, ja unauflöslich zusammen.
Die Freiheit der Religion - und zwar als
positive und als negative Religionsfrei-
heit: als Freiheit zu glauben und als
Freiheit, nicht zu glauben – nämlich be-
gründet nicht nur einen autonomen,
von Vorgaben des Staates freien Raum
des Individuums und der Religionsge-
meinschaften, sondern damit zugleich
auch ein Verständnis des Staates, das
nicht von einer bestimmten Religion
definiert ist. 

Natürlich sind die hier angesproche-
nen Zusammenhänge weitaus kom-
plizierter. Religionen prägen Kulturen,
und Kulturen bestimmen die konkrete
Gestalt von Gesellschaften und Staa-
ten. Auch ist die Autonomie von Reli-
gionen und Staat nicht notwendiger-
weise eine wechselseitig gleichgültige
oder gar feindselige. Es gibt eine Viel-
zahl kooperativer Formen, in denen
das Verhältnis von Staat und Religio-
nen auf ein gedeihliches Zusammen-
wirken im Interesse der Menschen aus-
gerichtet ist. Deutschland bietet dafür
ein gutes Beispiel. Die Autonomie der
Religion gegenüber dem Staat – und
dies bedeutet auch: die Freiheit aller re-
ligiösen Bekenntnisse – wie des Staates
gegenüber der Religion bleibt jedoch,
all dessen ungeachtet, die Grundachse
jeder modernen Gesellschaft. Es bedarf
keiner ins Detail gehenden Analyse, um
festzustellen, dass sich die islamische
Welt insgesamt mit diesem Begriff 
der Freiheit und damit auch mit dem
gesamten Konzept der Menschenrechte
außerordentlich schwer tut, wenn-
gleich sich die Verhältnisse in den ein-
zelnen muslimisch geprägten Staaten
durchaus sehr unterschiedlich darstel-
len. Auch dies muss Thema des inter-
religiösen Dialogs sein. 

Wiederum geht es dabei nicht darum,
christliche (oder gar westliche) Überle-
genheit vorzuführen. Stattdessen sollte
die schwierige Geschichte, die das eu-
ropäische Christentum mit der neuzeit-
lichen Idee der Freiheit verbindet, offen
auch im Gespräch mit den Muslimen
dargestellt werden. Manches Argu-
ment, das heutige Muslime gegen die
modernen Freiheitsrechte ins Feld füh-
ren, ist uns auch aus der Geschichte des
Christentums (und zumal auch aus der
Katholischen Kirche) bis weit ins 19.
Jahrhundert hinein geläufig: die Sorge
vor um sich greifender Dekadenz, ei-
nem rein individualistischen Gebrauch
der Freiheit oder auch vor einem mas-
senhaften Abfall vom Glauben. 

Dennoch muss man auch hier tiefer
bohren. Die Antwort auf die Frage, ob

der heutige Islam im Sinne der Moder-
ne freiheitsfähig ist, hängt auch davon
ab, wie sich Muslime zum traditionel-
len Konzept der Einheit von Religion
und Gemeinwesen und zum Gedanken
der Herrschaft des Islam (mit entspre-
chend minderen Rechten der Angehöri-
gen aller anderer Religionen) verhalten.
Die Vielzahl unterschiedlicher Herr-
schaftsformen, die die islamische Welt
über die Jahrhunderte hinweg hervor-
gebracht hat, die auch in der Geschich-
te des Islam hervorgetretenen herr-
schaftskritischen Tendenzen und die bis
ins 19. Jahrhundert zurückreichenden
Bemühungen mancher Gelehrter um
eine muslimische Aufklärung geben
Anlass zu der Hoffnung, dass in diesen
Fragen Bewegung möglich ist, auch
wenn heute manches in eine andere
Richtung zu deuten scheint.

■ Gekürzte Fassung des Vortrages von Karl
Kardinal Lehmann, Bischof von Mainz, Vorsit-
zender der Deutschen Bischofskonferenz, beim
St. Michael-Jahresempfang des Kommissaria-
tes der deutschen Bischöfe am 19. September
2006 in der Katholischen Akademie in Berlin.
Hier wird der Drucktext dokumentiert, der eine
Aktualisierung zum Redemanuskript darstellt.
Im Original sind eine Reihe von Anmerkungen
und Literaturhinweisen enthalten.

Den Gesamttext des Vortrags finden Sie unter:
http://www.dbk.de/aktuell/meldungen/01162/
index.html



Dr. Martin Affolderbach

■ Am 28. November des vergangenen
Jahres hat der Ratsvorsitzende der

Evangelischen Kirche in Deutschland, Bi-
schof Huber, die neue Handreichung des
Rates der EKD zu »Christen und Muslimen
in Deutschland« der Öffentlichkeit vorge-
stellt, sechs Jahre nach Veröffentlichung
der ersten Handreichung »Zusammenleben
mit Muslimen in Deutschland. Gestaltung
der christlichen Begegnung mit Muslimen«
(2000). 

Mit dem Titel »Klarheit und gute Nachbar-
schaft« ist bewusst eine programmatische
Formulierung gewählt worden, die sich
von der beschreibend vorsichtigen Titel-
wahl der ersten Handreichung absetzt.
Verbinden sich damit neue Akzentsetzun-
gen oder auch eine neue Strategie?

Für eine Antwort auf diese Frage ist zu-
nächst die politische »Großwetterlage«
zu sehen. Die im Jahr 2000 veröffent-
lichte Handreichung ist in den 90er
Jahren erarbeitet worden, in denen die
Asyldiskussion, Anschläge auf Auslän-
der und eine verbreitete Ausländer-
feindlichkeit die innenpolitische Dis-
kussion bestimmten. Die damit verbun-
denen Fragen wurden auch in den
Kirchen sehr kontrovers diskutiert. Das
»Gemeinsame Wort der Kirchen zu den
Herausforderungen durch Migration
und Flucht« unter dem Titel »… und
der Fremdling, der in deinen Toren ist«
spiegelt den breiten kirchlichen Mei-
nungsbildungsprozess in diesen Fragen,
in den auch Migrationskirchen einbe-
zogen waren. Dass das Gespräch mit
dem Islam eine besondere Herausfor-
derung nicht zuletzt für die Kirchen
darstellte, war damals bewusst und der
Anlass für die Erarbeitung der erwähn-
ten Islamhandreichung. Dass dieser Ar-
beitsprozess mehr als sieben Jahre in
Anspruch nahm, lässt die Schwierigkei-
ten des damaligen Verständigungspro-
zesses erahnen. Neben der theologi-
schen Orientierung und grundsätzli-
chen Erwägungen zum Verhältnis zum
Islam (ebd. Teil II) waren in gleicher
Weise einzelne Sachbereiche der recht-
lichen Fragen (Teil III) wie auch Einzel-
punkte des praktischen Zusammenle-

bens (Teil IV) strittig und mit Sorgfalt
zu klären. Verglichen mit anderen Be-
reichen der Gesellschaft gehörten die
Kirchen zu denen, die die Herausfor-
derungen durch Migration und das 
Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Kultur und Religion aktiv
annahmen. In vielen Bereichen der Kir-
che wurde die Rolle des Brückenbau-
ens zwischen den Kulturen engagiert
wahrgenommen und Erfahrungen da-
mit gesammelt. 

■ Die Rahmenbedingungen hatten
sich verändert, als der damals

kurz zuvor neu ins Amt gewählte Rat
der EKD im März 2004 die Erarbei-
tung einer neuen Handreichung zu 
Fragen des Islam in Auftrag gab. Die
öffentliche Debatte wurde von Kon-
fliktthemen bestimmt. Die christlich-
muslimische Zusammenarbeit vor Ort
bemühte sich, gerade aufgrund des
Stimmungsumschwungs nach dem 11.
September, die Kontinuität des gemein-
samen Dialoges zu unterstreichen. In
den Leitungsebenen sah man demge-
genüber die Notwendigkeit, auf die
neuen Themen zu reagieren, die in der
Handreichung vom Jahr 2000 nur eine
nachrangige Rolle gespielt haben oder
verständlicherweise noch keine Erörte-
rung finden konnten. So sah man hier
Ergänzungs- und Klärungsbedarf, für
gerade die Themen, die in der öffent-
lichen Diskussion eine zentrale Rolle
spielten. Von kirchlicher Seite wollte
man in einer mehr oder weniger diffu-
sen Situation der Meinungsbildung
Orientierungspunkte setzen. 

Damit verbindet sich ein zweites Motiv.
Es sollte bei der neuen Ausarbeitung
weniger um zusätzliche Informationen
über den Islam gehen als vielmehr um
Argumente, Begründungen und Posi-
tionierungen. Kritische Meinungsbil-
dung sei notwendig, und die Kirche
dürfe nicht darauf verzichten, selbst ge-
rade in kontroversen Fragen nachzu-
fragen, Begründungen zu erarbeiten
und Position zu beziehen, um damit
Orientierungsvorgaben zu leisten. 

Ein drittes Motiv wird man sicherlich
in der auch durch den Ratsvorsitzen-

den geäußerten Anfrage an die Qualität
bisheriger Dialogbemühungen sehen
können. Man mag unterschiedlicher
Meinung sein, ob es berechtigt und an-
gemessen ist, bisherige Bemühungen
mit dem Attribut »blauäugiger« Dialog
oder »Kuscheldialog« zu etikettieren.
Unstrittig ist allerdings das Bemühen
und das Interesse an einer substantiel-
len Qualifizierung des Dialoges. Dass
der Ratsvorsitzende für Januar 2005
erstmals eine Einladung zu einem jähr-
lichen Spitzengespräch mit Vertretern
muslimischer Verbände aussprach, das
jeweils durch ein Fachgespräch ergänzt
wurde, ist gleichzeitig ein Beleg für das
Interesse an einer neuen Qualität insti-
tutioneller Kooperation und ein deutli-
ches Zeichen für eine Verstärkung von
christlich-islamischen Dialogbemühun-
gen. 

Nicht zuletzt wird man sicherlich ver-
merken können, dass die evangelische
Kirche in diesen Jahren verstärkt dar-
um bemüht ist, ihr protestantisches
Profil erkennbarer zu machen. Die EKD-
Stellungnahme »Christlicher Glaube
und nichtchristliche Religionen«, die
sowohl von denen, die im christlich-
jüdischen, wie denen, die im christlich-
muslimischen Dialog engagiert sind,
kritisch kommentiert wurde, da sie 
die praktischen Dialogerfahrungen zu
wenig aufgenommen habe, hat ohne
Zweifel den Knotenpunkt ihrer Aussa-
ge in der Profilierung der reformatori-
schen Kontur der evangelischen Kirche
in ihrem Verhältnis zu anderen Religio-
nen. Auch der gegenwärtige Diskus-
sionsprozess in der EKD um die zu-
künftige Gestalt einer evangelischen
»Kirche der Freiheit« markiert diesen
Akzent. Und es dürfte nicht von Zufall
sein, dass in dem »Impulspapier« zu
diesem Diskussionsprozess der interre-
ligiöse Dialog als eine wesentliche Zu-
kunftsaufgabe der Kirche verstanden
wird. 

■ Den Titel »Klarheit und gute
Nachbarschaft« kann man vor

diesem Hintergrund durchaus als eine
»Doppelstrategie« interpretieren. 
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(1) Die häufige Anknüpfung an die
Handreichung von 2000, die Unter-
streichung der dortigen Aussagen und
die Betonung der Kontinuität ist ohne
Frage eine Linie, die die Bedeutung der
christlich-muslimischen Zusammenar-
beit und die gewachsenen Strukturen
der Kooperation unterstreichen und
fortführen will. Auf den letzten Seiten
der neuen Handreichung heißt es: »Der
eingangs formulierte Grundsatz gilt,
dass es zu einem Dialogprozess, der 
gegenseitiges Verstehen, respektvollen
Umgang miteinander und gute Nach-
barschaft wachsen und gedeihen lässt,
keine Alternative gibt. Alles Denken
und Trachten, welches Gewalt, Feind-
schaft und Hass zwischen Christentum
und Islam schafft, muss endgültig der
Vergangenheit angehören.« (S. 119) Die
damit zum Ausdruck gebrachte Ab-
sicht und die dahinter steckende Ehr-
lichkeit sollte trotz mancher kritischer
Passagen gegenüber dem Islam an an-
deren Stellen der Handreichung nicht
in Zweifel gezogen werden. Nicht nur
die Intensität, in der sich die evangeli-
sche Kirche in der zurückliegenden Zeit
mit dem Islam beschäftigt hat, sondern
auch die zahllosen Aktivitäten und Ko-
operationen und nicht zuletzt das, was
kirchlicherseits auf vielen Ebenen in
eine Verstärkung der Zusammenarbeit
investiert wird, sind ein Ausdruck der
Bemühung um gute Nachbarschaft. Es
ist von daher kein Zufall, dass dieses
Heft mit den in diesem Sinne beschrie-
benen »Zielen und Inhalten interreli-
giöser Zusammenarbeit« schließt und
diese Perspektive damit in der Konti-
nuität der ersten Handreichung über
diese zweite Schrift hinausreicht. 

(2) Ohne Zweifel stellen die Abschnit-
te, in denen Klärungen versucht wer-
den, den zahlenmäßig größten Teil der
Handreichung dar. Der Auftrag des
EKD-Leitungsgremiums, die Sachberei-
che zusammenzustellen und auszuar-
beiten, die vor allem, aber nicht allein
von kirchlicher Seite als problematisch
und kontrovers empfunden werden,
mag bei manchem Lesenden den Ein-
druck erwecken, als sei hier ein Ensem-
ble von Gravamina zusammengestellt.
Falsch ist auf jeden Fall der Eindruck,
als seien die hier entfalteten Themen
die alleinigen Gesprächsbereiche mit
dem Islam. Falsch ist sicherlich auch
der Eindruck, als wären die hier erör-
terten Fragen im Zusammenleben von
Muslimen und Christen allgegenwärtig

und kein Alltag ohne diese denkbar. 
Im Gegenteil! Doch das, was Konflikte
und Probleme hervorruft, bedarf der
Klärung, da es gute und vertrauensvol-
le Nachbarschaft beeinträchtigen kann. 

Insofern ist die Handreichung ein Do-
kument evangelischer Selbstklärung
und interner Verständigung. Doch als
offizielle Verlautbarung des Rates der
EKD ist sie mehr als ein Werkstatt-
bericht. Es ist auch ein Beitrag zum 
öffentlichen gesellschaftlichen Diskurs
um die angesprochenen Fragen. Auch
wenn die Muslime in Deutschland nicht
selbst in dem Text angesprochen sind,
sind sie dennoch durch die kirchliche
Positionierung herausgefordert. 

Obwohl es bis zum Zeitpunkt der Ab-
fassung dieses Beitrages keine ausführ-
liche schriftliche Stellungnahme der
größeren muslimischen Verbände in
Deutschland gibt, zeigen etliche Reak-
tionen eine Verstimmung auf muslimi-
scher Seite. Das Trennende würde mehr
hervorgehoben als Gemeinsames, Vor-
urteile gegenüber dem Islam würden
bestätigt; der Islam werde in seinen ver-
meintlichen Mängeln und Unklarheiten
ausführlich dargestellt, wogegen das
Christentum weitgehend als maßge-
bend dargestellt werde. Es sei überheb-
lich, in dieser Weise über eine andere
Religion zu urteilen. Man stößt sich zu-
dem an den Aussagen zum Missions-
verständnis, die gegenüber den erreich-
ten Schritten im Dialog einen Rück-
schritt darstellen würden. Der als
harsch empfundene Ton mancher Zei-
len der Handreichung stärke nicht die
dialogbereiten Muslime. 

Für den 6. Februar dieses Jahres hatte
der Ratsvorsitzende der EKD erneut
zum erwähnten jährlichen Spitzenge-
spräch eingeladen. Dies wurde von vier
muslimischen Verbänden relativ kurz-
fristig abgesagt, obwohl man auf mus-
limischer Seite offenkundig über die
Handreichung verärgert ist und Ge-
sprächsbedarf sieht. Eine in Aussicht
gestellte Einladung von Seiten dieser
Verbände liegt bislang nicht vor. 

Es gibt zahlreiche Kommentare zu der
Handreichung, die ihr in großen Teilen
oder auch gänzlich zustimmen und die
Ausführungen als hilfreich und nütz-
lich einstufen. Es sei notwendig, zu
kontroversen Themen Klärungen vor-
zunehmen. Beispielsweise haben auf

Bundesebene beide Regierungsparteien
dies in Stellungnahmen geäußert. 

Im kirchlichen Bereich sind die Ein-
schätzungen ebenfalls unterschiedlich.
Dort, wo langjährige christlich-musli-
mische Zusammenarbeit vor Ort prak-
tiziert wird, finden sich die skeptisch
bis kritischen Kommentare, die den
Text mehr als belastend, denn als kon-
struktiv empfinden. Die an manchen
Stellen durchaus fragile Brücke der 
Kooperation werde durch die Thema-
tisierung kontroverser und in ihren 
Tiefendimensionen keineswegs leicht
zu entwirrender Probleme mehr bela-
stet als gestärkt. Sinnvoller sei es, Ver-
trauen bildende Zusammenarbeit und
die Konzentration auf gemeinsame
Aufgaben zu stärken. Dort, wo man
zweifellos auch kontroverse Fragen be-
spreche, sei die Wechselseitigkeit ein
wichtiges Dialogprinzip, das die Ge-
genseite stets gleichgewichtig zur Gel-
tung kommen lasse. Das Gefühl des
Misstrauens gegenüber Muslimen, das
in der Handreichung bei den Kontro-
versthemen durchscheine, würde der
Zusammenarbeit nachhaltig schaden. 

Jürgen Schmude hat bei der anfangs er-
wähnten öffentlichen Präsentation der
Handreichung Ende November ausge-
führt, dass die beiden mit der Über-
schrift »Klarheit und gute Nachbar-
schaft« benannten Ziele nur erreicht
werden können, wenn weder kritische
Abgrenzung betrieben werde noch eine
»diplomatische Sprache jeglichen An-
schein von Zumutungen« vermeide. Ei-
nige der beschriebenen Reaktionen las-
sen die Frage stellen, ob beide Ziele ge-
meinsam erreichbar sind oder sie sich
möglicherweise ausschließen oder zu-
mindest wechselseitig im Wege stehen.
Wie viel Klarheit verträgt gute Nach-
barschaft? Oder wie viel Unklarheit
kann oder muss man um guter Nach-
barschaft willen ertragen? 

Ein brasilianischer Kollege kommen-
tierte die Überschrift mit der Be-
merkung, dass Christen und Muslime 
in Brasilien recht gut nebeneinander 
lebten und dabei nicht den Anspruch
hätten, alle grundlegenden Fragen und
Probleme zu klären. Das Leben werde
pragmatisch bewältigt. 

Es mag sein, dass sich hinter der Dop-
pelstrategie der Überschrift Ansprüche
einer hochgesteckten Diskussionskul-
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tur deutscher Provenienz verbergen,
Ansprüche und Erwartungen an eine
Diskurskultur, die nicht überall so gese-
hen und eingelöst werden. Es ist keines-
wegs auszuschließen, dass der Wunsch
der EKD nach Klarheit auf muslimi-
scher Seite an Grenzen stößt. Doch 
andererseits sind alle angesprochenen
Sachbereiche Probleme, die sich im All-
tag des Zusammenlebens stellen und
die jeweils Betroffenen und Verant-
wortlichen nötigen, begründete Urteile
und praktikable Entscheidungen zu fäl-
len. 

Man kann die Handreichung nicht des-
halb als eine Art Friedensstörung ab-
tun, weil sie die faktisch bestehenden
Konflikte anspricht und diskutiert. Sol-
che Konflikte zu klären oder zu ent-
schärfen, ist eine Aufgabe, der man sich
nicht entziehen kann und der sich zu
stellen der EKD zu danken ist. Wenn
die vorgenommenen Positionierungen
als Besserwisserei erscheinen, ist das
zumindest nicht so beabsichtigt gewe-
sen. Die Diskussion ist offen, um Dar-
stellungen und Einschätzungen zu kor-
rigieren und zu diskutieren. Die EKD
wird zu gegebener Zeit ein selbstkriti-
sches Resümee ziehen müssen, ob Klar-
heit gute Nachbarschaft fördert oder
überfordert.

■ Kontakt: OKR Dr. Martin Affolderbach
Evangelische Kirche in Deutschland
Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover
Tel.: 0511/2796-238
E-Mail: martin.affolderbach@ekd.de
Oberkirchenrat Dr. Martin Affolderbach 
ist Referent für Islam und Weltreligionen im
Kirchenamt der EKD.

Der Dialog von evangelischer Kirche und Muslimen ist ins Stocken geraten.
Warum? Fragen an den Dialogbeauftragten Bekir Albog̃a

Die vier wichtigsten muslimischen Dachverbände haben ein für Anfang Februar anberaumtes
Treffen mit der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) abgesagt. Nach der Veröffentlichung
des EKD-Textes »Klarheit und gute Nachbarschaft« sei »erheblicher Klärungsbedarf« entstan-
den. Was muss aus Sicht der Muslime geklärt werden?

■ Wir finden es problematisch, dass in der EKD-Handreichung gesagt wird, der Dialog mit
Muslimen schließe Mission unter ihnen nicht aus. Das ist von christlicher Seite bislang noch
nie so deutlich gesagt worden. Ärgerlich ist, dass diese Aussage muslimischen Kreisen recht
gibt, die den Kirchen immer schon unterstellt haben, sie verfolgten hinter ihrer Dialogrhe-
torik handfeste Missionsabsichten. Diesen Kreisen gegenüber geraten wir Dachverbände un-
ter Rechtfertigungsdruck, wenn wir gleichwohl am Dialog festhalten.

Sie wollen den Dialog weiterführen?
■ Auf jeden Fall. Das Gespräch mit der EKD ist nicht abgebrochen, sondern unterbrochen.
Denn wir brauchen den Dialog – den recht verstandenen Dialog: um Ängste und Vorurteile
abzubauen und um Wissen über die jeweils andere Religion zu vermitteln. Der Dialog ist für
uns eine Tür zum wechselseitigen Kennenlernen und nicht ein Einfallstor zur Mission.

Hat die EKD mit ihrem Papier diese Tür zugeschlagen?
■ Nicht nur die Muslime, auch meine christlichen Freunde sind entsetzt. Sie haben den Ein-
druck, dass durch die Handreichung die Tür zugeschlagen ist. Viele Muslime sind verletzt.
Denn es tut weh, wenn Muslime pauschal abgewertet werden: etwa indem uns die Moder-
nisierungsfähigkeit abgesprochen wird. Mir scheint, dass unsere Beziehung zur EKD von ei-
ner partnerschaftlichen Zusammenarbeit in ein Konkurrenzverhältnis umgeschlagen ist.

Gibt es Anzeichen dafür, dass die EKD aktiv die Missionierung von Muslimen fördert?
■ Man kann die Handreichung als eine Aufforderung zur Mission lesen. Deswegen bin ich in
Sorge, dass mit ihr der Weg frei gemacht wird für missionarische Aktivitäten, wie sie schon
heute in manchen Kindergärten zu beobachten sind.

Ali Kizilkaya, der Vorsitzende des Islamrats, hat kritisiert, es sei auf christlicher Seite »Mode ge-
worden, das Trennende hervorzuheben«. Schadet diese Mode dem Gespräch von Christen und
Muslimen?

■ Für mich ist der Vorsatz entscheidend: Welches Ziel verfolgt, wer das Trennende hervor-
hebt? Wenn es nur darum geht, sich die unterschiedlichen Identitäten zu Bewusstsein zu
bringen, ist nichts dagegen einzuwenden. Wenn die Betonung des Trennenden aber dazu
dient zu propagieren, der Islam gehöre nicht zu Europa, dann finde ich das mittelalterlich
und entsprechend kontraproduktiv.

Der Generalsekretär des Zentralrats der Muslime, Aiman Mazyek, hat die Absage des Spitzen-
treffens damit begründet, es bestehe zwischen den muslimischen Verbänden Klärungsbedarf.
An welchen Punkten sind die Dachverbände uneins?

■ Wir sind nicht uneins. Aber wir streben eine neue Qualität der Zusammenarbeit an, die
es nötig macht, uns auf eine gemeinsame Linie zu einigen. Und wenn wir das Gespräch mit
Bischof Huber fortsetzen, wollen wir dabei mit einer Stimme reden. Dafür müssen wir uns
abstimmen. Da kein echter Konflikt vorliegt, werden wir den Bischof nicht lange auf unsere
Einladung warten lassen.

Interview: Christoph Quarch

■ Bekir Albog̃a ist Dialogbeauftragter der Türkisch-Islamischen Union 
der Anstalt für Religion (Ditib). Der Islamwissenschaftler stand bis vor Kurzem 
der größten Moscheegemeinde in Mannheim vor.
Aus: Publik Forum, Zeitung kritischer Christen, Oberursel, Ausgabe 3 /2007

»AUCH MEINE CHRISTLICHEN FREUNDE SIND ENTSETZT«
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Martin Spiewak

■ Boykottieren muslimische Schü-
ler die deutsche Schule? Entzie-

hen sie sich auf Druck ihrer Eltern be-
stimmten Fächern und bleiben Klassen-
reisen fern? Glaubt man Politikern und
Integrationsexperten, ist die Antwort
eindeutig. Es sei nicht hinnehmbar, 
kritisiert die Integrationsbeauftragte
der Bundesregierung, Maria Böhmer
(CDU), dass islamische Familien ihre
Kinder vom Turnunterricht abmelden.
Stehe in Biologie Sexualkunde auf dem
Lehrplan, würden Kinder für krank 
erklärt. In Schulen mit hohem Anteil
ausländischer Schüler, weiß Böhmer,
würden keine Klassenfahrten mehr un-
ternommen, weil muslimische Schüle-
rinnen regelmäßig nicht mitfahren
dürften.

Bedroht scheint das Recht auf Bildung
für alle Kinder, das für das Selbstver-
ständnis der deutschen Schule zentral
ist. Deshalb wundert es nicht, wenn In-
nenminister Wolfgang Schäuble den is-
lamischen Unterrichtsboykott zum Ge-
genstand der laufenden Islamkonferenz
macht. Schon bei der ersten Sitzung im
September war genau über dieses The-
ma Streit ausgebrochen: Kapituliert die
deutsche Schule vor den religiösen Son-
derwünschen muslimischer Eltern? 
Wer sich die Mühe macht, dieser Frage
einmal genau nachzugehen, erlebt
Überraschungen. Eine Recherche in
sechs Stationen.

UNWISSENDE BEHÖRDEN

Die Antwort kann kein Berliner Mini-
sterium geben. Denn Bildung ist Län-
dersache. Beim gegebenen Thema böte
sich als Beispiel Bremen an, das Land
mit den meisten Migrantenschülern in
Deutschland. Hier dürfte die Absenz
muslimischer Schüler bei Sport, Auf-
klärungsunterricht und Klassenfahrten
am größten sein.

Doch überraschenderweise weiß die
Behörde von nichts. »Es gibt hin und
wieder Vorkommnisse, aber die sind

sehr selten«, sagt Rainer Gausepohl
nach Rücksprache mit den Fachleuten
im Haus. Die Antworten der anderen
Bundesländer - Baden-Württemberg
(»Kein übergeordnetes Problem«),
Hessen, Nordrhein-Westfalen und Bay-
ern (»Einzelfälle«), Schleswig-Holstein
(»Nicht zu quantifizieren«), Hamburg
(»Die größten Schwierigkeiten hatten
wir mit christlichen Fundamentali-
sten«) - ähneln sich bis in den Wortlaut. 
Das Ergebnis der Umfrage erstaunt. Ist
das Problem kleiner als gedacht? Jeden-
falls hat keine einzige Bildungsverwal-
tung konkrete Zahlen zu dem integrati-
onspolitisch brisanten Thema gesam-
melt. Mit einer Ausnahme: Berlin.

BERLINER VERHÄLTNISSE

Der Senator in der Hauptstadt hieß bis
vor kurzem Klaus Böger. Er führte das
wohl schwierigste Bildungsressort der
Republik. Schulen wie Rütli, Migran-
tenquoten von 100 Prozent, Dutzende
von muslimischen Religionslehrern, die
unter Islamismusverdacht stehen: Da
heißt es Bescheid wissen und Härte zei-
gen. Bereits 2005 hat Böger eine Um-
frage gestartet, um herauszufinden wie
viele Kinder im laufenden Schuljahr
dem Schwimmunterricht ferngeblieben
waren. Antwort: 68, fünf davon aus re-
ligiösen Gründen. Der Senator traute
den Angaben der Schulen nicht und
ordnete an, dass in Zukunft nicht mehr
die Schulleiter, sondern nur noch die
Behörden Dispens von Schwimmkur-
sen erteilen dürfen.

Viel Arbeit bekamen Bögers Beamte
nicht, wie eine erneute Umfrage An-
fang dieses Jahres belegt. In drei Mona-
ten lagen ganze vier Anträge auf Befrei-
ung vor, zwei wurden abgelehnt, zwei
bewilligt. Auch damit gab sich Böger
nicht zufrieden. Warum lernt in Mi-
grantenstadtteilen wie Kreuzberg mehr
als ein Viertel aller Kinder in der Schu-
le nicht schwimmen, während im bür-
gerlichen Zehlendorf nur fünf Prozent
Nichtschwimmer bleiben? Für den da-
maligen Senator ein klarer Hinweis auf

die Schulverweigerung religiöser Mi-
granten. 

Liest man seine Zahlen genauer, bietet
sich jedoch eine ganz andere Erklärung
an: In Kreuzberg bringt nur jedes vierte
Kind schon aus dem Elternhaus
Schwimmerfahrungen mit, im Gesamt-
berliner Durchschnitt dagegen jedes
zweite. Soziale Herkunft zählt also
nicht nur beim Lesenlernen, sondern
auch im Wasser. Gegen die Verweige-
rungsthese spricht außerdem, dass die
Nichtschwimmerquote in Migranten-
vierteln bei Jungen genauso hoch ist
wie bei Mädchen. 

Für die Richtigkeit der These vom Un-
terrichtsboykott als islamistischer Mas-
senbewegung liefert Berlin also bisher
keine Hinweise. Doch die Hauptstadt
ist nicht typisch. Obligates Schwimmen
findet in Berlin in der Regel nur in der
Grundschule statt, die hier von Klasse
eins bis sechs dauert. Da fängt das Al-
ter erst an, in dem fromme Muslimin-
nen Körper und Kopf vor Männerau-
gen schützen und Sexualkunde heikel
wird. 

INSTABILE FAKTENLAGE

Die Experten müssen ihre These also
mit anderen Quellen stützen. Nur mit
welchen? Das Büro der Integrationsbe-
auftragten verweist auf eine Studie,
herausgegeben vom Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF). Das
ist jene Behörde, welche die Islamkon-
ferenz organisiert. Endlich Fakten,
möchte man meinen und freut sich
über die Autorin: Necla Kelek, die sich
dadurch verdient gemacht hat, dass sie
hinschaut, wo andere weggucken.

Repräsentative Daten finden sich in der
Expertise jedoch nicht. Kelek machte
Beobachtungen, sie sprach mit Leh-
rern, Schülern, Pädagogen, besuchte
Schulen, für die Untersuchung sind 
es fünf. Probleme mit Sexualkunde
kann keine von ihnen vermelden, zwei
allenfalls geringfügige Schwierigkeiten

INS SCHWIMMEN GERATEN
POLITIKER KLAGEN, DASS VIELE MUSLIMISCHE SCHÜLERINNEN DEN TURN-, SCHWIMM- 

UND SEXUALKUNDEUNTERRICHT BOYKOTTIEREN. STIMMT DAS ÜBERHAUPT?



mit Schwimmen oder Klassenfahrten.
Auch der Schulleiter der Moses-Men-
delssohn-Schule in Berlin berichtet von
einem reibungslosen Sportunterricht.
Doch eine Schulsekretärin wider-
spricht: Früher habe es noch Anträge
zur Unterrichtsbefreiung gegeben,
»aber seit so viele Schülerinnen Kopf-
tuch tragen, fragen wir gar nicht mehr.
Es wird einfach akzeptiert, dass die
nicht schwimmen gehen.« Und die
Schulleiterin der Rudolph-Ross-Schule
in Hamburg wird mit den Worten zi-
tiert: »Klassenfahrten bekommen wir
nicht mehr durch. Wenn es so weit ist,
versucht etwa ein Viertel der Eltern-
schaft, mit allen Mitteln eine Teilnah-
me ihrer Kinder zu verhindern.« 

Bedrückende Aussagen. Keleks Fazit
von »erheblichen Verweigerungsquo-
ten« in deutschen Schulen stützen die
Beispiele jedoch nicht. In ihrer Untersu-
chung schreibt die Autorin ja gerade,
dass Fakten weitgehend fehlen und
weitere Untersuchungen notwendig
sind. 

EIN BOYKOTT LÖST SICH AUF

Besuch der Moses-Mendelssohn-Schu-
le in Berlin-Moabit, in der sich Necla
Kelek für ihre Studie umgesehen hat.
Ja, sagt Schulleiter Hartmut Blees, die
Zahl der Kopftücher habe zugenom-
men, Mädchen ohne Bedeckung müss-

ten sich mitunter sogar rechtfertigen.
»Wir merken den wachsenden Einfluss
der Religion«, erzählt Blees. Schwierig-
keiten beim Sport jedoch gebe es kaum.
Die Kopftuchmädchen turnten mit,
und vom Schwimmen brauche sich aus
einem einfachen Grund niemand abzu-
melden: Das Fach sei seit vielen Jahren
ein Wahlkurs. Hat die Schule das Pro-
blem Schulverweigerung dadurch ge-
löst, dass Schwimmunterricht nicht
mehr als Pflichtveranstaltung angebo-
ten würde? Auch dies sei nicht der Fall,
sagt Blees. 

Auch die Recherche an der Hamburger
Rudolph-Ross-Schule bringt Wider-
sprüchliches zutage. Machen renitente
islamische Eltern an seiner Schule das
Reisen schwer? Stufenleiter Michael
Irle, zuständig für die Klassen sieben
bis zehn, weiß davon nichts. Im vergan-
genen Jahr habe es ein paar Mädchen
gegeben, die nicht hätten mitfahren
wollen. Vielleicht berufe sich Kelek
darauf. Aber das sei eine Ausnahme 
gewesen, sagt Irle: »Im Gegenteil, wir 
haben bei uns im Viertel das Gefühl,
dass die Mädchen verwestlichen.« Um
sich zu versichern, geht Irle durch 
die Klassen und zählt die Kopftücher.
Er kommt auf 9 bedeckte Köpfe bei
171 Schülerinnen. Eine Schule, in der
strenggläubige Jugendliche den Leh-
rern das Leben schwer machen, sieht
anders aus. 

FRAUENSCHWIMMEN 
FÜR MUSLIMINNEN

Ist der islamische Schulboykott also ein
Phantom, unkritisch in die Welt getra-
gen von Journalisten und Politikern?
Das kann nicht sein. Erneut stürzt man
sich in Anfragen, sucht in Bremen,
Hamburg, Berlin und Nordrhein-West-
falen nach Schulen mit einem hohen
Migrantenanteil. Nach 15 weiteren Ge-
sprächen mit Rektoren und Stufenlei-
tern ergibt sich folgendes Bild: Proble-
me mit dem Sexualkundeunterricht
existieren demnach nicht, im Sport sind
sie marginal. »Wegen der Verletzungs-
gefahr müssen Mädchen mit Kopftuch
die Nadeln, die den Stoff zusammen-
halten, durch ein Gummi ersetzen.
Dann können sie regulär mitturnen«,
sagt stellvertretend für viele Schulleiter
Klaus Wendland von der Hamburger
Haupt- und Realschule Königstraße. 
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Mehr Arbeit macht den Lehrern mitun-
ter das Schwimmen, insbesondere dort,
wo der Sport mit der Pubertät kolli-
diert. Mal ist es ein Mädchen pro Klas-
se, mal sind es fünf, die nicht unter
männlichen Blicken ins Wasser steigen
wollen. Einige Migrantenschulen be-
gegnen dieser Schwierigkeit so, wie es
die Rechtsprechung ermöglicht: Sie un-
terrichten getrenntgeschlechtlich. Wo
sich dies nicht einrichten lässt, schicken 
Lehrer muslimische Schülerinnen zum
Frauenschwimmen, das mittlerweile
viele Badeanstalten in Ausländervier-
teln anbieten. Die Schülerinnen müss-
ten dann eine Bescheinigung aus dem
Schwimmbad mitbringen, sagt Werner
Sprack, Rektor an der Hauptschule
Jürgens Hof in Herne, »wer dies nicht
macht, bekommt eine Sechs«. Im ver-
gangenen Jahr hätten 14 Mädchen den
Kurs belegt. »Das hat hundertprozen-
tig geklappt«, sagt Sprack. 

Spezifisch islamisch ist der getrennte
Sportunterricht von Jungen und Mäd-
chen in diesem Alter keineswegs. Beim
Schwimmen und Turnen werden auch
in Schulen ohne Migranten die Mäd-
chen und Jungen nach der Grundschu-
le häufig in zwei Gruppen getrennt.
Gleiches gilt punktuell für den Sexual-
kundeunterricht. In Bayern und Baden-
Württemberg findet der Sportunter-
richt sogar von Klasse fünf beziehungs-
weise sieben an grundsätzlich getrennt
statt. »Wir wollen vor allem den puber-
tierenden Mädchen ersparen, sich
zweideutigen Anspielungen oder ge-
schlechtsbezogenen Hänseleien auszu-
setzen«, heißt es aus dem baden-würt-
tembergischen Kultusministerium.

ANGST VOR DER 
KLASSENFAHRT

Auch das Problem der Klassenfahrten
ist nicht unlösbar. Tatsächlich berich-
ten manche der befragten Brennpunkt-
schulen davon, dass sich ein (wenn
auch kleiner) Teil der Migranteneltern
weigert, ihre Kinder auf Reisen zu
schicken. Mitunter fehlt es am Geld,
und nicht überall steht ein Sozialfonds
für die Bedürftigen bereit. Häufiger je-
doch wollen die Eltern ihre Töchter vor
den - in der Regel eingebildeten – Ver-
führungen bewahren, die den Kindern
auf solchen Fahrten drohten. Betrunke-
ne Schüler und nächtliche Besuche in
den Schlafzimmern gehören zu den

Schreckensvorstellungen streng musli-
mischer Eltern. 

»Gerade die Mädchen wachsen in tra-
ditionellen Elternhäusern sehr behütet
auf. Passiert etwas, sehen diese die Ehre
der ganzen Familie bedroht«, sagt Sibel
Besir, Islamkundelehrerin am Bremer
Schulzentrum Koblenzer Straße. Allein
nach religiösen Linien verlaufe der
Konflikt jedoch keineswegs, berichtet
Besir. So gebe es Mädchen aus säkula-
ren Elternhäusern, die zu Hause blei-
ben müssten, während Kopftuchträge-
rinnen ohne Diskussion mitfahren
dürften.

Wie oft in solchen Fällen bestellt der
Schulleiter auch im Bremer Schulzen-
trum die Eltern ein und versucht sie mit
allerlei Versicherungen - strenges Alko-
holverbot, getrennte Schlafräume, ve-
getarische Angebote auf der Speisekar-
te - dafür zu gewinnen, ihnen ihre Kin-
der anzuvertrauen. Andere Schulen
lassen muslimische Mütter und Studen-
ten mitfahren oder bitten islamische
Imame sowie Sozialarbeiter, die Eltern
von der Bedeutung einer Reise für die
Klassengemeinschaft zu überzeugen.
Die Überzeugungsarbeit ist nicht im-
mer erfolgreich. »Doch je besser die
Kontakte der Schulen zu Migranten-
vereinen, Moscheen oder Stadtteilmüt-
tern sind, desto einfacher fällt es, die
Eltern zu überzeugen«, sagt Dorothea
Bender-Szymanski vom Deutschen In-
stitut für Internationale Pädagogische
Forschung, die Frankfurter Schulleiter
zum Thema »Integration« befragt hat.

DIE WAHREN PROBLEME

Die These vom breiten Unterrichtsboy-
kott muslimischer Eltern scheint nicht
haltbar. Dringend notwendig sind aber,
wie Necla Kelek fordert, empirische
Untersuchungen. Nach bisherigen Er-
kenntnissen gibt es an vereinzelten
Schulen mit sehr vielen Migrantenschü-
lern Versuche, sich dem koedukativen
Schwimmunterricht zu entziehen. Die
meisten Lehrer und Rektoren lösen die-
ses Problem jedoch mit Prinzipienfe-
stigkeit (in Grundschulen), oder sie las-
sen sich eine alternative Lösung einfal-
len. Von einer Kapitulation vor dem
wachsenden Islamismus kann keine
Rede sein.

Dies bedeutet allerdings nicht, dass die
rund 700.000 muslimischen Kinder in
Deutschland in der Schule gut zurecht-
kämen. Im Gegenteil: Ihr Bildungsab-
sturz ist dramatisch, aber nicht wegen
ihres religiösen Hintergrundes, sondern
weil sie aus armen Familien stammen,
in denen kein deutsches Buch steht,
ständig türkisches Fernsehen läuft und
sich niemand nach den Hausaufgaben
erkundigt. Alle befragten Schulen be-
richten von abnehmenden Deutsch-
kenntnissen, miserablen Zeugnissen
und Chancenlosigkeit der Jugendli-
chen, eine Lehrstelle zu finden. Ange-
sichts dieses Schulversagens, sagt der
Rektor der Dortmunder Hauptschu-
le Lützowstraße, sei die punktuelle 
Abmeldung vom Schwimmunterricht
»zweitrangig – nein viertrangig!«. 

Der Vorwurf der bewussten Integrati-
onsverweigerung von (muslimischen)
Migranten ist mittlerweile eine feste
Argumentationsfigur in der deutschen
Öffentlichkeit und Politik. In vielen
Fällen stützt sie sich indes auf Vermu-
tungen oder Einzelbeobachtungen. So
fordern Politiker wie Edmund Stoiber
immer wieder, Migranteneltern, die
ihre Kinder vor der Einschulung nicht
zu Deutschkursen schickten, müssten
bestraft werden. Indes, es gibt diese El-
tern kaum. Hessen, das Bundesland
mit den längsten Erfahrungen mit der
vorschulischen Sprachförderung, ver-
meldet eine Beteiligungsquote von 94
Prozent. Der gleiche Befund trifft auf
den Deutschunterricht für Erwachsene
zu, die so genannten Integrationskurse,
welche die Kommunen seit zwei Jahren
bundesweit anbieten. Die Nachfrage
übertrifft bei weitem das Angebot. 

Fazit: Die Schuld für das Schulversagen
von Migranten bei den Betroffenen
selbst und ihrer Religion zu suchen
mag die deutsche Politik entlasten. Die
Bildungsprobleme lassen sich mit die-
ser Strategie kaum lösen. 

Aus: DIE ZEIT, Nr. 50, 07.12.2006 



Matthias Hugoth

■ »Die Welt trifft sich im Kinder-
garten«, so lautet der Titel eines

kürzlich erschienenen Fachbuches für
Erzieherinnen.1 In der Tat: In unseren
Kindergärten spiegelt sich unsere mul-
tikulturelle Gesellschaft wider. Die Kin-
der bilden häufig ein bunt gemisch-
tes Völkchen, das die Erzieherinnen2

manchmal vor die kaum lösbare Frage
stellt, wie sie den Kindern in ihrer Viel-
falt gerecht werden sollen. Auch beim
Umgang mit den Eltern werden sie im-
mer wieder damit konfrontiert, dass
sich in ihrer Einrichtung »die halbe
Welt« versammelt. Manche dieser El-
tern können sehr empfindlich und arg-
wöhnisch reagieren, wenn sie feststel-
len sollten, dass man in der Kita ihrer
Kinder auf deren nationale, kulturelle
und religiöse Herkunft keine Rücksicht
nimmt und sie zu sehr an die hiesigen
Lebenseinstellungen und -gewohnhei-
ten anzupassen versucht. Die meisten
Eltern werten es allerdings als eine Be-
reicherung und Chance für ihre Kinder,
wenn sie mit unterschiedlichen Religio-
nen vertraut gemacht werden, wenn sie
ihre eigene Religion durch den Ver-
gleich mit anderen Religionen besser zu
verstehen und sie schon früh mit dem
Unterscheidenden und dem Gemeinsa-
men der Religionen umzugehen lernen.

Das neuralgische Feld, in dem sich
zeigt, wie es die Erzieherinnen in den
Kindertageseinrichtungen3 mit ihrer ei-
genen Religion und mit den Religionen
halten, die durch die Kinder repräsen-
tiert werden, ist der Bereich der religiö-
sen Erziehung.

ZUM GRUNDSÄTZLICHEN 
VERSTÄNDNIS VON RELIGIÖSER 
ERZIEHUNG IN KINDERTAGES-
EINRICHTUNGEN

Die folgende Begriffsbestimmung von
religiöser Erziehung stellt den kleinsten
gemeinsamen Nenner dar, auf den sich
Erzieherinnen sowohl von kirchlichen
als auch von konfessionell ungebunde-
nen Kindertageseinrichtungen verstän-
digen können, unabhängig davon, ob

sie viel oder wenig Wert auf eine reli-
giöse Erziehung legen. 

Religiöse Erziehung ist die Initiierung,
Begleitung und Unterstützung von
Lernprozessen, in denen Bezüge zu ei-
ner Religion hergestellt werden. Diese
Bezugnahme kann von den Erzieherin-
nen oder von den Kindern selbst ange-
stoßen werden. Sie kann ausdrücklich
erfolgen durch die Behandlung religiö-
ser Inhalte, durch die Verwendung reli-
giöser Sprachformen und Symbole, den
Vollzug religiöser Riten, das Feiern re-
ligiöser Feste, das Handeln nach religi-
ös begründeten Werten und Normen.
Oder sie erfolgt indirekt, beispielsweise
durch die Art des Umgangs miteinan-
der, durch den Geist, aus dem heraus in
einer Kindertageseinrichtung gelebt
und gehandelt wird, durch die Verwen-
dung von ursprünglich in einer Religi-
on beheimateten Sprachspielen, Bildern
und Symbolen, ohne dass allerdings bei
alldem ausdrücklich auf diese Religion
Bezug genommen wird.

In nahezu allen Kindertageseinrichtun-
gen, in denen religiöse Erziehung prak-
tiziert wird und die zugleich von Kin-
dern mit unterschiedlicher religiöser

Beheimatung besucht werden, sind An-
sätze und Methoden interreligiöser Er-
ziehung entwickelt worden.

ZUM GRUNDSÄTZLICHEN 
VERSTÄNDNIS INTERRELIGIÖSER 
ERZIEHUNG4

Wenn Kinder mit verschiedenen Reli-
gionen bekannt gemacht werden, ver-
gleichen sie diese in der Regel mit ihrer
eigenen Religion. Das Austauschen, An-
teilnehmen, Mitmachen und – wo es
möglich ist – das Herausbilden gemein-
samer religiöser Vollzugsformen ent-
spricht dem interreligiösen Ansatz. Er
zielt darauf, mit der eigenen Religion
vertraut zu werden, zugleich aber in ei-
nen Austausch mit denen zu treten, die
einer anderen Religion angehören. So
wird Begegnung möglich, die im ver-
gleichenden Miteinander die eigenen
religiösen Ansichten und Lebensfor-
men vertiefen, zugleich aber auch den
Horizont erweitern kann. 

Das Finden von Gemeinsamkeiten bei
gleichzeitigem Gewahrwerden der Ei-
genheiten und spezifischen Merkmale
der Religion, in der man zu Hause ist,
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kann neue Formen von Beziehung und
Gemeinschaft hervorbringen und die
Menschen, die sich auf diesen Prozess
einlassen, bereichern.

Für die interreligiöse Praxis in Kinder-
tageseinrichtungen heißt dies: Die Er-
zieherinnen sollten dafür Sorge tragen,
dass Kinder unterschiedlicher Kulturen
und Religionen in einer Atmosphäre
der Offenheit und Toleranz miteinan-
der umgehen lernen. Dass es Orte und
Vorgänge gibt, wo die Beobachtungen,
Erlebnisse, Fragen der Kinder bezüg-
lich des Glaubens ihrer Eltern und Fa-
milien zur Sprache gebracht werden
können. Wo Symbole und Rituale voll-
zogen werden und es möglich ist, sich
über das auszutauschen, was den einen
am Glauben des anderen anspricht,
was gefällt, was fremd ist oder was
vielleicht sogar Angst macht. Wichtig
ist vor allem, dass die Kinder erleben,
was gemeinsam und verbindend sein
kann, dass es möglich ist, an den beson-
deren Ausdrucksformen, Festen und
Lebensstilen des anderen teilnehmen zu
können und diesen ebenso Einblick zu
geben in das Leben der eigenen Reli-
gion.

KONKRETIONEN: ELEMENTE 
DER PRAXIS INTERRELIGIÖSER 
ERZIEHUNG

■ Interreligiöse Erziehung setzt als erstes
beim Wahrnehmen unterschiedlicher Reli-
gionen an. 

Über die zufälligen und momenthaften
Begegnungen der Kinder mit Menschen
anderer Religionen hinaus werden von
den Erzieherinnen Lernsituationen in-
szeniert, in denen die Kinder sich inten-
siv und zusammenhängend mit Detail-
aspekten der verschiedenen Religionen
befassen. Das Aneignen von Wissen
und Einsichten erfolgt in erster Linie
durch Erzählen und Mitteilen – entwe-
der durch das, was die Kinder und ihre
Eltern über ihre jeweilige Religion zu
erzählen haben, oder durch Berichte
aus Büchern, in denen die Religionen
vorgestellt werden, oder durch die Er-
klärungen eines Vertreters der Religio-
nen, deren Gotteshäuser die Kinder be-
suchen (Kirche, Moschee, Synagoge). 

■ Interreligiöse Erziehung erfolgt ferner
beim Vergleichen der eigenen Religion
mit den anderen Religionen. 

Dabei erweitern die Kinder nicht nur
ihr Wissen, sondern sie lernen das Un-
terscheidende und das Gemeinsame
kennen und werden vor allem mit dem
vertraut, was das Besondere ihrer eige-
nen Religion ausmacht. Solche Lern-
prozesse können die Erzieherinnen in-
itiieren durch interaktive Methoden
(szenische Darstellungen, Rollenspiele,
Austauschen und Erklären von Bildern,
die die Kinder zu Themen ihrer Religi-
on gemalt haben) oder durch Medien
(Bücher, Hörspiele, Videos), in denen
die Religionen vorgestellt werden. 

■ Ein wichtiger Aspekt interreligiöser Er-
ziehung ist das Bewusstmachen von Vor-
urteilen aufgrund der Andersartigkeit des
anderen. 

Kinder erleben durch die Art und Wei-
se, wie Erwachsene daheim, in ihrem
Lebensumfeld und in den Medien über
die Angehörigen anderer Religionen ur-
teilend reden. Sie bekommen in Fern-
seh- und Rundfunksendungen mit, dass
es zwischen den Angehörigen verschie-
dener Religionen immer wieder zu hef-
tigen Auseinandersetzungen kommt.
Schließlich erleben sie auch gelegent-
lich, dass manche Eltern in der Kinder-

tageseinrichtung nicht gut aufeinander
zu sprechen sind; die Kinder führen das
darauf zurück, dass diese Eltern aus
unterschiedlichen Ländern kommen
und verschiedenen Religionen angehö-
ren. Weil sich Menschen aufgrund ihrer
unterschiedlichen Religionszugehörig-
keit auch voneinander entzweien kön-
nen, gehört zur interreligiösen Erzie-
hung, mit den Kindern zu thematisie-
ren, welche Probleme sich für das
Zusammenleben ergeben können, wenn
man vom Andersgläubigen zu wenig
weiß und sich deshalb Vorurteile und
Feindseligkeiten einstellen können. Die
hier anzuwendenden pädagogischen
Methoden sind dem Methodenreper-
toir zu entnehmen, das von der so ge-
nannten »vorurteilsbewussten Pädago-
gik« entwickelt worden ist.5

■ Zur interreligiösen Erziehung gehört
auch die Erfahrung, welchen Zuspruch,
welche Hoffnung, Zuversicht und Kraft,
welchen Trost und welche Weisungen die
Angehörigen der unterschiedlichen Reli-
gionen aus ihrem jeweiligen Glauben
schöpfen. 

Wenn einer Familie Leid widerfährt,
wenn jemand krank wird oder gar
stirbt, sind davon auch stets die Kinder
betroffen. Wenn daheim Unglück ein-
getreten ist, sollte die Erzieherin dies in
der Kitagruppe aufgreifen und das

Um das Zusammenleben in einer ethnisch, kul-
turell und religiös immer differenzierteren Ge-
sellschaft zu gestalten, bedarf es der interkul-
turellen Öffnung der Dienste und Einrichtun-
gen. Als Hilfe dazu steht ein 120-seitiges
Handbuch mit zahlreichen Anregungen und
Hinweisen zu Verfügung, wie Caritasverbände
und Mitarbeiter, berufliche wie ehrenamtliche,
in den verschiedensten Einrichtungen und
Diensten ihr jeweiliges Hilfeangebot stärker
auf die kulturelle Vielfalt ausrichten können.
Ein Anhang mit Arbeitshilfen und Checklisten
rundet das Handbuch ab.

Deutscher Caritasverband (Hrsg.): »Vielfalt bewegt Menschen – Interkulturelle Öffnung der
Dienste und Einrichtungen der verbandlichen Caritas«, gegen Versandkostenpauschale zu be-
ziehen über Tel.: 0761 / 200296 oder E-Mail: vertrieb@caritas.de

HILFEN ZUR INTERKULTURELLEN ÖFFNUNG



Kind erzählen lassen, was seiner Fami-
lie widerfahren ist. Handelt es sich um
eine gläubige Familie, wird das Kind 
in der Regel auch erzählen, wie seine
Eltern mit dem Unglück umgehen und
wie sie in ihrem Glauben Trost und
Hilfe finden. Von diesen Erzählungen
ausgehend kann die Erzieherin mit den
Kindern darüber sprechen »Wie die
Religionen den Menschen Trost geben,
Mut und Hoffnung machen und ihnen
Hilfen anbieten, wenn sie in Not gera-
ten«, und ihnen so im Sinne interreli-
giöser Erziehung einen weiteren ver-
gleichenden Zugang zu den Religionen
eröffnen.

■ Schließlich sind die Entdeckung des 
Gemeinsamen in den Religionen und das 
Erleben gemeinsamer Aktionen, die aus
dem jeweiligen Glauben erwachsen, wei-
tere zentrale Elemente interreligiöser Er-
ziehung. 

Solche gemeinsame Aktionen können
im gemeinsamen Feiern von Festen, im
Vollziehen von Ritualen und symboli-
schen Handlungen bestehen, aber auch
in Unternehmungen wie »Aktion sau-
berer Wald«, bei der die Kinder lernen,
dass sie Achtung vor Gottes Schöpfung
haben sollen – ein Gebot, das sich in al-
len Religionen mehr oder weniger aus-
drücklich findet – , und dass aus dieser
Achtung folgt, dass man die Natur ak-
tiv schützen, hegen und pflegen muss.

Interreligiöse Erziehung eröffnet den
Kindern einen lebendigen und unmit-
telbaren Zugang zur Welt der Religio-
nen und leitet sie zugleich an, die eige-
ne Religion durch den ständigen Ver-
gleich mit den anderen besser kennen
zu lernen und zu vertiefen. Schließlich
kann die interreligiöse Erziehung in
Kindertageseinrichtungen eine Voraus-
setzung für eine Verständigung zwi-
schen den Angehörigen unterschiedli-
cher Religionen schaffen, wenn die
Kinder – und ihre Eltern – lernen, An-
derssein und Andersglauben des Mit-
menschen zu tolerieren und zugleich
Formen gemeinsamen Lebens zu ent-
wickeln.

FORMEN INTERRELIGIÖSER 
ERZIEHUNG

Für die interreligiöse Erziehung von
Kindern in Kindertageseinrichtungen
bieten sich unterschiedlichen Formen
an: 

■ Begegnung 
In einer multikulturell zusammenge-
setzten Gruppe liegt es nahe, Situatio-
nen zu initiieren, in denen die Kinder in
Bezug auf eine bestimmte Fragestellung
(»Was kommt eigentlich nach dem
Tod?«, »Was ist gut, was ist böse?«,
»Wo ist Gott?«), über Feste und Bräu-
che, Gottesdienstformen und Rituale
miteinander ins Gespräch kommen.
Zur Begegnung mit den Religionen
können auch das Hinzuziehen von El-
tern oder von Angehörigen der Ge-
meinden bzw. der religiösen Gemein-
schaften oder die persönlichen Erfah-
rungen der Lehrerin oder des Lehrers
mit der eigenen oder einer fremden Re-
ligion beitragen.

■ Thematische Arbeit
Bei der Behandlung inhaltlicher Aspek-
te der Religionen sollte möglichst bei
den Beobachtungen, Fragen und An-
sichten der Kinder angesetzt werden.
Denn vielfach haben die Kinder, ob aus
christlichen, muslimischen oder anders
religiös ausgerichteten Familien, die
gleichen Erlebnisse und Fragen. Die
Aufmerksamkeit aller ist dann eher zu
erreichen, wenn es sich um Themen
handelt, die jedem Kind bekannt sind
(etwa die Frage danach, woher die
Menschen gekommen sind und wohin
sie gehen, wenn sie sterben; nach dem,
was einen guten Menschen kennzeich-
net, wie der Krieg und der Hunger in
die Welt kommen, warum die Men-
schen beten).

■ Feiern
Kinder feiern gern. Das gemeinsame
Feiern von christlichen, muslimischen
und anderen religiösen Festen kann 
für die Kinder zum religiösen Erlebnis
werden – zumal wenn noch weitere
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Angehörige der jeweiligen Religion,
beispielsweise Eltern, Geschwister, Ge-
meindeangehörige, hinzugezogen wer-
den. 

■ Vertrautmachen mit Symbolen 
und Ritualen
Kinder im Vorschulalter sind sehr offen
für Symbole und Rituale. Sie eignen
sich besonders gerne religiöse Symbole
und Riten an, da diese Ängste mindern,
Vertrauen stärken und Empfindungen
und Botschaften zum Ausdruck brin-
gen, für die den Kindern meist die Wor-
te fehlen. Das Malen von Symbolen der
eigenen und einer anderen Religion, die
Einbindung von Bildern, Gesten und
Ritualen aus mehreren Religionen in
Feiern und Dank-, Bitt- und Gemein-
schaftsgottesdiensten kann auf sehr
eindrückliche Weise mit den Religionen
vertraut machen.

■ Beschäftigung mit den Religionsstif-
tern oder mit anderen großen Gestalten
der Religionen
Vorschulkinder hören gerne Geschich-
ten von Helden und anderen bedeuten-
den Frauen und Männern. Solche gibt
es in allen Religionen, so dass zu diesen
auch über solche Gestalten eine Bezie-
hung hergestellt werden kann.

■ Handeln
Alle Religionen beinhalten Werte und
Normen, machen Aussagen über gut
und böse, geben Anleitungen für den
Umgang der Menschen miteinander
und mit der Natur. Bei vielen dieser
Vorgaben handelt es sich um die glei-
chen Ziele: Sich nach einem Streit zu
versöhnen, Notleidenden zu helfen, die
Natur zu schützen, für eine gute Sache

zu kämpfen. Hier bieten sich im Unter-
richt viele Möglichkeiten: Vom Rollen-
und Theaterspiel über das Herstellen
von religiösen Gegenständen und Sym-
bolen bis zu einzelnen Aktionen bei-
spielsweise zum Schutz von Pflanzen
und Tieren als den Geschöpfen Gottes.

Bei diesen Aktivitäten erfahren die Kin-
dern, worin sich die Religionen ähnlich
sind oder sogar übereinstimmen. Den-
noch sollten auch Unterschiede und
Unvereinbarkeiten benannt werden, da
eine persönliche religiöse Identität nur
durch die Erkenntnis und Erfahrung
des spezifisch Eigenen entstehen kann.
Es würde nicht nur dem Wahrheitsan-
spruch, den jede Religion für sich er-
hebt, nicht gerecht, sondern wäre auch
für die religiöse Identitätsbildung der
Kinder fatal, wenn sie den Eindruck ge-
wännen, als wenn eigentlich alle gleich
wären und man die Inhalte, Symbole
und Riten der Religionen beliebig aus-
tauschen könnte.

Die pädagogische Kunst, die in interre-
ligiös arbeitenden Kindertageseinrich-
tungen ebenso gefordert ist, besteht
darin, eine Balance zwischen der Erfah-
rung von Differenz und Konsens, von
dem Eigenen und dem Gemeinsamen
zu finden.

■ Kontakt: Matthias Hugoth,
KFH Freiburg, Karlstr. 63, 79104 Freiburg
Tel.: 0761 / 200-447
E-Mail: hugoth@kfh-freiburg.de
Matthias Hugoth ist Mitarbeiter des Deutschen
Caritasverbandes und zur Zeit als Dozent an
der Katholischen Fachhochschule Freiburg 
(KFH Freiburg) im Bereich Erziehungswissen-
schaft tätig.
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■Wäre das nicht reizvoll? Chri-
sten laden Muslime zum Ernte-

dankfest ein und umgekehrt heißen
Muslime Christen zum Fastenbrechen
(Iftar) während des Ramadans will-
kommen! In den kommenden Jahren
liegen die Termine dieser Feste nahe 
beieinander. Nachbarschaftliche Einla-
dungen haben sich schon oft bewährt,
um die Feste der Anderen kennen zu
lernen und sich dabei auch persönlich
näher zu kommen.

Religiöse Feste strukturieren Jahresläu-
fe und Lebensläufe. Deshalb bieten sie
sich in besonderer Weise an, um einan-
der kennen zu lernen und wertzuschät-
zen. Schließlich geben sie etwas von
den Menschen und dem, was ihnen
wichtig ist, preis. Sie bringen die Fei-
ernden der jeweiligen Gemeinde zuein-
ander in Beziehung. Zugleich können
die Gastgeber/innen und die Gäste sich
in nachbarschaftlicher Atmosphäre er-
leben. Dabei geht es keineswegs um
Folklore im weiteren Sinn oder nur um
leckeres Essen, sondern um das Wahr-
nehmen des jeweiligen Zentrums: das,
was den einzelnen Menschen wirk-
lich wertvoll und heilig ist. Nähe und
Fremdheit von Christentum und Islam
können so besonders deutlich erfahr-
bar werden. 

Christlicher und muslimischer Glaube
wird durch die Einladungen nicht ver-
mischt. Die Gäste erfahren als aktive
Beobachter, wie die Gastgeber/innen
ihren Glauben feiern, interpretieren
und praktizieren. Sie erleben liturgische
Gastfreundschaft. Die Gastgeber/innen
konzentrieren sich in ihrer Feier auf das

Eigene. Sie feiern ihr religiöses Fest wie
sonst, geben das Eigene nicht auf. Al-
lerdings geschieht dies nun nicht nur
inmitten der pluralen Gesellschaft, son-
dern auch in der unmittelbaren Gegen-
wart der Anderen. Auf diese Weise
kann zugleich die Relevanz für den ei-
genen Glauben und die eigene spirituel-
le Praxis neu geschärft werden. Bisher
unbeachtete Aspekte des eigenen Glau-
bens können neue Bedeutung für das
eigene Leben gewinnen. Die eigene reli-
giöse Identität kann also geradezu ver-
tieft werden durch die Begegnung mit
dem Anderen, mit dem Unvertrauten. 
Das Fastenbrechen (Iftar) und das Ern-
tedankfest sind geeignete Gelegenhei-
ten für gegenseitige Einladungen, weil
trotz der Unterschiede eine besondere
Nähe zwischen Christen und Musli-
men zum Ausdruck kommt: Christen
und Muslime eint bei diesen Festen die
Besinnung auf Gott und seine Schöp-

fung, der Dank für seine Gaben, die
Bitte um gerechte Verteilung der Güter
sowie das praktische Teilen. 

In einer gemeinsamen Fortbildung von
Pastoren und Pastorinnen mit Imamen
im Februar 2006 wurde die Idee zu ge-
genseitigen Einladungen zum Ernte-
dankfest und zum Fastenbrechen wäh-
rend des Ramadan vorgestellt und von
den Beteiligten positiv aufgenommen.
Im März 2006 begrüßten Landesbi-
schöfin Dr. Margot Käßmann, Religi-
onsattaché Mehmet Cetín sowie der
Vorsitzende des Landesverbandes der
Muslime/Schura Niedersachsen zusam-
men mit weiteren Christen und Mus-
limen die Idee für Kirchen- und Mo-
scheegemeinden, die Kontakt haben
bzw. zueinander suchen. 
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ERNTEZEIT – ZEIT ZUM DANKEN,
ZEIT ZUM TEILEN

Auf dem Lande ist besonders zu erle-
ben, welch große Bedeutung das Ernte-
dankfest hat. An einigen Orten über-
schneiden sich traditionelle Erntefeste
mit ortsüblichen Trachten, Erntewa-
gen, Erntekrone und Kirmes mit dem
kirchlichen Erntedankfest. 

Als christliches Fest wird Erntedank
in Deutschland erst seit wenigen Jahr-
hunderten zu einem festen Termin ge-
feiert. Es ist seitdem ein besonderes
Fest, weil es mit alten Sitten und Bräu-
chen verbunden ist und seinen Platz im
natürlichen Jahreslauf zum Abschluss
der Erntezeit hat. Altäre werden mit
Erntegaben, Früchten, Brot oder auch

Konservendosen geschmückt. Das Fest
ist also nicht eingebunden in den Zu-
sammenhang von Jesu Christi Leben,
Tod und Auferstehung, sondern erin-
nert an Gott den Schöpfer. Es konzen-
triert die Glaubenden auf Gottes se-
gensreiche Schöpfung, den Dank für
die Ernte und das tägliche Brot. Damit
gewinnt die Bewahrung der Schöpfung
an Bedeutung. Zugleich kommt die Bit-
te um das tägliche Brot für diejenigen
in den Blick, die nur einen begrenzten
Zugang zu diesen Gaben haben, die
hier und in anderen Ländern hungern. 

Vor allem in städtischen Bereichen
wurde das Erntedankfest in der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts teilweise
neu interpretiert, um die existentiell

fehlende Verbindung zur Ernte zu kom-
pensieren. So trat beispielsweise der
Dank für die Arbeitsstelle am Fließ-
band in den Vordergrund, symbolisiert
etwa durch einen Kotflügel auf dem 
Altar. Doch es hat sich gezeigt, dass die
damit verbundene Ambivalenz eine un-
haltbare Dynamik entwickelt – gerade
wenn die Arbeitsplätze wegbrechen.
Aufgrund dessen wird auch in Städten
das Erntedankfest wieder neu entdeckt:
elementarisiert auf den Dank für Got-
tes Gaben seiner Schöpfung, die Be-
wahrung der Schöpfung und die Bitte
um gerechte Verteilung der Güter die-
ser Erde. 

Das Erntedankfest wird am ersten
Sonntag im Oktober bzw. am Sonntag
nach dem Michaelistag begangen. Jesu
Gleichniserzählung vom reichen Korn-
bauern (Lukas 12,13-21) und Jesu Auf-
ruf, sich nicht zu sorgen, sondern nach
Gottes Reich zu trachten (Matthäus
6,25-34), rücken den Ruf zur Umkehr
und den Dank für die Fülle des Lebens
ins Zentrum. Hinzu kommen die Auf-
forderung von Paulus zur Kollekte für
Jerusalem (2. Korinther 9,6-15) und
das Prophetenwort »Brich mit dem
Hungrigen dein Brot« (Jesaja 58,7-12).
Sie fokussieren die Gedanken auf das
Teilen elementarer Güter zum Leben
und die gegenseitige Verantwortung. 

Häufig werden die Gottesdienste
zum Erntedankfest als Familiengottes-
dienste gestaltet, mit besonderen Ak-
zenten im Gottesdienst und Aktionen
im Anschluss. Die Gaben, die den Altar
schmücken, werden oft an Bedürftige
oder diakonische Einrichtungen weiter-
gegeben. So wird Gott gedankt und
auch ganz praktisch miteinander ge-
teilt. 

FASTENZEIT – ZEIT ZUM BESINNEN,
ZEIT ZUM TEILEN

Der Ramadan ist der neunte Monat des
islamischen Jahres. Als gesegneter Mo-
nat der Offenbarung des Koran ist er
der Fastenmonat: In dieser Zeit fasten
gläubige Muslime nach festgelegten
Regeln von der Morgendämmerung 
bis zum Sonnenuntergang: kein Essen,
kein Trinken, kein Rauchen, kein Ge-
schlechtsverkehr. Kinder sind bis zur
Geschlechtsreife ebenso ausgenommen
wie zum Beispiel alte Menschen, Kran-
ke, Schwangere oder auch Reisende. 
Es ist für praktizierende Muslime der

Erntedankfest 1. Ramadan Ramadanfest 
(Anfang des Fastenmonats) (Abschluss des Fastenmonats)
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wichtigste Monat im Jahr, weil er trotz
der teilweise kräftigen Strapazen eine
Zeit besonderer religiöser Besinnung
und menschlicher Gemeinschaft ist. Sie
danken Gott für seine Gaben, bitten
Gott und einander um Vergebung und
bekräftigen dies allabendlich im ge-
meinsamen Teilen von Speisen.

In der 27. Nacht des Ramadan wird
die Herabsendung des Koran vom
Himmel gefeiert. In dieser »Nacht der
Bestimmung« soll der Prophet Moham-
med die erste Offenbarung erfahren ha-
ben (Sure 96). Ab diesem Tag steigt 
die Anspannung bis zum Sichtbarwer-
den des Neumondes, des Beginns des
10. Monats und des Endes des Fasten-
monats. Am folgenden Morgen wird
das große Fastenbrechen gefeiert. Die-
ses Ramadanfest (türk.: |seker bayramı,
arab.: ‘id ul-fitr) bildet den Abschluss
des Fastenmonats Ramadan. 

Das Ramadanfest (oder auch »Fasten-
brechenfest«) am Ende des Ramadan
gehört zusammen mit dem Opferfest
zu den beiden großen Festen im Islam.
Sie sind für alle Muslime weltweit 
verbindlich. Beide Feste richten sich
nach dem islamischen Mondkalender,
dadurch rücken sie jährlich elf Tage
vor. 

Das Ramadanfest wird teilweise 
drei Tage gefeiert, am ersten Tag im
Kreis der Familie, am zweiten Tag im
Kreis der Verwandten und Freunde.
Die Moscheen werden auch von denen
besucht, die sonst dort nur selten er-
scheinen. Bedürftige werden mit unter-
schiedlichen Gaben bedacht. Kinder er-
halten Geschenke – oft bekommen sie
Süßigkeiten, weshalb das Fest in der
Türkei auch »Zuckerfest« (türk.: |seker
bayramı) genannt wird.

Einige Moscheegemeinden in Deutsch-
land laden für die Zeit des Ramadan ei-
nen Hafiz aus der Türkei oder anderen
Ländern ein, d.h. einen, der den gesam-
ten Koran auswendig rezitieren kann.
Für muslimische Ohren bringt er Got-
tes eigenes Wort zu Gehör. Kunstvoll
rezitiert er den Koran und begleitet so
die Muslime. Denn ihnen ist in dieser
Zeit empfohlen, den ganzen Koran in
festgelegten Abschnitten zu lesen.

Während des ganzen Ramadan kom-
men nach Sonnenuntergang Muslime
an verschiedenen Tagen im Kreis der
Familie, der Nachbarschaft oder auch
in der Moschee zusammen, um nach

dem Abendgebet das tägliche Fasten-
brechen (Iftar) zu zelebrieren. Gemein-
sam wird gespeist, zum Teil an reich ge-
deckten Tischen, miteinander geteilt
und gefeiert. 

In vielen Orten laden Muslime wäh-
rend des Fastenmonats Christen und
Menschen anderer Religionsgemein-
schaften sowie Personen des öffent-
lichen Lebens zu einem besonderen
Abend in die Moschee ein. Sie werden
willkommen geheißen, beobachten das
Abendgebet in der Moschee und wer-
den im Anschluss zum Essen eingela-
den. Die Speisen werden von den Fami-
lien der Moscheegemeinde zubereitet
und mitgebracht. Und dabei ist Zeit für
Gespräche, rund um »Gott und die
Welt«. An vielen Orten ist dies zum
sichtbaren Ausdruck von gewachsener,
guter Nachbarschaft, vertrauensvoller
Zusammenarbeit und Freundschaft ge-
worden. 

TÜREN ÖFFNEN

Kirchen- und Moscheegemeinden, die
schon Kontakt haben oder Kontakt zu
einander suchen, sprechen gegenseitige
Einladungen aus. Dies setzt eine positi-
ve Neugierde auf die Menschen in der
Nachbarschaft voraus, die konstruktiv
aufgenommen wird. Eine kleine Vorbe-
reitungsgruppe bietet sich an. Es hat
sich bewährt, Kontakt zu den Vorstän-
den der Moscheegemeinden aufzuneh-
men. Dort finden sich sprachlich oft
versiertere Gesprächspartnerinnen oder
-partner als unter den Imamen. Bei der
Kontaktaufnahme mit muslimischen
Nachbarn und Fragen über deren Aus-
richtung ist die Arbeitsstelle Islam und
Migration im Haus kirchlicher Dienste
gerne behilflich. 

Schon im Vorfeld ist miteinander 
zu verabreden, welche Öffentlichkeits-
arbeit betrieben wird. Gemeindebrief,
Handzettel, Plakate eignen sich. Einzu-
beziehen sind auch lokale Zeitungen. 
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Zu einem Fußballspiel der besonderen Art traten am Samstag (6.5.06) in Berlin-Wilmersdorf christli-
che Pfarrer gegen muslimische Imame an. Unter dem Motto »Sport against Racism« spielten acht Pfar-
rer in blauen Trikots gegen acht Imame aus Berliner muslimischen Gemeinden in gelben Trikots. Nach
dem 12:1-Sieg nimmt Superintendent Roland Herpich als Kapitän der Pfarrermannschaft den Pokal ent-
gegen (Foto). Zu der Begegnung hatte der Ökumenische Rat Berlin-Brandenburg (ÖRBB) in Zusammen-
arbeit mit der Britischen Botschaft, der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlau-
sitz (EKBO) und dem Evangelischen Kirchenkreis Berlin-Wilmersdorf eingeladen. Der Ökumenische Rat
Berlin-Brandenburg stiftete den Wanderpokal, der in den Spielen der kommenden Jahre weitergegeben
wird. Die sportliche Begegnung zwischen Geistlichen verschiedener Religionen, die der Verständigung
zwischen den Religionen dienen soll, fand in Deutschland zum ersten Mal statt. Foto: epd

»PFARRER UND IMAME SPIELEN FUßBALL«
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Bis 2007 liegt das Erntedankfest
noch im Fastenmonat. Eine Bewirtung
der muslimischen Gäste vor Sonnenun-
tergang ist ausgeschlossen. Dies muss
auch in der Einladung zum Ausdruck
kommen. Das heißt allerdings nicht,
dass zum Beispiel im Anschluss an den
Familiengottesdienst auf eine Aktion
mit Speisen und Getränken für die 
Kirchengemeinde oder auf einen »Kir-
chenkaffee« verzichtet werden muss.
Tische oder Stehtische können auch für
die muslimischen Gäste unverbindlich
vorgehalten werden. Doch es empfiehlt
sich, die muslimischen Gäste zu einem
weiteren Termin nach dem Ramadan
zum Essen einzuladen. So kann der
Einladung zum Essen beim Fastenbre-
chen adäquat entgegnet werden. (Bitte
beachten, damit sich alle wohl fühlen:
Angebote von Speisen ohne Schweine-
fleisch und Alkohol deutlich machen,
gleich vegetarisch oder die Speisen mit
Kärtchen deklarieren.) Hier können
dann im Rückblick beide Feste thema-
tisiert werden. Folgender Dreischritt
legt sich also nahe:

1. Fastenbrechen in der Moschee-
gemeinde

2. Erntedankfest in der Kirchen-
gemeinde

3. Gemeinsames Essen in der Kirchen-
gemeinde nach dem Ramadan

2007 kann das abendliche Fastenbre-
chen auch nach dem Erntedankfest
stattfinden, so stände das Erntedank-
fest am Anfang der gegenseitigen Einla-
dungen. Ab 2008 endet der Ramadan
vor dem Erntedankfest. Dann kann im
Anschluss an den Gottesdienst zum
Erntedankfest gemeinsam gegessen und
getrunken werden. Verstetigen sich die
Begegnungen zwischen Kirchen- und
Moscheegemeinde, bietet dieses Pro-
jekt noch weitere Entwicklungsmög-
lichkeiten.

Alternativ kann die Kirchengemeinde
Muslime im unmittelbaren Umfeld des
Erntedankfestes zu einem Abend ein-
laden. Dabei kann zunächst eine An-
dacht zum Erntedankfest gefeiert wer-
den, bei der die muslimischen Gäste 
zugegen sind. Im Anschluss besteht die
Möglichkeit zu gemeinsamem Essen
und Austausch. Bei dieser Alternative
ist zu bedenken, dass für die Muslime
vorher die Möglichkeit bestehen muss,
ihr eigenes Abendgebet zu verrichten.
Dafür müssen Ort und Zeit im Vorfeld
zwischen den Gastgebern und Gästen
genau abgesprochen werden.

Zum Besuch des Fastenbrechens 
(Iftar) in der Moscheegemeinde sollte
ein Gastgeschenk mitgenommen wer-
den, zum Beispiel ein Bildband mit der
eigenen Kirche, ein Gemeindebrief, der
landeskirchliche Prospekt »Kirche mit
weitem Horizont. evangelisch in Nie-
dersachsen« (Bezug: IPS.Hannover@
evlka.de) oder auch die deutsch-türki-
sche Faltblattserie »Christentum für
Muslime erklärt« (Bezug: islam.migra
tion@kirchliche-dienste.de). In der Mo-
schee zieht man die Schuhe aus und
trägt angemessene Kleidung. Frauen
und Männer sind zum Gebet je nach
örtlichen Verhältnissen in einem Raum
oder in getrennten Räumen. Dies soll-
te man vorher erfragen.

Beim Erntedankgottesdienst sind die
Gäste zu begrüßen. Inhaltlich muss auf
sie nicht Bezug genommen werden; 
sie sollen und wollen ja das christliche
Erntedankfest kennen lernen und den
Gottesdienst als Gäste erleben. Schließ-
lich gibt es in der islamischen Tradition
kein religiöses Fest, das mit dem Ernte-
dankfest vergleichbar ist. Gleichwohl
sind traditionelle Erntefeste zum Bei-
spiel in der Türkei sehr verbreitet.

Für die Einladung zum gemeinsamen
Essen in die Kirchengemeinde sind die
täglichen Gebetszeiten der Muslime zu
beachten. Dies ist vor Ort schnell abge-
sprochen. 

Nach den gegenseitigen Besuchen soll-
ten die Erfahrungen gemeinsam ausge-
wertet und gegebenenfalls weitere Ver-
abredungen getroffen werden. 
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lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers,
Arbeitsstelle Islam und Migration,
Archivstr. 3, 30169 Hannover
Artikelnummer 682727, Einzelpreis 7,- Euro,
Staffelpreise auf Anfrage.
Tel.: 0511/1241- 452, Fax: 0511/1241-941 
E-Mail: islam.migration@kirchliche-dienste.de
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WOHIN GEHT’S?

Zum Abschluss der »Interkulturellen
Woche – Woche der ausländischen Mit-
bürger« öffnen sowohl die Kirche als
auch die Moschee ihre Türen für ge-
genseitige Besuche. Durch die Gestal-
tung der Besuche mit verschiedenen
Angeboten werden Kirche und Mo-
schee (neu) kennen gelernt.

WIE GEHT’S?

Der Pastor und der Hodscha begrüßten
jeweils in »ihren« Häusern die Besu-
cher/innen. Es war Gelegenheit, das
Gotteshaus der anderen Religion ken-
nen zu lernen.

In der Kirche malten und bastelten
Kinder in »Werkstatt-Gruppen« Frie-
denstauben aus Papier oder verzierten
Kerzen. Diese wurden als symbolische
Geschenke der muslimischen Gemein-
de übergeben. In der Moschee bestand
für die Muslime Gelegenheit, am Nach-

mittagsgebet teilzunehmen, für die
Christen die Möglichkeit, dieses zu be-
obachten.  Zum Abschluss des Nach-
mittags wurde in der Kirche ein christ-
liches und ein muslimisches Friedens-
gebet gesprochen. Vor dem Altar stand
eine stählerne Weltkugel, auf der al-
le Teilnehmer eine Kerze entzünden
durften, verbunden mit einem stillen
Wunsch für die Zukunft.

WAS WIRD GEBRAUCHT?

Bastelmaterial für die Kinder, Kerzen.

ERFAHRUNGEN

Es gab einen großen Zulauf und eine
entspannte, begeisternde Atmosphäre.
Die Veranstaltung hat einen tiefen Ein-
druck hinterlassen. Fast 80 Menschen,
fast gleichmäßig aus beiden Religionen,
kamen zusammen, um in Holzminden
erst die Lutherkirche und anschließend
die türkische Moschee zu besuchen.

EXTRA-TIPP

Durch den gegenseitigen, vorbereite-
ten Besuch wird der 3. Oktober als
jährlicher »Tag der offenen Moschee«
nicht nur muslimisch geprägt. Dies
weckt großes Öffentlichkeitsinteresse,
welches durch lokale Berichterstattung
auszunutzen ist.

Aus: Schritte gehen – aufeinander zu.
Positionen, Projekte, Anregungen für christ-
lich-muslimische Begegnungen.
Hrsg.:Arbeitsstelle Islam und Migration im
Haus kirchlicher Dienste (HkD) der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers,
Arbeitsstelle Islam und Migration,
Archivstr. 3, 30169 Hannover
Artikelnummer 682727, Einzelpreis 7,- Euro,
Staffelpreise auf Anfrage.
Tel.: 0511/1241- 452, Fax: 0511/1241-941 
E-Mail: islam.migration@kirchliche-dienste.de
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TAG DER OFFENEN MOSCHEE – TAG DER OFFENEN KIRCHE

Die vom Zentralrat der Muslime
(ZMD) initiierte Aktion »Tag der offe-
nen Moschee« findet seit 1997 statt.
Einmal im Jahr – am 3. Oktober – öff-
nen bundesweit mehrere hundert Mo-
scheen aller islamischen Verbände ihre
Pforten, mehr als 100 000 Besucherin-
nen und Besucher werden erwartet.

Der vom ZMD bewusst gewählte Zeit-
punkt am Tag der Deutschen Einheit
soll das Selbstverständnis der Muslime
als Teil der deutschen Gesellschaft und
ihre Verbundenheit mit der Gesamtbe-
völkerung zum Ausdruck bringen. 

Mit Moscheeführungen, Podiumsdis-
kussionen, Ausstellungen, Bücherti-
schen und Folklore suchen die Mo-
scheegemeinden das Gespräch mit ih-
ren Mitbürgerinnen und Mitbürgern.
Für die Initiatoren steht der Wunsch im
Mittelpunkt, ins Gespräch zu kommen,
Fragen zu beantworten und so den
Umgang miteinander positiv zu gestal-
ten.

■ Weitere Informationen zum Tag der offenen
Moschee erhalten Sie unter: www.zentralrat.de
Dort können Sie auch eine Liste der bundes-
weit teilnehmenden Moscheen einsehen.

3. OKTOBER – TAG DER OFFENEN MOSCHEE 

Besucherinnen am Tag der 

offenen Moschee in Bochum

Foto: epd



WOHIN GEHT’S?

Menschen, die verschiedenen Religio-
nen angehören, beten in Gegenwart der
anderen nacheinander in der Form ih-
rer Tradition. Die Angehörigen der 
anderen Religion sind eingeladen, bei
dem für sie fremden Gebet in schwei-
gender Beobachtung anwesend zu sein.
Unabdingbare Voraussetzung ist der
gegenseitige Respekt gegenüber dem
Gebet der anderen, das eine Lebens-
und Glaubensäußerung gläubiger Men-
schen darstellt. Das Beten vereint die
Gläubigen in der gemeinsamen Erfah-
rung von Bedrohung und Angst und 
im gemeinsamen Bemühen um Gerech-
tigkeit, Frieden und Bewahrung der
Schöpfung. Im multireligiösen Gebet
drückt sich die Sehnsucht nach Ver-
ständigung zwischen den Angehörigen
der verschiedenen Religionen aus. Der
christliche Gebetsbeitrag richtet sich
selbstverständlich an den dreieinigen
Gott. Die Begegnung mit Texten und
Glaubensüberzeugungen anderer Re-
ligionen ist ein willkommenes Ken-

nenlernen des »Fremden«. So wird in
Treue zur eigenen Tradition gebetet,
was gleichzeitig zu einer Stärkung der
eigenen christlichen Identität führen
kann.

WIE GEHT’S?

Ein- bis dreimal im Jahr treffen sich
Angehörige verschiedener Moscheege-
meinden, der jüdischen Gemeinde und
der christlichen Kirchen zum multi-
religiösen Gebet. Anstoß gaben immer
wieder Ereignisse in Politik und Gesell-
schaft, z.B. die Anschläge vom 11. Sep-
tember 2001, der Irakkrieg und die
Fremdenfeindlichkeit in Deutschland. 

WAS WIRD GEBRAUCHT?

Die Planung des Ablaufs sowie die
Auswahl der Texte müssen kompetent
und sorgfältig erfolgen und brauchen
eine langfristige Planung. Die Organi-
satoren erwerben im Vorfeld die not-
wendigen theologischen Grundlagen
und machen sich mit den Unterschie-
den in den Religionen vertraut. Es emp-
fiehlt sich einen Verantwortlichen 
auszuwählen,  der auch auf kritische
Fragen in der Gemeinde fundiert ant-
worten kann.

ERFAHRUNGEN

In Krisensituationen, z.B. in der Zeit
nach dem 11. September 2001, gab es
eine größere Resonanz als in gesell-
schaftspolitisch ruhigeren Zeiten.

EXTRA-TIPP

Das multireligiöse Gebet braucht star-
kes Vertrauen der Teilnehmenden unter-
einander. Dies findet sich bei Gruppen
und Gemeinden, die sich schon länger

kennen. Das multireligiöse Gebet sollte
daher nur bei bereits vorhandenen und
gefestigten Kontakten veranstaltet wer-
den und eignet sich nicht als Erstbegeg-
nung. Eine gute Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit ist geeignet, vorhandene Un-
sicherheiten und Ängste, gerade auch
im kirchlichen Raum, abzubauen.

Aus: Schritte gehen – aufeinander zu.
Positionen, Projekte, Anregungen für christ-
lich-muslimische Begegnungen.
Hrsg.:Arbeitsstelle Islam und Migration im
Haus kirchlicher Dienste (HkD) der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers,
Arbeitsstelle Islam und Migration,
Archivstr. 3, 30169 Hannover
Artikelnummer 682727, Einzelpreis 7,- Euro,
Staffelpreise auf Anfrage.
Tel.: 0511/1241- 452, Fax: 0511/1241-941 
E-Mail: islam.migration@kirchliche-dienste.de
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MULTIRELIGIÖSES GEBET UM FRIEDEN
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■ Multireligiöses Beten, hrsg. im Auftrag
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■ Mit anderen Feiern – gemeinsam 
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Besucher am Tag der 

offenen Moschee in 

der Berliner Sehitlik-Moschee

Foto: epd



Ingrid Lühr

■ Der Ökumenische Vorbereitungs-
ausschuss für die Interkulturelle

Woche in Berlin trat im Jahr 2006 mit
einer neuen Idee an die Öffentlich-
keit: Mit einem sogenannten »Quiz der 
Religionen« sollten Schülerinnen und
Schüler der Mittelstufe an Berliner
Schulen in einen Wettstreit um die gro-
ßen Weltreligionen treten. Ziel des
Quiz sollte sein, bei ihnen Interesse für
die jeweils anderen Religionen zu wek-
ken und spielerisch Gemeinsamkeiten
zu entdecken.

Die Zeit war knapp, denn die Idee ent-
stand kurz vor den Berliner Sommerfe-
rien und sollte noch während der Inter-
kulturellen Woche – also im September
2006 – realisiert werden. Die Ferien en-
deten jedoch erst Mitte August, so dass
es drängend wurde, schnellstens nach
Kooperationspartnern und Ausführen-
den zu suchen. Es stellte sich als gar
nicht so einfach heraus, die Verant-
wortlichen in den Schulen in solch ei-
ner kurzbemessenen Zeit unmittelbar
vor den Sommerferien für die Idee zu
gewinnen. »Eigentlich« brauchen sol-
che Projekte einen viel längeren Vor-
lauf, die Schülerinnen und Schüler
müssen viel mehr Zeit zum Üben haben
und dürfen vor allem nicht direkt vor-
her in den Großen Ferien sein! Dass es
trotzdem gelungen ist und ein großer
Erfolg wurde, ist dem hohen Einsatz
und Engagement aller Beteiligten zu
verdanken.

Solch ein Vorhaben wirft natürlich vie-
le Fragen auf: Welche Kooperations-
partner können gewonnen werden?
Welche Schulen sollen angesprochen
werden? Welcher Ort ist für so eine
Veranstaltung am besten geeignet? Wer
erarbeitet altersgemäße Quizfragen?
Braucht man dafür Experten? Wie sol-
len die Teams besetzt sein – konfessio-
nell oder interreligiös? Welche Perso-
nen müssen einbezogen werden, damit
das Quiz kompetent und unparteiisch
durchgeführt werden kann? … und …
und … und … 

Als erstes machten wir uns auf die 
Suche nach Kooperationspartnern, die
sich auf Seiten der drei großen Reli-
gionsgemeinschaften für das Projekt
einsetzen würden. Evangelische und
katholische Partner waren schon aus-
reichend im Ökumenischen Vorberei-
tungsausschuss vertreten. Wir sprachen
dann Vertreterinnen und Vertretern der
Jüdischen Gemeinde in Berlin und der
in Berlin ansässigen islamischen Verei-
nigungen an, um dort nach Unterstüt-
zung zu fragen. Es fanden sich auch
bald auf Seiten der jüdischen Gemeinde
der Vorsitzende sowie die Direktorin
des Jüdischen Gymnasiums bereit, das
Vorhaben zu unterstützen. Auf Seiten
der islamischen Vereine erklärte sich
ein Imam bereit, als Ansprechpartner
und Experte zur Verfügung zu stehen. 

Sodann begann die Suche nach den
Schulen. Schließlich wählten wir zwei
Gymnasien aus (das katholische Cani-
sius-Kolleg und das Jüdische Gym-
nasium) sowie zwei Oberschulen (die
Evangelische Schule Neukölln und die
Röntgen-Oberschule Neukölln, die ein
hoher Prozentsatz von islamischen
Schülerinnen und Schülern besucht)
und baten sie, Teams aus den jeweili-
gen Mittelstufen zusammenzustellen.
Den Schulen wurde von uns Material
zur Vorbereitung gestellt, und die Teams
sollten – wenn möglich – interreligiös
zusammengesetzt werden, damit alle

Fragen zu den drei großen Religionen
Christentum, Judentum und Islam mit
gleichen Chancen beantwortet werden
könnten.

Für die Erarbeitung der Fragen wurden
Religionslehrerinnen und -lehrer der
vier Konfessionen angesprochen, denn
sie sind die Experten für altersgemäße
Fragestellungen. 

Während des Quiz standen dann 
zusätzlich als Expertinnen und Exper-
ten ein jüdischer Rabbiner, ein islami-
scher Imam, ein katholischer Schuldi-
rektor und eine evangelische Pfarrerin
und Religionslehrerin beratend zur Sei-
te, wenn Zweifel an der Richtigkeit ei-
ner Antwort oder inhaltliche Fragen zu
klären waren.

Am 27. September um 18 Uhr erschie-
nen zu dem Ereignis ca. 100 jugend-
liche Schülerinnen und Schüler sowie
Eltern, Lehrerinnen und Lehrer in der
zum Quiz umgestalteten Turn- und
Mehrzweckhalle der Ev. Schule Neu-
kölln. Für die musikalische Ummalung
des Quiz sorgte ein jugendlicher Rap-
per, der einige seiner selbstkomponier-
ten Stücke playback darbot, die vom
rauen Klima für Jugendliche in Berlin –
besonders für solche mit Migrations-
hintergrund – handelten. Für das leibli-
che Wohl sorgte eine Klasse aus der Ev.
Schule Neukölln, die belegte Brötchen,
Kaffee, Saft und Mineralwasser anbot.
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»QUIZ DER RELIGIONEN« 
AM 27. SEPTEMBER 2006 IN DER EV. SCHULE NEUKÖLLN IN BERLIN
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Die Veranstaltung begann mit Musik,
einem Grußwort des stellvertretenden
Schulleiters der Ev. Schule Neukölln
und einer Begrüßung und Einführung
durch ein Mitglied des ökumenischen
Vorbereitungsausschusses. Dann über-
nahm der »Quizmaster« das Mikrofon
und fesselte die vier begeisterten Rate-
teams und das Publikum über zwei
Stunden mit seinen ausgefeilten Fra-
gen in insgesamt vier Fragerunden. Der
Punktestand wurde an einer Tafel für
alle sichtbar notiert und die Expertin-
nen und Experten kamen hin und wie-
der auch zu Wort. Bis kurz vor Schluss
gab es ein Kopf-an-Kopf-Rennen der
vier Teams – es siegte schließlich knapp
das Jüdische Gymnasium mit 49 Punk-
ten und erhielt den »1. Preis der Inter-
kulturellen Woche 2006« vor dem Ca-
nisius-Kolleg, der Röntgen-Oberschule
und der Ev. Schule Neukölln mit 40
Punkten. Für alle Teams gab es Urkun-
den, Geldpreise und langanhaltenden
Applaus. 

Die Veranstaltung wurde mit vielen 
Fotos dokumentiert und auf Amateur-
video gefilmt. In der Tagespresse er-
schienen zwei Artikel. 

AUSWERTUNG:

Die Kooperation im Vorbereitungs-
team, mit den Kooperationspartnern,

den Schulen, den Religionslehrerinnen
und -lehrern sowie mit den Expertin-
nen und Experten während der Vor-
bereitungsphase war sehr konstruktiv
und verbindlich. Besonders die Zusam-
menarbeit bei der Durchführung des
Quiz aber hat alle Beteiligten begeistert
und zu der Entscheidung geführt, das
»Quiz der Religionen« auch im näch-
sten Jahr wieder als Teil der Interkultu-
rellen Woche durchzuführen. Die Di-
rektorin des Jüdischen Gymnasiums
hat bereits signalisiert, die Schule als
Austragungsort bereit zu stellen. Durch
die längere Vorbereitungsphase werden
die Schulen noch besser einbezogen
und die Schülerinnen und Schüler kön-
nen sich in Form von Projekten im 
Religionsunterricht intensiver auf das
Quiz vorbereiten.

Uns hat vor allem das vielfältige Wis-
sen der teilnehmenden Schülerinnen
und Schüler beeindruckt, das sich bei
ausnahmslos allen Mitstreitern zeigte,
sowie die Freude und das Engagement,
mit denen um die richtigen Antworten
diskutiert und gerungen wurde. Wir
können daher überzeugt feststellen,
dass die Ziele des »Quiz der Religio-
nen« voll und ganz erreicht wurden:
Die beteiligten Schülerinnen und Schü-
ler waren begeistert und interessiert bei
der Sache und haben die jeweils ande-
ren Religionen noch besser kennen ge-

lernt, sich gegenseitig respektiert und
alte und neue Gemeinsamkeiten ent-
deckt.

Auch das Publikum hat begeistert mit-
gemacht und war auch bereit und in
der Lage, einige Fragen zu beantwor-
ten. Es wurden somit nicht nur die vier
Teams mit ihren insgesamt 24 Mitglie-
dern erreicht, sondern auch die ca. 100
Zuschauerinnen und Zuschauer, die
ausgiebig Beifall spendeten.

Die nachhaltige Wirkung des Projektes
zeigt sich in dem Willen aller Betei-
ligten, 2007 wieder mitzumachen und
ein neues »Quiz der Religionen« zu
starten. 

Dem Ökumenischen Vorbereitungsaus-
schuss für die Interkulturelle Woche in
Berlin gehören 10 Mitglieder aus dem
christlichen Raum an: Ökumenischer
Rat Berlin-Brandenburg e.V.; Diöze-
sanrat der Katholiken im Erzbistum
Berlin; der Ausländerreferent des Erz-
bistums Berlin; der Beauftragte für Aus-
länderarbeit der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Ober-
lausitz; Diakonisches Werk Berlin-Bran-
denburg-schlesische Oberlausitz e.V.;
Caritasverband Berlin e.V.; Internatio-
naler Konvent Christlicher Gemeinden
in Berlin und Brandenburg e.V.; Afrika
Center Berlin; Verein Hilfe für auslän-
dische Frauen und Kinder e.V.; United
Brethren Church in Christ.

■ Ingrid Lühr ist Referentin im Arbeitsbereich 
Existenzsicherung und Integration des Diakoni-
schen Werkes Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz e.V.

■ Kontakt:
Ökumenischer Vorbereitungsausschuss Berlin:

Büro des Ausländerbeauftragten der Evangeli-
schen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz, Georgenkirchstr. 69/70
10249 Berlin-Friedrichshain
Tel.: 030 / 24344 - 535, Fax: 030 / 24344 - 289,
E-Mail: h.thomae@ekbo.de

Diözesanrat der Katholiken im Erzbistum Berlin
Französische Str. 34, 10117 Berlin-Mitte
Tel.: 030 / 400046 - 0, Fax: 030 / 400046 - 10
E-Mail: info@dioezesanrat-berlin.de



Miteinander Deutsch sprechen, be-
reit sein zur Integration, einander
annehmen, voneinander lernen, of-
fen sein, gemeinsam leben

IDEE

In unmittelbarer Nachbarschaft der
evangelischen Christi-Himmelfahrts-
Gemeinde und der katholischen Ge-
meinde St. Georg befindet sich die 
muslimische Gemeinde von Freising.
Der Weg zu den Nachbarn, so kurz er
räumlich sein mag, ist aufgrund der re-
ligiösen wie kulturellen Unterschiede
oft weit. Hier sollen Begegnungsmög-
lichkeiten geschaffen werden, um sich
gegenseitig kennen, verstehen und da-
mit auch achten zu lernen. Aufgrund
der besonderen Situation der muslimi-
schen Frauen ist es sinnvoll, Treffen
und Einladungen ausschließlich für

Frauen anzubieten. Diese können die
Nachbarschaft in ihre Familien wei-
tertragen. Die Einladung geht aus von
evangelischen und katholischen Frau-
en, bei denen bereits durch die gemein-
same Arbeit im Ökumenekreis ein Ver-
trauensverhältnis gewachsen ist.

DURCHFÜHRUNG

Um einen wirklichen Austausch zu er-
möglichen und die Sprachbarriere zu
überwinden, besteht das Projekt aus
zwei Schwerpunkten: Wöchentlich wird
für ein geringes Entgelt (2,- Euro pro
Tag) im evangelischen Gemeindezen-
trum ein Sprachkurs für Deutsch als
Zweitsprache angeboten. Der Kurs ist
für die überwiegend türkischen Frauen
auf deren Wünsche und spezielle Le-
benssituation zugeschnitten. Jede zwei-
te Woche schließen sich an die Sprach-
kurse Treffen mit freien Gesprächsrun-
den sowie Themen mit Referentinnen
an.

Evangelische, katholische und muslimi-
sche Frauen stellen sich gegenseitig ihre
Religion und Kultur vor. In vertrauens-
voller Atmosphäre können auch Kon-
flikte zur Sprache gebracht werden, die
durch die unterschiedliche Herkunft
entstehen. Bestimmte Fachfragen sind
u.a. »Kind und Recht«, »Schulden un-
vermeidbar«, »Religiöse Kindererzie-
hung im Islam und Christentum«.
Hierfür stehen Frauen türkischer Her-
kunft als Übersetzerinnen bereit. Pro
Treffen nehmen ca. 15 - 20  Frauen teil,
bei besonderen Anlässen oft auch über
30. Daneben werden kommunale und
religiöse Einrichtungen (Tag der offe-
nen Tür in der Moschee, Mariendom
u.a.) besucht und Ausflüge in die nähe-
re Umgebung unternommen. Bei den
Bildungsangeboten wird eng mit dem
Bildungswerk des Evang.-Luth. Deka-
nats Freising zusammengearbeitet.

ERFAHRUNGEN

Das Projekt, das im Frühjahr 2002 be-
gonnen hat, zieht weitere Kreise und
lässt sich auch auf andere Personen-
gruppen übertragen und erweitern. So
haben sich bereits Jugendliche der
christlichen und muslimischen Gemein-
den getroffen und seit 2004 gibt es 
einen offenen Gesprächskreis zum Be-
reich Kindergarten und Schule, zu dem
auch türkische Religionslehrerinnen
eingeladen werden. Die Erfahrungen
und Rückmeldungen sind insgesamt
sehr positiv, die Treffen sind geprägt
von Offenheit, Vertrauen und Zunei-
gung. Alle Referentinnen und Verant-
wortlichen engagieren sich bisher eh-
renamtlich.

Aus: Erste Schritte konkret. Gelungene 
Beispiele aus dem Arbeitsfeld des christlich-
islamischen Dialogs im Raum der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern.

■ Kontakt: Evangelisch-Lutherische Kirchen-
gemeinde Christi Himmelfahrt,
Saarstraße 2, 85354 Freising
Tel.: 08161 / 532873
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■ Schüler, die im Unterricht etwas
nicht verstehen, fragen ihre Eltern.

Normalerweise. Was aber, wenn die selbst
nicht helfen können, weil sie wie viele Mi-
granten nur schlecht Deutsch sprechen?
Dann rutschen die Kinder häufig ab. »Aus-
ländische Schüler sind mit ihren Problemen
oft auf sich allein gestellt, wodurch ihre
schulischen Leistungen schwächer wer-
den«, sagt Nguyen Tien Duc vom Interkul-
turellen Beratungs- und Begegnungszen-
trum der Caritas. In Magdeburg hat die 
Caritas deshalb eine ehrenamtliche Haus-
aufgabenhilfe gegründet. 24 Kinder lernen
zweimal pro Woche zusammen mit ihren
Nachhilfelehrern Mathe und Biologie, und
vor allem üben sie die deutsche Sprache.
Die ist nicht nur wichtig für gute Leistun-
gen, sondern auch der Schlüssel zu einer
gelungenen Integration.

■ Infos: Interkulturelles Beratungs- 
und Begegnungszentrum der Caritas,
Tel.: 0391 / 4080511,
E-Mail: info@caritas-ikz-md.de

HAUSAUFGABEN –

HILFE FÜR MIGRANTEN

FRAUEN IM DIALOG, NACHBARN BEGEGNEN SICH
EIN CHRISTLICH-MUSLIMISCHES PROJEKT IN FREISING
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Doris Schulz

■ Unter dem Motto »Weißt du 
wer ich bin?« wurde  während

der Interkulturelle Woche eine Inter-
religiöse Stadtrundfahrt organisiert, 
an der junge Menschen, Christen und
Muslime aus Solingen und Umgebung
teilgenommen haben.

Neugierig betraten sie die Stadtkirche
am Fronhof, die erste Station der Reise.
Die Pfarrrin als evangelische Haus-
herrin und  der Pfarrer begrüßten die
Gäste. Sie erzählten dann in bester öku-
menischer Zusammenarbeit von dem
Mann aus Nazareth, der vor 2000 Jah-
ren den Menschen die frohe Botschaft
von der Liebe Gottes  zu den Menschen
verkündete, die auch nach seinem Tode
nicht mehr verstummte und  durch das
Wunder der Auferstehung Jesu Christi
bis heute für Christen an ihrer Gültig-
keit nichts verloren hat.  

Darüber hinaus wurden die Sakra-
mente der Kirche wie Taufe und Abend-
mahl erzählerisch entfaltet.

Nach einer knappen Stunde fuhr die
Gruppe nach Wuppertal zur Synago-
ge der Jüdischen Kultusgemeinde. Der
Vorsitzende der Gemeinde sagte in sei-
nen Begrüßungsworten, dass er immer
von islamischem Terrorismus höre.
Diesen Ausdruck lehne er total ab, ein
solcher Terrorismus könne nicht isla-
misch sein, da der Islam (und auch das
Judentum) den Selbstmord streng ver-
biete. Selbstmördern werde im Juden-

tum sogar ein religiöses Begräbnis ver-
weigert. Terrorismus sei immer ein Ver-
brechen, wie  auch immer er begründet
werde. 

In seinen weiteren Ausführungen
wies er auf die Zusammenarbeit der
drei großen Religionen hin, die beim
Synagogenneubau vor einigen Jahren
zusammenwirkten. Das Grundstück
wurde der Jüdischen Gemeinde von 
der Ev. Landeskirche im Rheinland ge-
schenkt. Bauleiter der Synagoge war
ein Muslim. Heute versammeln sich 
jüdische Gläubige dort.

Der Gemeindevorsitzende erinnerte
an gemeinsame Wurzeln der drei Reli-
gionen am Beispiel der 10 Gebote, an
den Wasserritualen und weiteren Tradi-
tionen. Schließlich bezeugte er das eige-
ne jüdische Glaubensverständnis. 

Fragen der Jugendlichen nach Aus-
richtung des Synagogenbaus, nach den
Gebetsverpflichtungen, nach der Sitz-
ordnung für Frauen und Männer frü-
her und heute wurden aufgenommen
und mit Humor erläutert.

Anschließend wurde im Gemeinde-
saal der benachbarten Gemarkerkirche
eine Pause mit Kuchen und Getränken
eingelegt, bevor die Fahrt zurück nach
Solingen ging.

In der Arabischen Moscheegemeinde
im Zentrum Solingens, der dritten und
letzten Reisestation, informierte ein
Vorstandsmitglied  über den Islam. Der
Glaube an den einzigen Gott, den
Schöpfer Himmels und der Erde, den
bereits Abraham bezeugt habe, sei 

in den  sogenannten »Buchreligionen«
gleich. Herr Zorba sprach  von Mo-
hammed, dem Gesandten Gottes, dem
der  Koran als Botschaft von Gott un-
mittelbar gegeben worden sei  und den
5 Pflichten für gläubige Muslime. 

Der Wille zum Frieden wurde von
ihm auch für den Islam beansprucht.
»Niemand wird zum Glauben gezwun-
gen!« und »Die Gläubigen der drei Re-
ligionsgemeinschaften leben ihr Leben
im guten Wettstreit miteinander. Gott
wird am Ende entscheiden.« In diesem
Zusammenhang wurde an die Ring-
parabel aus »Nathan dem Weisen« er-
innert, in der bis heute offen bleibt, wer
den rechten Ring besitzt.  

Die  junge Pinar fasste für sich das Er-
gebnis der Reise so zusammen:

»…Ich habe viel gelernt über die ge-
meinsamen Vorfahren, über die ande-
ren zwei Religionen… Die gehörten
Sachverhalte waren für mich sehr wich-
tig. Ich konnte mich mit den anderen
Religionen auseinandersetzen. Vor al-
len  Dingen ist mir klar geworden, wie
gerne ich eine Muslima bin und warum
ich es auch immer bleiben will. Als ich
nämlich in die Moschee reinging, fühl-
te ich mich wie zu Hause, ist bestimmt
auch verständlich, aber das Gefühl, das
ich da empfunden habe, ist unbe-
schreiblich. Vor allem als die Sure aus
dem Koran vorgelesen wurde… Ich
lebe meine Religion, aber mit hoher
Achtung vor den Religionen der an-
deren Menschen, denn unser größtes
und wichtigstes Zusammentreffen ist
Allah, und das ist die Hauptsache.«

Idee, Planung und Durchführung der
Initiative lagen in der Verantwortung
des Christlich-Islamischen Gesprächs-
kreises, des Christlich-Jüdischen Ge-
sprächskreises und der Moscheege-
meinden an der Florastraße und Kaser-
nenstraße. 

Der WDR hat für die Lokalzeit Ber-
gisches Land die Fahrt begleitet und
eine Zusammenfassung gesendet.

■ Kontakt: Für das Planungsteam Doris Schulz,
Synodalbeauftragte für die Christlich-
Islamische Begegnung im Ev. Kirchenkreis 
Solingen, Wilhelmhöhe 13, 42655 Solingen
E-Mail: doris-schulz@t-online.de

Dr. Bert Moll, Beauftragter für den Christlich-
Islamischen Dialog im Dekanat Solingen,
Croneberge Str. 45, 42651 Solingen,
Tel.: 0212 / 200199, E-Mail: bertmoll@acor.de
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Anita Rüffer

■ BRÜHL-BEURBARUNG. Auch
wenn die Ergebnisse unerfreulich

sind: Michael Schmitz-Steinhäuser ist
froh über die Pisa-Studie. »Endlich ist
öffentlich geworden, dass Migranten-
kinder im deutschen Bildungssystem
sehr schlecht wegkommen«, sagt der
Mitarbeiter des Caritas-Fachdienstes
Migration. Weil das Schulsystem of-
fensichtlich nicht in der Lage ist, die
Schwachstellen auszugleichen, hat sich
seine Einrichtung etwas einfallen las-
sen. »Kubik« heißt der interkulturelle
Bildungstreff im Komturhof, der im
April 2004 gegründet wurde. Noch 
bis April 2007 wird das gemeinwe-
senorientierte Angebot für den Stadt-
teil Brühl-Beurbarung von der Aktion
Mensch finanziert. Nicht nur Kindern
und Jugendlichen, sondern auch ihren
Eltern soll damit ein besserer Zugang
zum deutschen Bildungssystem eröffnet
werden. 

Kubik arbeitet zusammen mit Kinder-
gärten und Schulen, mit ausländischen
Vereinen und mit Ehrenamtlichen, die
die deutschen Sprachkenntnisse bei zu-
gewanderten (und einheimischen) Kin-
dern aufpäppeln helfen. Herzstück des
Projekts ist eine Mediothek, in der
mehr als 900 mehrsprachige Bücher,
Kassetten, DVDs und Spiele kostenlos
ausgeliehen werden können. Sie verfügt
außerdem über Computer mit Internet-
zugang. 

Kubik will Kindern das Lesen schmack-
haft machen. Doch das ist leichter ge-
sagt als getan. »Die klassische Metho-
de funktioniert nicht«, hat Michael
Schmitz-Steinhäuser festgestellt. Wer
zu sehr holpert, scheut sich, in der
Klasse laut vorzulesen. Aber wer sagt
denn, dass es nicht auch anders geht?
Kubik bietet den Kindern der benach-
barten Schulen und Kindergärten an,
sich an den offenen Lesenachmittagen
deutschsprachige Bücher präsentieren
zu lassen. Die »drei Ziegenböcke na-

mens Gruff« kamen besonders gut an.
Kinder einer Hausaufgabengruppe ha-
ben das Bilderbuch vertont und dafür
wochenlang den Text auswendig ge-
lernt. Es wurden eine CD und eine
DVD daraus, die im Kindergarten prä-
sentiert wurden. 

Auch der PC lässt sich didaktisch 
einsetzen. Schmitz-Steinhäuser ließ die
Kinder daran einen Steckbrief erstellen:
»Damit habe ich eine indirekte Motiva-
tion zum Schreiben geschaffen.«

Das zweite Standbein von Kubik ist die
Arbeit mit Eltern. Am besten lassen sie
sich erreichen über ausländische Ver-
eine, von denen einige im Komturhof
zuhause sind: der tamilische Kulturver-
ein etwa oder die Ghanaerunion. Auch
mit dem islamischen Zentrum klappt
die Zusammenarbeit. Zu einem Eltern-
abend kamen kürzlich 42 Besuche-
rinnen und Besucher, die streng nach
Männern und Frauen getrennt Platz
nahmen. Dabei wurden  Erwartungs-
haltungen durchbrochen. »Wir hätten
nicht gedacht, dass es ausgerechnet ei-
nige tief verschleierte Frauen sind, die
in perfektem Deutsch offensiv Fragen
stellen«, wundert sich Kubik-Mitarbei-
terin Claudia Jäger. Sie klärt die Eltern
auf über das deutsche Schulsystem und
darüber, wie wichtig ein erfolgreicher
Schulbesuch für ihre Kinder ist. Über
Erziehungsfragen wird ebenso gespro-
chen wie über die Eigenverantwortung
der Eltern im Bildungsprozess. Die
nämlich werde in der Türkei nicht an-
nähernd so groß geschrieben wie in
Deutschland, sagt Jäger. Ein interessan-
ter Nebeneffekt dieser Elternabende:
»Wir haben vermehrt Anfragen tamili-
scher Frauen, die einen Deutschkurs
machen wollen.« Viele seien seit mehr
als zehn Jahren im Land, ohne ein Wort
Deutsch zu sprechen. Wenn sie aber
Kontakt mit der Schule halten wollten,
sei ihnen aufgegangen, müssten sie sich
ja verständigen können. Der Vorteil ge-
genüber schulischen Elternabenden ist
bei Kubik, dass immer homogene Aus-

ländergruppen zusammenkommen. Bei
Gebäck und Tee können sich die Besu-
cher auch untereinander austauschen.
Meist gesellen sich die Rektorinnen der
benachbarten Schulen (Tulla und Lort-
zing) dazu, die dabei selber einen Ein-
blick in die andere Kultur gewinnen. 

Kubik konnte bisher 36 Freiwillige ge-
winnen, die ausländischen (und einhei-
mischen) Kindern zu mehr Sicherheit 
in der deutschen Sprache verhelfen. Für
ihre Aufgabe werden sie qualifiziert. 
Es gibt Austauschtreffen. Das Material
der Mediothek steht ihnen zur Verfü-
gung.  Und sie arbeiten in engem Kon-
takt mit den jeweiligen Lehrerinnen in
der Schule. 

Aus: MIG-MAG Migrations-Magazin 
Sozialcourage 2 /2006 
Deutscher Caritasverband (Hrsg.),
Karlstr. 40, 79104 Freiburg
www.sozialcourage.de
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KINDERN DAS LESEN SCHMACKHAFT MACHEN,
ELTERN FÜR BILDUNG BEGEISTERN 
DER INTERKULTURELLE BILDUNGSTREFF »KUBIK« ARBEITET GEMEINWESENORIENTIERT 
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■ Immer deutlicher hat sich in den
letzten Jahren gezeigt, dass in

Leipzig eine Vielzahl zugezogener Reli-
gionsgemeinschaften anzutreffen ist.
Diese erstaunliche Pluralität wurde
nicht zuletzt 2005 in der Broschüre
»Glaubenswelten in Leipzig« festge-
stellt.

In der Publikation »Feste der Welt in
Leipzig« wird insbesondere die Fest-
kultur einzelner Gemeinden näher ins
Auge gefasst. Feste sind ein wichtiges
Verbindungselement zwischen der Le-
benswirklichkeit der Menschen und
der Glaubenswelt ihrer Religion, sind
somit gelebter Glaube. In allen Kultu-
ren stellen sie zudem eine Unterbre-
chung im Alltag und einen Einschnitt
im Rhythmus des Jahres sowie im Le-
benslauf des Einzelnen dar. Feste sind
Momente des Innehaltens, der Erneue-
rung der Standortbestimmung; Rituale
im Lebenslauf erleichtern den Über-
gang von einer Lebensphase in die
nächste und machen diesen speziellen
Moment im Leben des Einzelnen sicht-
bar für die Gemeinschaft. Darüber hin-
aus sind viele Feste Familienfeiern,
durch die Traditionen und religiöses
Wissen an die nächste Generation wei-
tergegeben werden können.

Gerde für Zuwanderer stellen gemein-
same Feiern und Lebenslaufrituale ei-
nen Bezug zu den Wurzeln ihrer Religi-
on her. Dadurch wird ein Teil ihrer
Identität in der neuen Umgebung auf-
recht erhalten. Die Ausübung der Reli-
gion und das Feiern von Festen mit

Gleichgesinnten vermitteln außerdem
ein Gefühl der Zusammengehörigkeit,
Gemeinschaft und Integration. In der
Diaspora werden Feste vielfach umge-
staltet und den hiesigen Bedingungen
und Möglichkeiten angepasst. Das be-
trifft sowohl Zeitrahmen, Ablauf und
Ausübung als auch Ort, Charakter und
Ziel der Rituale und Zeremonien. Oft-
mals richten sich Migranten in der Zeit
nach den christlichen Festen oder na-
tionalen Feiertagen in Deutschland aus.
Andernfalls muss extra Urlaub genom-
men oder es müssen neue Regelungen
geschaffen werden. Bestimmte Orte sind
nicht nutzbar bzw. unterliegen Be-
schränkungen oder es gibt aufgrund
von mangelnder Toleranz und fehlen-
dem Verständnis Probleme mit An-
wohnern oder Nachbarn. Dadurch
sind Feste und Lebenslaufrituale immer
auch in einem Prozess, verändern und
wandeln sich stetig. 

Wie wird nun in verschiedenen Kultu-
ren gefeiert? Inwiefern unterscheiden
sich die Fastenbräuche orthodoxer
Christen und Muslime in Leipzig? Wel-
che Feste feiern Angehörige der Sikh-
Gemeinde, und auf welche Weise? Wel-
che Riten umgeben die Feierlichkeiten
anlässlich einer Taufe oder einer Hoch-
zeit in den einzelnen Gemeinden?

Diese und andere Fragen versucht die
Broschüre »Fest der Welt in Leipzig« 
illustrativ zu beantworten. In dem Buch
werden die religiösen Feste von eini-
gen Migrantengemeinden in der Mes-
sestadt porträtiert. Herkunft, histori-
sche Hintergründe, Bedeutung und ze-
remonielle Abläufe der einzelnen Feste
werden anschaulich beschrieben. Zu-
dem werden Riten und Bräuche, die die
so genannten Übergangsrituale Taufe,
Ehe und Begräbnis begleiten, in den
Mittelpunkt gerückt. Die Erläuterun-
gen werden durch Bildmaterial visuell
unterstützt.

Aus: Feste der Welt in Leipzig,
tengu.books Leipzig,
ISBN 3-9372218-01-7, 12,50 Euro

■ Kontakt: Interkulturelles Forum e.V.,
Leipzig (Hrsg.)
Selneckerstr. 52, 04277 Leipzig
Tel.: 0341 / 2253582
E-Mail: info@interkulturelles Forum.de
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HAMBURGER PROJEKT

»MIGRANTEN SCHAFFEN JOBS«

Rund 12.000 Betriebe haben Migranten in Hamburg bereits gegründet.Viele von ihnen könn-
ten sozialversicherungspflichtige Stellen anbieten, tun es aber nicht – weil sie bürokratische
Hemmnisse und die Formalitäten fürchten.Aus diesem Grund hat der türkische Unternehmer-
verband ATU zusammen mit der Hamburger Wirtschaftsbehörde das Programm »Migranten
schaffen Jobs« gestartet. Künftig wollen beide ausländische Unternehmen gezielt ansprechen.
Das funktioniere nur persönlich, weiß Geschäftsführer Mehmet Keskin.Also besuchen die Mit-
arbeiter die Chefs, informieren sie über Fördermöglichkeiten und nehmen ihnen Ängste. Über
97 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze konnten bereits vermittelt werden.

■ Infos: www.hh-plus.de

FESTE DER WELT IN LEIPZIG



Gabriella Zanier

■Wenn man – wie Herr K. aus
Bosnien-Herzegowina – in zwei

Ländern gearbeitet hat und nun in
Rente geht, hat man es mit zwei »Büro-
kratiewelten« zu tun. Wegen der unter-
schiedlichen Verfahren und Regeln fällt
die Orientierung schwer. Wenn man
dazu noch als Nicht-Muttersprachler
die Amtssprache verstehen soll, die
selbst für »Eingeborene« schwer zu-
gänglich ist, dann wird das Beantragen
der eigenen Rentenansprüche ein zer-
mürbendes Unterfangen.

Ganz allein hätte Herr K. seinen Ren-
tenantrag nie schaffen können. Gott sei
Dank gibt es die »Rentenlotsen«, einen
besonderen Dienst in Frankfurt. Es
handelt sich um Migranten, die sich eh-
renamtlich engagieren und anderen
Zuwanderern bei den komplizierten
Rentenantragsverfahren zur Seite ste-
hen. Rentenlotse Herr V. hat Herrn K.
in seiner Muttersprache und mit einfa-
chen Worten erklärt, welche Unterla-
gen er benötigt. Er hat ihm geholfen,
die vielen Formulare auszufüllen, und
im Gespräch mit dem Mitarbeiter der

Deutschen Rentenversicherung Bund
(früher BfA) die gegenseitige Verständi-
gung unterstützt und damit zur Klä-
rung des komplizierten Rentenantrags
beigetragen. Auch den Schriftverkehr
hätte Herr K. ohne Herrn V. nicht be-
wältigen können.

BETROFFENE HELFEN BETROFFENEN

Die Initiative, Migranten für den »Ren-
tenlotsen-Dienst« zu gewinnen, starte-
te das Amt für Multikulturelle Angele-
genheiten (AMKA) der Stadt Frankfurt
am Main vor zirka vier Jahren. Die
Idee knüpft an die eigenen Stärken der
Migrantinnen und Migranten an und
weckt das Selbsthilfepotenzial und den
Solidaritätsgedanken unter gleicherma-
ßen Betroffenen. Dieser ehrenamtliche
Dienst bietet zum einen konkrete Hilfe
und wertvolle Begleitung an. Zum an-
deren erleichtert er den Behörden selbst
den Umgang mit der Klientel und trägt
somit zur Beseitigung von Vorurteilen
bei. Dem Dienst an Migranten widmen
die Ehrenamtlichen zwischen sechs und
bis zu 20 Stunden pro Woche, denn die
Einzelbegleitung ist oft langwierig und
kostet viel Zeit. Bei ihrer Arbeit sind

die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter versichert und erhal-
ten eine kleine Aufwandsentschädi-
gung. Die Auslagen werden ihnen er-
stattet.

Das AMKA hat die freiwilligen Helfer
bei regelmäßigen Informationsveran-
staltungen zu Rentenfragen gewonnen.
Sie hat ihnen eine Qualifizierung über
mehrere Wochen angeboten und steht
ihnen bei der Aufgabe mit hauptamtli-
cher Begleitung zur Seite. Einmal im
Jahr wird ihnen ein Auffrischungskurs
angeboten. Seit dem vergangenen Jahr
setzt sich das AMKA dafür ein, dass die
Selbsthilfepotenziale der ehrenamtlich
engagierten Migrantinnen und Migran-
ten in die Beratungsstellen der Deut-
schen Rentenversicherung Bund in
Frankfurt integriert werden.

Aus: MIG-MAG 
Migrations-Magazin Sozialcourage 1/2007
Deutscher Caritasverband (Hrsg.),
Karlstr. 40, 79104 Freiburg
www.sozialcourage.de
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VOM WANDELN IN FREMDEN BÜROKRATIEWELTEN
EIN EHRENAMTLICHER DIENST VON MIGRANTEN FÜR MIGRANTEN IN FRANKFURT STELLT SICH

ALS LOTSE IM KOMPLIZIERTEN RENTENANTRAGSVERFAHREN ZUR VERFÜGUNG 



Hiermit bestelle ich:

........ Expl. des Materialumschlags 
»Interkulturelle Woche/Woche der ausländischen
Mitbürger 2007«

Inhalt: 1 Materialheft »Teihaben – Teil werden«,
60 Seiten, DIN A4

1 Plakat DIN A3 »Teihaben – Teil werden«,
Motiv »Sombrero«

1 Materialheft zum Tag des Flüchtlings, »Flüchtlinge
schützen – nicht abschieben!«, 48 Seiten, DIN A4

1 Plakat DIN A3 Tag des Flüchtlings,
»Flüchtlinge schützen – nicht abschieben!«

Staffelpreise:
bis 9 Exemplare 4,40 Euro; ab 10 Exemplaren 3,40 Euro;
ab 50 Exemplaren 2,70 Euro

Kostenbeiträge für die neuen Bundesländer:
bis 9 Exemplare 2,40 Euro; ab 10 Exemplaren 2,10 Euro;
ab 50 Exemplaren 1,50 Euro

........ Expl. des Plakates DIN A3 
»Teilhaben – Teil werden«, Motiv »Sombrero«
Kostenbeitrag: bis 9 Exemplare 0,40 Euro;
ab 10 Exemplaren 0,30 Euro; ab 100 Exemplaren 0,20 Euro

........ Expl. des Plakates DIN A3 
»Teilhaben – Teil werden«, Motiv »Fez«
Kostenbeitrag: bis 9 Exemplare 0,40 Euro;
ab 10 Exemplaren 0,30 Euro; ab 100 Exemplaren 0,20 Euro

Plakat DIN A2 
»Teilhaben – Teil werden«, Motiv »Sombrero«
»Teilhaben – Teil werden«, Motiv »Fez«
Bei Interesse setzen Sie sich bitte mit der Geschäftsstelle des
ÖVA in Verbindung. Weitere Informationen finden Sie unter
www.interkulturellewoche.de. Bei ausreichender Nachfrage 
bis zum 16. August 2007 werden die Motive auch im Format
DIN A2 gedruckt und Ende August ausgeliefert.
Kostenbeitrag: bis 9 Exemplare 0,80 Euro;
ab 10 Exemplaren 0,50 Euro; ab 100 Exemplaren 0,40 Euro

Postkarten 
(vierfarbig, siehe Titelbild und Umschlagrückseite 
des Matrialheftes)

........ Expl. »Sombrero«

........ Expl. »Fez« 
Kostenbeitrag: 1 bis 49 Expl. 0,25 Euro; ab 50 Expl. 0,20 Euro

........ Expl. der Broschüre »Teilhaben – Teil werden«,
Zu aktuellen Fragen des Zuwanderungsgesetzes 
Mai 2007, aktualisierte Fassung, 16 Seiten DIN lang 
Kostenbeitrag: bis 49 Expl. 0,40 Euro, ab 50 Expl., je 0,30 Euro,
(Mindestabnahme 5 Exemplare)

Alle Preise zuzüglich Versandkosten

Ich bitte um Lieferung an: 
(Bitte kein Postfach angeben)

Name, Vorname

Institution

Strasse

PLZ /Ort

Tel./Fax-Nummer

E-Mail

Datum, Unterschrift

!Bitte geben Sie, falls Sie tagsüber nicht erreichbar sind, 
unbedingt eine Ersatzadresse an.

Ersatzadresse, bei der tagsüber Pakete abgegeben 
werden können:

Name, Vorname

Institution

Strasse

PLZ /Ort

Tel./Fax-Nummer

✗

Ökumenischer Vorbereitungsausschuss zur Interkulturellen Woche /
Woche der ausländischen Mitbürger
Postfach 16 06 46, 60069 Frankfurt /M.

Fax: 069 / 23 06 50 
oder im Internet unter www.interkulturellewoche.de 
und www.woche-der-auslaendischen-mitbuerger.de

BESTELLUNGEN
Ihr Bestellungen richten Sie bitte schriftlich an:
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WAS·WANN·WO?

■ Veranstaltungen im Netz
Der Ökumenische Vorbereitungsausschuss beab-
sichtigt, vor der Interkulturellen Woche Veranstal-
tungen auf der Homepage www.interkulturelle-
woche.de zu veröffentlichen. Dadurch soll die
Breite des Engagements in der »Woche« sichtbar
werden. Bitte senden Sie uns Ihre Veranstaltungs-
hinweise möglichst schon Ende August / Anfang
September per E-Mail zu.

■ Newsletter 
Etwa drei- bis viermal jährlich wird der »Newslet-
ter Interkulturelle Woche« erscheinen, in dem wir
über aktuelle Entwicklungen informieren, Mate-
rialien vorstellen und für gute Beispiele aus der 
Interkulturellen Woche werben. Gerne senden wir
Ihnen den Newsletter kostenlos zu. Sie können
Ihn in der entsprechenden Rubrik auf der Website
www.interkulturellewoche.de abonnieren.

■ Best-Practice-Recherche
In der Interkulturellen Woche gibt es eine Vielzahl
von gelungen Projekten und Veranstaltungen.Wir
möchten solche Projekte sowohl über unseren
Newsletter als auch auf der Homepage und im
Materialheft verstärkt vorstellen. Bitte senden Sie
uns Berichte über gute Projekte und Veranstal-
tungsideen zu.

■ Bundesweite Auftakt-
veranstaltung 2007 
In Frankfurt am Main wird unter Mitwirkung des
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz
Karl Kardinal Lehmann, Metropolit Augoustinos
und dem stellvertretenden Ratsvorsitzenden der
Evangelischen Kirche in Deutschland, Landes-
bischof Prof. Dr. Christoph Kähler, am Freitag, den
21. September 2007 um 17 Uhr in der Katharinen-
kirche ein ökumenischer Gottesdienst zur bun-
desweiten Eröffnung der Interkulturellen Woche
stattfinden. In diesem Zusammenhang ist eine ge-
meinsame Veranstaltung mit der Stadt Frankfurt
am Main unter Mitwirkung von Oberbürgermei-
sterin Petra Roth geplant.

Der Ökumenischer Vorbereitungsausschuss
dankt dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge und dem Kirchenamt der Evange-
lischen Kirche in Deutschland  für die finan-
zielle Förderung der genannten Maßnahmen
im Rahmen eines Projektes.

■ Terminhinweis
2. und 3. Februar 2008: Vorbereitungstagung zur
Interkulturellen Woche 2008 in Magdeburg (das
Programm wird Anfang Dezember auf der Home-
page www.interkulturellewoche.de abrufbar sein)

HERAUSGEBER:
Ökumenischer Vorbereitungsausschuss zur Interkulturellen Woche / 
Woche der ausländischen Mitbürger
Postfach 16 06 46, 60069 Frankfurt/Main,
Telefon: 069 /23 06 05, Fax: 069 /23 06 50
E-Mail: info@interkulturellewoche.de

info@woche-der-auslaendischen-mitbuerger.de
Im Internet: www.interkulturellewoche.de

www.woche-der-auslaendischen-mitbuerger.de

VORSTAND:
Vorsitzende: Gabriele Erpenbeck, Beraterin der Migrationskommission der Deutschen 
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Als Termin für die Interkulturelle Woche / Woche der ausländischen Mitbürger
2007 wird der 23. - 29. September 2007 empfohlen.

Freitag, der 28. September 2007, ist der Tag des Flüchtlings.

NEU: MEHR INFOS

ZUR INTERKULTURELLEN WOCHE

Termine für die Interkulturelle Woche /
Woche der ausländischen Mitbürger 2008 und 2009:

2008: 28. September – 4. Oktober
2009: 27. September – 3. Oktober






